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25. Plenarsitzung des Landtares Rheinland-Pfalz 
am 7. April 1948 

Beginn der Sitzung 9.40 Uhr. 

Präsident Diel: 

Meine Damen un.d Herren! Ich eröffne die heutige 
Sitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. Beisitzer sind 
Frau Dr. Gantenbcrg und Abgeordneter Steger. DiP. 
Rednerliste führt Herr Steger. 

Entschuldigt fehlen die Hen-en Abgeoroneten Wag
ner, Frau Dr. Führer, Dr. Christoffel, Herr Selzer, 
Dr. Lichtenbe1·ger. Dr. Nowack und Frau Seppi. 

Es ist eingegangen eine Eingabe der Gemeinde Bret
zenhei.m betr. die zukünftige Verwertung der Baracken 
des dortigen G€fangenenlagers. Da diese Eingabe über 
den Rahmen einer Petition erheblich hinausgeht, so 
überweise ich diese Eingabe an den Haushalts- und 
Finanzaussrhuß. Der Abgeoronete Hartmann hat sieb 
bereit erklärt, die Berlcht.t>rst.attung und auch die Be
sichtigung zu übernehmen. Ich werde Ihnen die Ein
gabe zuleiten. 

Es ist weiter eingegangen ein Schreiben des Herrn 
Ministerpräsidenten folgenden Inhalts: 

„Der Landtag hat in seiner Sitzung vom 6. November 
1947 das Landesgesetz über die Errichtung von Arbeits 
gerichten und über das Verfahren in Arbeitsstreitig
keiten verabschiedet. Die französische Militärregtenmg 
hat dieses Gesetz nunmehr genehmigt und zur Ver
öffentlichung freigegeben mit de r Bedingung, daß es in 
§ 40 Absatz 3 lautet: 

.. Wirct für den 3. Rechtszug in Arbeitssachen ein Ge
richt errichtet. dessen örtliche Zuständigkeit nicht nur 
das Land Rheinland-Pfalz umfaßt, so gehen die Auf
gaben des Obersten Arbeitsgerichtes an dieses übc:r." 

Dieser Passus soll gestrichen werden. Ich gebe dem 
Hau,s davon Kenntnis. 

Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat hat sich 
gestern mit der Tagesordnung für heute beschäftigt 
und dabei bescblo:,isen, dem Plenum des Hau.s:es vor
zuschlagen: 1. die Ziffern 8 b und 37 zurückzustellen, 
also von der heutigen Tagesordnung abzusetzen. 2. zu 
Punkt 4 und 5 die I. Beratung des Gesetzes zur Aus
führung des Art. 74 der Verfassung sowie des Gesetze-s 
über den 18. Mai {1.lS gesetzlichen Feiertag, nicht nur in 
erster, sondern in 1., 2. und 3. Lesung zu verabschie
den. Erhebt sidl gegen diesen Vorschlag des Ältesten
rates Widerspruch? Das ist nicht der Fall, dann wird 
nämlich dementsprechend verfahren. 

Es ist weiter noch eingegangen ein G€setzentwurf 
der Re~ierung über die gesamten Feiertage (Druck
sache Il/345). Die Drucksache ist verteilt. Ich darf dem 
Haus vorschlagen, diesen Gesetzentwurf mit dem 
Punkt 5 der Tagesordnung übe r die Bestimmung des 
18. Mai als gesetzlichen Feiertag zu verbinden und 
ebenfans in 1., 2. und 3. Lesung zu erlf'd~gen. Wider~ 
spruch erhebt -sich nicht; es ist entsprechend beschlossen. 

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. 

1. Punkt der Tagesordnung, eine Vol'la1e, nat'h wel
cher der Herr Mlnistel']Jr!istdent den Herm lnnenndnt~ 
ster zu seinem Stellvertreter bestimmt hat. (Drucksache 
11/337.) Auf Grund des Art. 105 der Verfassung 
bedarf diese BestimmW1g der Zustimmung des Land
tages. Ich bitte diejenigen Damen und Herren, welche 
zustimmen wollen, die rechte Hand zu eriheben. {Ge
schieht.) Ich danke; bitte um die G€gemprobe. Ich darf 
fr:st~tellen, daß Punkt 1 einstimmig angenommen fst. 

Meine Damen und Herren! Die Erei.gnisse der letz
ten Wochen und Tage haben eine neue Phase welt
potitischen Geschehens eingeleitet. Diese Ereignisse 
sind für unser Land und für die Zukunft unseres Vol
kes von außerordentlicher Bedeutung. Man darf sich 
der Hoffnung hingeben, daß in Verbindung mit die
sen Ereignlssen der Weg unseres Volkes in Zukunft, 
im Anfang vielleicht unter Überwindung erhebltcher 
Schwierigkeiten und Nöte, aber doch in der Grund
linie stetig und sirher, aufwärts führt. Der Hett Mini
sterpräsident beabsichtigt, über die politische Situation 
und über die Absichten der Regiernng eine Erklärung 
abzugeben. Im erteile dem Herrn Ministet'J)räsidenten 
das Wort. 

Ministerpräsident Altmeier; 

Meine Dmnen und Herren! Sehr verehrte Abgeord
nete1 Ich hab€- den Herrn Präsidenten gebeten, mir zu 
Beginn der diesmaligen Landtagssession Gelegenheit 
zu geben, vor dC'lTl Hohen Hause zu den verschiedenen 
politischen Fragen Stellung z.u nehmen, wie sie sich für 
Jeden ergeben, Lil!r oifenen Auges die Ent wicltlung der 
polltisrhen Situation im europäischen Raum während 
der leu.ten Wochen beobachtet hat. Weiterhin war ich 
mir darüber klar, daß ich dem Hohen Hause und da
mit unserem Volke wie immer bei:m Zusammentritt des 
Landtages auch jetzt, da wir in die schwierigste Zeit 
der Ernährung hineinkorrunen, eine 'Obersicht über den 
Stand unserer Ernährung geben muß. 

Meine Damen und Herren! Ich kann dabei auf 
meine früheren mehrfachen Ausführungen Bezug neh
men, die darin gipfelten, 1. alle Maßnahmen zu er
greifen und durch.zu.führen, um die Erfassung und Ver
teilung der eigenen Lebeqsmittelgüter sicherzustellen; 
2. qie notwendigen ständigen Verhandlungen mit der 
Militärregierung zu führen; 3. alles zu tun, um Export
möglichkeiten zu schaffen und auf diesem Gebiete zu 
i;:tößerer F~iheit zu gelangen, und schließlich 4. zu 
betonen, daß wir uns aus eige ner Kraft nicllt ernähr~n 
können, vielmehr der Hilfe der übrigen Welt bedür
fen, wenn wir in Ruhe und Ordnung an unsere Wie
deraufbauarbeiten herangehen sollen. 

Meine Damen und Her„ren! Jeder von uns weiß, daß 
diese immer wieder aufgezeigten Ernährunigsschwie
rigkeiten um so .mehr wachsen, je ·mehr wir uns dem 
Schluß des Wirtschaftsjahres zuwenden. Aus zahllosen 
Briefen und Berichten, aus dem Munde der täglich 
bei mir vorsprechenden Deputationen aus unseren 
Städten und Betrieben si.nd mir wie Ihnen die Er
nährungsnöte hinreichend bekannt, so daß es weiterer 
Ausführungen darüber n:icht bedarf. Wir alle waren 
uns angesichts des schlechten Ernteausganges der gro
ßen Schwierigkeiten, über das Erntejahr hinwegzu
kommen, ja von vornherein klar. Der Landtag hat 'S ich 
ebenso wie die Landesregicrtmg laufend mit den Er
nährungsfragen beschäftigt, und wir a1le wissen, wie 
sehr jede aufbauende, gesetzgelx:rische Arbeit immer 
wieder überschattet war und wird durch die Ernäh
rungsnot. Dabei bedeutet es für uns keinen Trost, 
wenn wir einen Blick zu den benachbarten deutschen 
Läruforn werfen und dort den gleichen - oder gar wie 
im Ruhrgebiet - noch größeren Sch·wierigkeiten be
gegnen. Ich kann es mir versa.gen, rmeine Damen 
und Herren , auf Einzelheiten, insbeso>1dere hins i<tit
!ich der Tätigkeit der Landesregierung 7.~1r Siche rung 
der Ernährung bis zum Am:chluß an die neue Ernte 
ein:r.ug<>hen, da ich den Herrn Landwirtschaft sminister 
gebeten habe, dies im Laufe des heutigen Tages ein
gehend zu tun: Wenn ich unser Volk dabei aber um 
eine objektive '.Beurteilung und um eine ehdiche An
erkennung der' tatsächlichen Leistungen der Landes-
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rei-feruIJ.i( bitte, und wenn ich darum ersuche, nicht 
je<lcm Schwätzer oder Hetzer in diesen Tagen und 
Wochen zu erliegen, der d!e Ernährungsnöte zu einem 
unterirdischen Kampf führt, so weiß ich andererseits, 
wie schon eiIJ,gangs betont, um die Ernährungsnöte 
unserer Familien, nachdem die Kartoffelrationen ver
braucht sind. Ich darf darauf hinweisen, daß die Er
nährungslage auf der Konferenz der Ministerpräsiden
ten der französise:ht:n Zone, die am 17. März in An
wesenheit des Herrn Generals Koenig in Baden-Baden 
stattfand, mir Ge!eaenheit gab, die Situation aufzu
zeigen. Ich möchte meine hierbei gemachten Ausfüh
rungen nachstehend, wenn auch stichwortartig, wie folgt 
zusarruncnfassen: 

Die Karto!föivorräte sind erschöpft. Die Saatkartof
felreserven sind durch die Speisekartoffelversorgung 
wesentlich angegriffen, wodurch die weitere Sorge um 
ausreichendes, Saatgut eingetl'eten ist. Für die fehlen
den Speisekartoffeln bedarf es bis zur neuen Ernte 
eines Ersatzes in Hülsenfrüchten und Nährmitteln. Es 
dar! durch die Ernährungsschwierigkeitoo keine wirt
schaftliche Produktionsminderung eintreten, wodurch 
der wlrtschartllche Kreislauf gestört und ein weiteres 
Absinken möglicher Lebensmittelein!uhren zu verzeich
nen wäre. Dle Europahilfe des Marshallplanes setzt 
1a, mclne Damen und Herren, das möchte ich •mit aller 
Deutlichkeit hcrau·sstellen, gegenüber einer merklichen 
Erhöhung des Lebensstandards den Unternehmungs- 1· 
geist der eignen Bevölkerung voraus. Ihr Gelingen und 
ihre programanatlsche Abwicklung v1rird von dem Eifer 
abhängen, den wir selbst zur Erfüllung der vorge
sehenen Aus!uhren einzusetzen in der La,ge sind. Dar
aus aber ergibt sich \Vicderwn die Notwendigkeit, der 
von Herrn General Koenig angekündigten Erweiterung . 
der Freiheiten und Vollmachten der deutschen Dienststel-
len mit dem Ziel, durch den Austausch unserer Industrie
produkte unerläßliche Einfuhren selbst tätigen zu kön
nen. Die am Marshallplan teilnehmenden Nationen 
verpfllchti.m sich ja zu weitgehender gegenseitiger 
Hilfe. Und daraus wiederum ergibt sich die Notwendig
keit, daß jedes Land die Güter, die es selbst nicht ge
braucht, einbringt und den anderen Staaten zur Ver-
fügung stellt. t 

Meine Damen und Herren! Ich .möchte nicht unter
lassen, bei dieser Gelegenheit festzustellen, daß die 
Militki.n·eglerung von Koblenz, die l.n Baden-Baden 
durch den Herrn Kabinettsdirektor Julitte vertreten 
war, diese von mir gemachten Ausführungen weit
gehend unterstützt hat, und daß sowohl der Herr 
Landwlrl!;cha!lsminister als auch ich in ständigen Be
sprechungen und Verhandlungen mit der Militärregie
rung wegen der LebcnsmHielversorgung stehen. Ich 
habe noch gesten:~ abend in einer längeren Aussprache 
mit dem Herrn Generalgouverneur Gelegenheit gehabt, 
diese Ernährungsprobleme ein.gehend zu erörtern, und 
mir dabei einen Überblick ilbcr die .getätigten und 
demnächst beabsichtigten Lebensmitteleinfuhren ve1·
scha!!t. Ich habe dabei erneut die Zuversicht e rlangt, 
daß der Herr Generalgouverneur uns je<lc mögliche 
HU!e zur Überwindung der Ernähnmgsschwie,rigkeiten 
angedeihen läßt. Aber immerhin, meine Damen und 
Herren, gibt sich die Regierung keiner Täuschung hin, 
daß die Ern1ihrwigslage in den nächsten vier Monaten 
ernst und schwierig ist. Würden die Mitglieder der 
Regierung nur daran denken, und würden sie nur be
dacht sein, sich. ihre persönliche Sicherheit und Ruhe 
unter allen Umständen zu erhalten, um sich' für den 
Fall korruncnder Wahlen ihre Posten nach Möglich
keit zu sichern, so wäre ihre Entsch.cidung leicht ge
tro!fon. Dann wü,rden sie das tun, was ihnen immer 
wieder von solchen, die außerhalb der Verantwortung 
stehen, zugeraunt wird, nämlich, sich durch Abgang 

au:s ihren Ämtern den Schein ihrer Verantwortung !ur 
vieles von dem, was heute geschieht, vom Halse schaf
fen. Aber, meine Darrien und Herren, der „harte, nüch
terne Wirklichkeitssinn", wektier dieser Tage in einem 
Zeitungsartikel der Landesregierung abgesprochen 
wurde, ist bei ihr stärker als jene „romantische Ver
schwommenheit", von welcher in dem eben zitierten 
Artikel gleichfalls die Rede ist und die dadurch zum 
Ausdruck kommt, daß man Parolen wie „den Kram 
hinwerfen" so unter der Hand Gifttrop!en gleich 1n 
unser Volk hineinträufelt. Die Landesregierung ist 
überzeugt, daß sie von den gewählten Vertretern des 
Volkes berufen worden ist, um unter Zurücksetzung 
ihrer persönlichen Interessen, ja auch unter Verzicht 
auf manche Chance im taktischen Spiel der Politik die 
sachliche Arbeit für die Wiedergesundung unseres Vol
kes zu leisten. Daher, meine Damen und Herren, hält 
sich die Regierung für verpfüchtel, gleich dem Kapitän 
eines in Seenot befindlichen Schiffes au! ihrem Posten 
auszuhalten, anstatt sich als erste in das bequeme Ret
tungisboot einer Flucht aus der Verantwortung zu be
geben und Schiff und Besatzung, das wäre in diesem 
Falle unser armes Volk, steuerlos seinem Schicksal zu 
überlassen. (Sehr richtig!) Meine Damen und Herren! 
Wenn man die Landesregierung wegen dieser Haltung 
zu diffamieren sucht, mit liederlichen Bemerkungen 
über das Kleben am Posten und ähnlichem. so nimmt 
sie das hin in dem Bewußtsein, bisher im Rahmen 
ihrer Möglichkeit nach besten Kräften ihre !'!licht ge
tan zu haben. Es wird ja heute leider schon wieder 
von den meisten, die mit den gegenwärtigen Zustän
den auf dem Gebiet der Ernährung und Versorgung 
und manchem anderen uru:u!riedcn sJnd, übersehen, 
daß die katastrophalen Verhältnisse von heute ihre 
Wurzeln nicht in der Tätigkeit oder Untätigkeit derer 
haben, die seit dem totalen Zusammenbrud\ vor drei 
Jahren auf deutscher Seite die Verantwortung als eine 
schwere Last und Bürde tragen, sondern daß es lilUer 
und seine Clique gewesen sind, die in verbreched.sche.r 
Weise den Weltkrieg vom Zaune gebrochen und mit 
dem deutschen Volk auch ganz Europa In ein Meer 
von Blut und Tränen, L'l ein politisches, wirtschaft
liches und nicht zuletzt auch geistiges Chaos gestilrzt 
haben. (Sehr richtig!) Meine Damen und Herren! Wenn 
unsere Städte, unsere Wirt'Scha!t und unser Verkehrs-. 
wesen heute in Trümmern liegen. wenn es der Land
wirtschaft an Geräten und Betri~b:;milteln fehlt, wenn 
die landwirtschaftlichen Oberschußgebiete des Ostens 
heute durch einen Eisernen Vorhang von uns getrennt 
sind, wenn unsere Währung völlig zerrüttet ist, dann 
ist das letztlich die Schuld derer, die Deutschlan<l und 
die Welt in diese Katastrophe hlneing„trieben haben. 
Das sollten sich alle die vor Augen halten, die heute 
glauben, blllige Kritik an den Maßnalunen der Regie
rung üben zu können, und dabei - ich muß sagen -
mit einer ruchlosen Leichtfertigkeit Verglelche ziehen, 
etwa in der Art. .,wie herrlich" es ihnen im Dritten 
Reich im Gegensatz zu heute gegangen ,:21. 

Meine Damen und Herren! Schon einmal, nach dem 
usten Weltkrieg, haben weite Kreise des deutschi:n 
Volkes in jhrer politischen KuIT.Sichtigkeit sich von 
~iner raffinierten nationalistischen Propaganda einfan
gen lassen und die demokratischen Politiker der Wei
marer Republik mit der Konkursmasse des verlorenen 
Krieges belastet, die der Demokratie als unheilvolles 
Erbe hinterlassen worden war. Auch damals wurden 
die Männer, die aus der Verantwortung gegenüber der 
Zukunft ihres Volkes die schwierige und undankbare 
Aufgabe der politischen Neuordnung und der wirt
schaftlichen Existenzsicherung unsere3 Volkes über
nommen hatten, als „Erfüllungspolitiker" beschimpft 
und als national-würdelose Figuren in Verruf gebracht, 
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Vi!'i! sie <>ine Politik der Verständigung und des Aus
gleichs mit unseren ehemaligen Geg11ern verfolgten. 
Diese Haltung unseres Volkes trieb folgerichtig zur 
Machtergreifung Hitlers und damit zu der totalen Ka
tastrophe, deren Bergeslast von Schutt und Trümmern 
auf allen Gebieten uns heute zu erdrücken droht. Auch 
heute, meine Damen und Herren. schi_eßen an vielen 
Stellen Giftpflanzen eines neuen Nationalismus üppig 
ins Kraut. Dieser neue Nationalismus stellt a~r im 
Gegensatz zu den Jahren nach 1918 keine nur inner
deutsche Reaktion auf den verlorenen Krieg dar, son
dern wird bewußt unter Ausnutzung aller gegenwär
tigen Schwierigkeiten von den politischen Kräften des 
Ostens in unser Volk hineingetragen. Wenn von dort 
immer vernehmbarer der Kampfruf zu uns herüber
dringt. ,,ein Volk, ein Reich, eine F.inheitspartei!", dann 
muß jeder bei uns wi'ssen. was die Stunde geschlagen 
hat. (Sehr gut!) Ein neuer totaler Imperialismus droht 
vorn Osten her die deutschen Westzonen und ganz 
Europa zu überfluten. In dieser Lage sind klare Ent
scheidungen notwendig. Wir stehen vor der Wahl. ob 
wir, die wir uns zum Gedanken der Freiheit der Per
son. der Menschenwürde und Menschenrechte beken
nen, den Bestand der christlich-abendländischen Kul
tur in der europäischen Gesittung verteidigen. oder ob 
wir aus Angst vor dem Tode Selbstmord begehen wol
len, indem wir uns im Namen einer sogenannten Volks
demokratie von einer neuen totalitären Diktatur zu 
Staatssklaven herabwürdigen lassen. (Sehr gut!) So 
selbstverständlich, meine Damen und Herren, für uns 
auch in dieser Stunde wie immer das Bekenntnis zur 
deutschen Einheit ist. so entschieden lehnen wir es 
ob. uns diese Einheit von ferngesteuerten Volkskon
gn>ssen be.,,cheren zu lassen und den Prei's unserer 
Freiheit dafür zu bezahlen. Wer, so muß einmal mit 
aller Deutlichkeit gefragt werden, stört denn diese 
deutsche Einheit? Klime die Hilfe des Ma.rshall-Planes 
nicht allen Zonen und damit dem gesamten deutschen 
Volke zugute, wenn die Einheit Deutsclllands durch die 
Politik der SF.D. in der Ostzone nicht gehindert würde? 
Darum gilt es, diese vom Osten her vollzogene Tren
nung in Ost und West, die wir auf das tiefste und 
schmer;,;lichste beklagen, durch Wiederherstellung der 
deutschen Einheit vom Westen her zu beseitigen. Das 
scheint mir die deutsche und europäi•sche Aufgabe des 
Westens in dieser Stunde zu sein. (Zuruf des Abg. 
Buschmann: Zusammen mit Franco!) 

Meine Damen und Herren! Das Scheitern der Lon
donl?r Außenministerkonferenz hat die weltpolitische 
Lage geklärt, und den bisher mühsam verkitteten R!ß 
zwischen Ost und West breit klaffen lassen. Die Vor
gänge in den osteuropäischen Ländern, insbesondere 
der zweite Prager Fenstersturz. haben der .ganzen Welt 
gezeigt, wohin der politische Kurs geht. Die . West
mächte haben aus diesen Ereignissen die Folgerung ge
zogen und mit dem Marshall-Plan ('ine großzügige 
Wirtschaftshilfe für We;.t('uropa eingeleitet. Die beiden 
Häuser des amerikani~chen Kongresses haben mit 
überwältigender Mehrheit eim•n Betrag von 6 Milliar
den Dollar für den wirtschaftlichen Wiederaufbau 
Westeuropas unter Einbeziehung der drei deutschen 
Westzonen nur Verfügung gestellt. Für die Westzonen 
allein ist bisher ein Betrag von 1.6 Milliarden vor
gesehen, mit <lern Deutschland vor allen anderen Län
dern Emopas an der Spitze der Kreditnehmer steht. 
Die Einheziehunß Deut;;c:hlands in den Marshall-Plan 
zeigt, daß unsere bisherige Isolierung in der Welt sich m 
ior-'kern beginnt und daß sich die Erkenntnis durchge
i;etzl hat. daß Europa und die Welt ohne ein gesundes 
und lehensfähigeos DeuL~chland nicht existieren kön
nen. Wir haben Europa nötig und Europa uns. Und nur 
durch die einträchtige Z1.11>.immem1rbeit aller euro-

pälsctien Völker und der amerikanischen Welt, die sich 
ebenso wie Europa zu dem unveräußerlichen Grun<l
sat:l der menschlichen Freiheit ~kennt, kann die Not 
der Gegenwart überwunden und auch .das Dasein un
seres Volkes wieder lebenswert ge.'11.acht und men
ßdlenVl."iirdig gestaltet werden. Wenn nicht alle Zeichen 
trügen, so stehen wir im Anbruch ei:ner neuen Epoche 
der europäischen Geschichte. Der Gedanke der über
staatlichen Zusanunenarbcit steht im Begriff, die Enge 
des bisherigen nationalstaatlichen Denkens zu über
winden. Der Zollunion zwischen Belgien, den Nieder
landen und Luxemburg ist ein ähnliches Abkommc,n 
zwischen Frankreich und Italien gefolgt. Darüber hin
aus haben Frankreich und England mit den Benelux
Staaten ein politisches Bündnis geschlossen, das den 
Kern der von &vln proklamierten \Vestew-opäischen 
Unicm bildet. Zeigte noch das englisch-fran7.fü;if:che Ab
kommen von Dünkirchen die Isolierung Deutschlands 
von der übrigen Welt, so können wir beim Vergleich 
dieses Abkommens mit dem Fünferpakt' zu unserer 
größten Freude feststellen, daß die Zeit der über uns 
verhängten politischen Quarantäne ihrem Ende zuzu
gehen scheint. Von Tag zu Tag mehren sich die Stim
men der verantwortlichen Staatsmänner in aller Welt, 
welche die gleichberechtigte Einbeziehung Deutschlands 
in· die Westeuropäische Union fordern. Mit B€frie
di.gung und Freude habe ich gelesen , daß der frnn7.ö
sische StaRtssekretär für dettt~che Angelegenheiten, 
Sclmeiter, sich offen dazu bekannt hat: ,,Ein erneuer
tes. politisch dezentralisiertes und wirtschaftlich blü
hendes Deutschland muß seinen Platz in einer auf dem 
freien Handelsaustausch und auf der Interessenge
meinschaft aufgebauten europäischen Organisation wie
dererhalten." Und der amerikanische Präsident Tru
man hat erklärt: ,,Deutschla.nd bildet den Eckstein des 
europ~tschen Wiederaufbaues." Damit, meine Damen 
und Herren, ist filr uns Deutsche eine völlig neue poli
tische und wirtschaftliche Entwicklung eingeleitet. 
Schon gewähren uns die ersten Schritte dieser neuen 
Entwicklung weitere Möglichkeiten. Wenn · für die 
neue Sechzehncr-Konferenz der am Marshall-Plan be
teiligten Länder erstmals die Zuziehun.g deutscher Ver
treter, und sei es zunächst auch nur als Sachverstän
dige, eine besch!oss<>ne Tatsache ist, wenn darüber hin
aus zufolge mir geworocner Mitteilungen die Möglich
keit besteht, daß auch die Regierungschefs deutscher 
Länder - auch wi.serer Zone - an den Pariser Ver
handlungen teilnehmen sollen, so heißt das nicht mehr 
und nimt weniger, als daß dem deutschen Volk jetzt 
die Türen ins Freie geöffnet werden und daß wir im 
Begrifi stehen, aus unserer bisheri<(en Stellung als 
bloßes Objekt der internationalen Politik hinauszu
treten und selbstverantwortlich handelnd in sie ein
geschaltet zu werden. Es wäre allerdings, -meine Damen 
und Herren, verfehlt, wollten wir uns verhehlen, daß 
der Weg :.!Ur Wiedergewinnung voller politischer Hand
lungsfreiheit noch weit und mühevoll sein wird. Was 
in den Jahren des Hitlerreiches und des totalen Krie
ges nicht nur an materiellen Gütern aller Art, sondern 
viel mehr noch an Verständnis. an Glauben und Ver
trauen In Deutschland und der WE'lt 1.ersclllagen wor
den ist, kann nicht in kur.ler Zeit in den friedenR
mäßigen Zustand zurü<.'kgefUhrt werden. Wie wir uns 
leidenschaftlich gegen den Vorwurf der Kollektivschuld 
des deutschen Volkes, an der materiellen und geistigen 
Verwüstung Europas zur Wehr set7.en, so müssen wir 
uns selbst eingestehen, daß wir uns selbst und der 
Welt durch die Tat den Beweis zu erbringen haben, 
daß der gute Kern, daß die wertvollen Eigenschaften 
des deutschen Menschen und unseres Volkes nur ver
schüttet, aber unter dc,m Schutt unversehrt vorhanden 
sind und uns einen Anspruch darauf sichern, als 
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gleichgeachtetc Mitglieder nicht nur der europäischen, 
sondern der ganzen Völkergemeinschaft behandelt zu 
werden. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich hier namens 
der Landesregierung erkläre. daß wir volles Verständ
nis dafür haben, daß"das deutsche Volk, vertreten durch 
seine i:ewählten Organe, seine volle Handlungsfreiheit 
nur Schritt um Schritt zurück.gewinnen kann, so möchte 
ich andererseits doch mit dem gleichen Freimut aus 
der täglichen El'fahrung unserer Arbeit heraus darauf 
hinweisen, daß die Einengung der Handlungsfreiheit 
der deutsdicn Rcgierungso1·gane auf manchen Gebie
ten nachteilige Folgen für das An.sehen unserer im 
Werden begriffenen Demokratie bereits gehabt hat 
und noch haben kann. (Sehr gut!) Ich denke dabei an 
die Fragen, die sich aus . der Kompetenzabgrenzung 
zwischen Militärregierung und deutscher Regierung er
g~bcn. AuC der kürzlich in Baden-Baden abgehaltenen 
Kon!erenz der Ministerpräsidenten der Länder der 
französischen Zone hat General Koenig erklärt, Frank
reich bcab::ichtige, den deutschen Regierungen einen 
immer größeren Anteil der wirtschaftlichen Verant
wortung zur Wiederregelung der sonstigen Probleme 
zu überlassen, von denen das Wohl der Bevölkerung 
abhänge. Schon vorher hat der Herr Staatssekretär 
Schnc!ter bei seinem Deul.::ichlandbesuch die Absicht 
der !ranzösischen Regierung angekündigt, das System 
der Mllltärrc,1ierung durch das Syistem der bloßen Mi
litärkonlrollc zu ersetzen. Pressemeldungen zufolge 
will die !ranzüsiscbc Militärregienm,g nunmehr einen 
Abbau in ihrer Zone durchführen und ihre bisher be
stehenden 29 Verwaltungszweige au! 13 herabsetzen. 
Wir können eine derartige Entwicklung nur auf das 
Wärmste begrüßen. Habe ich doch bereits bei der Vor
stellung der Landesregierung in der Regierungserklä
rung damals betont, daß wir es für eine unserer wich
tigsten Aufgaben halten, die durch die Verordnung 
Nr. 95 des Herrn Generals Koenig vorgenommene Ko.m
pctcnzabgrenzung zu klarer und praktischer Durch
führung zu bringen. D!e von uns ständig geführten 
Verhandlungen über diesen Fragenkreis - ich habe das 
gelegentlich der Haushalt.sberatungen an dieser glei
chen Stelle bereit:; ausgeführt - haben in mancher Be
ziehung erfreuliche Ergebnisse gezeitigt, wenn ich aucll 
of!en erklären darf, daß au! anderen Gebieten, 'SO 

zum Beispiel au! dem. Gebiet des Er,ziehungswesens, · 
ein be!r!edigendcr und verfassungsmäßiger Abschluß 
noch nicht cn:.ielt ist. (Hört, hört!) Meine Damen und 
Herren! Es darf nicht der Eindruck entstehen, als 
herrsche nur eine Scheindemokratie, eine demokra
tische Fassade, hintex· der andere Kräfte die wirklichen 
Enbcheidenden sind, als die, die nach außen die Ver
anlwortung tragen. (Sehr gut!) Wenn der Freiheitsge
danke in unserem Volke Wurzel schlagen soll, dann 
muß den verfassungsmäßig bestimmten Organen In 
einem klar umrissenen Bereich wirkliche selbstver
ant wortl!che HaI).dlungsfreiheit immer mehr einge
räumt werden. Und ich bin fest davon überzeugt, daß 
eine solche . .klare Abgrenzung der Kompetenzen der 
Verantwortlichkeit sich als äußerst fruchtbar für die 
verfraucnsvolle Zusammenarbeit erwelsen muß, die 
wir alle, die Militärregierung ebenso wie die Landes
regierung, nach Kräften zu pflegen suchen, auf die 
wir aber auch angewiesen sind, wenn unsere bcider
seiUtcn Bemühungen sinnvoll, das heißt, von dauem
dcm Nutzen für unsere beiden Völker sein sollen. Ich 
erkläre Ihnen hier, meine Damen und Herren, daß wir 
unsere Bemühungen zur Lösung dieser Frage unbeirrt 
und unermüdlich fortsetzen werden. Ich darf aber zu
gleich zu m-iiner Freude der Gewißheit Ausdruck ver
leihen, daß das Wohlwollen und das Verständnis, das 
dle Landesregierung ·- bisher bei dem Herrn General-

gouvemeur Hettier de Boislambert und seinen maß
geblichen Mitarbeitern im Generalgouvernement in Ko- · 
blenz gefunden hatten, einen endgültigen Erfolg unserer 
Bemühungen verbürgen. 

Ich habe, meine Damen und Herren, im Verlauf mei
ner Ausführungen bereits mehr!ach an die Selbstbe
sinnung und die Selbstdisziplin unseres Volkes appel
liert und ich wiederhole gerade ain dieser Stelle den 
Aufruf, die politische und wirtschaftliche Wirklichkeit 
nüchtern, ehrlich und mit dem Ziel einer ge.meinscha!t
licben Anstrengungen für eine bessere Zukunft zu be
trachten. Die gegenwärtige Lage scheint mir denk.bar 
ungeeignet, von irgendeiner Seite zu Zwecken politi
scher Taktik ausgebeutet zu werden. Es ist natürlich 
leicht, dem politischen Gegnet die Schuld an all dem 
zuzuschieben, worunter heute unser Volk, vor allem in 
seinem wirtschaftlichen Leben, zu leiden hat. Schwerer 
scheint es schon zu sein, nicht nur den Splitter im 
Auge der politisch Andersdenkenden, sondern auch den 
Balken im eigenen Auge zu sehen. Ich habe bereits an 
anderer Stelle Ausführungen aus einem Leitartikel 
zitiert, der mir ein Musterbeispiel dafür zu bieten 
scheint, wie man heute nicht gegenüber dem politischen 
Gegner, geschweige denn gegenüber dem Koalitions
partner, verfahren sollte. Ich könnte ähnliche Bei
spiele aus der übrigen Parteipresse aufführen, die ich, 
ganz gleich von welcher Seite sie kommen, für gleich 
bedauerlich halte. Es scheint mir aus derartigen Er
klärungen ein Geist der Kleinlichkeit und des Rech
nens nur au! den eigenen Vorteil zu sprechen (Sehr 
gut[), der, würde er sich allgemein durchl:letzen, unse
rem Volk nicht nur die Achtung- vor sicl;l selbst, son
dern auch die Achtung vor der Weltö!fäntlichkeit 
kosten müßte. Wir sollten uns_ bewußt sein, daß aller 
Nutzen auch jedes einzelnen Nutzen ist, daß wir alle 
.iufeinander angewiesen sind, daß wir in demselben 
Boot sitzen, mit dem wir gemeinsam entweder das 
rettende Land erreichen oder elend untergehen wer
den. Das gilt auch für jeden einzelnen in unserem 
Volk. Ich rufe deshalb alle, vor allem aber jeden, der, 
gleich au! welche Art, berufen ist, in der ö!!entlichcn 
MeinungsbildW1g mitzuwirken, auf, das, was uns alle 
verbindet, über das zu stellen, was uns trennt, und 
nich.t in unbesonnener Kritikasterel ständig in alten 
Wunden zu wühlen oder neue aufzureißen. 

Lassen Sie mich nach diesen Abschweifungen auf das 
Gebiet der Innenpolitik, zum Schluß noch einmal au! 
die großen Fragen der Deutschlandpolitik und des 
Marshall-Planes zurückgreifen. Sie, meine Damen und 
Herren, haben anläßlich der Haushaltsberatungen 
gegen die Stimmen der Kommunistischen Partei, im 
übrigen aber einstimmig, eine Resolution gefaßt, welche 
die Vereinigung der Westzonen forderte. Ich kann Ihnen 
mitteilen, daß der Herr General Koenig auf der letz.. 
tcn Konferenz der Minislerprä:sidenten der französi
schen Zone uns eröffnet. hat, zunächst werde die wirt
schaftliche Koordinierung der französischen Zone mit 
den anderen Westzonen in Angrif! genommen, um eine 
planvolle Zusammenarbeit im Rahmen der Verwirk
lichung des Marshallplanes einzuleiten. Wir sind über
zeugt, daß dies nur ein erster Schritt auf dem Weg zur 
Wiederherstellung zunächst der wirtschartlichen, dann 
aber auch der politischen Einheit wenigstens der drei 
Westzonen sein wird. Die mit der Einbeziehung der 
Westzonen in den Marshall-Plan eingetretene Wende 
in der politischen Gesamtentwicklung erfordert mit 
geradezu naturgesetzlicher Notwendigkeit die Scha!
!ung eines gemeinsamen Organes. das legitimiert ist, 
im Namen des deut~chen Volkes zu sprechen. Die Er
eignisse der letzten Tage zeigen uns immer deutlicher, 
daß Sowjetrußland den Eisernen Vorhang, den es um 
seine Besatzungszone gelegt hat, fester denn je ge-
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schlossen hält. Die vorläufige Einl5tellung der Kontroll
ratsarbeit infolge der passiven Resistenz. der Sowjet
delegation bedeutet fast eine krisenhafte Zuspitzung 
der Situation. Angesichts der dadurch in der Bevölke
rung weit verbreiteten Beunruhigung möchte ich jedoch 
meiner Überzeugung dahingehend Ausdruck verleihen, 
daß eine Krise noch lange keinen Krieg zu bedeuten 
braucht. JedenfalLs hat das deutsche Volk, um das an 
dieser Stelle zu wiederholen, ja wi'I"klich kein Interesse 
an einem kriegerischen Zusammenstoß der Mächte. Es 
weiß zu genau, daß es bei einem solchen heute nichts 
zu gewinnen, sondern nur noch das Letzte zu verlie
ren hat, was ihm aus der letzten Politischen Kata
strophe verblieben ist. (Sehr richtlgJ) Wir dürfen uns 
unter keinen Umständen durch Kriegsfurcht und 
Kriegsgerede in unserem Bemühen um den Wiederauf
bau .stören lassen. Im Gegenteil! Die Anspannwig aller 
Kräfte für die Wiederherstellung geordneter Verhält
nisse in Deutschland und Europa, insbesondere auf 
dem Gebiet der Wirtschaft und Ernährung, scheint mir 
einer der wesentlichsten Beiträge zur Bannung einer 
eventuellen Kriegsgefahr zu sein. So sehr wir an 
unserer Verbundenheit mit unseren Brüdern in der Ost
zone festhalten, die ernc-ut dem totalen Zwang der 
Diktatur ausgesetzt sind, so darf uns d~s doch nicht 
davon abhalten, in den drei Westzonen ein neue~ Sy
stem einer wirtschafrnchen und auch politischen Ord
nung zu schaffen. wobei aber auch die Tür filr den 
Osten auf alle Fälle weit geöffnet bleibt, damit zur 
gegebenen Zeit bei Änderung der politischen Lage auch 
die Ostgebiete, in denen wir, meine Damen und Her
ren, die Oder-Neiße-Linie niemals als Grenze aner
kennen werden, beim Lebenszusammenhang des deut
schen Volkes wieder eingegliedert werden. Der Demon
r-tration der falschen Einheit aus de-m Osten setzen wir 
die Demonstration der echten Freiheit entgegen. (Bravo!) 

Meine Damen und Herren! Wir stehen in · einer 
Stunde größter und wkhtigster Entscheidungen; Ent
scheidungen über die Entwicklung der deutschen Zu
kunft. In dieser Stunde müssen alle, die sich zum Ge
danken der Demokratie, zum Gedanken der persön
lichen Fl'eiheit, zur christlich-abendländischen Kultur 
und zu einem Aufbau in diesem Geist bekennen, zu
sammeni:tehen, um auf der Grundlage der durch den 
Marshall-Plan uns gebotenen wirtschattlichen und po
litischen Möglichkeiten mit letzter Anstrengung dafür 
zu arbeiten, daß das Europa-Hilfsprogramm zu emem 
Edolg führt, daß es unserem Volke die Sicherung sei
ner wirtschaftlichen und die Wiedergewinnung der po
litischen Handlungsfreiheit ermöglicht im Rahmen eines 
geeinten, eines friedlichen und eines freiheitlicbenden 
Europa. (Bravo und Händeklatschen.) 

Präsident Diel: 
Meine Damen und Herren! Sie haben die Erklärung 

des H€'I'rn Ministerpräsidenten gehört. Ich stelle die 
Erklärung zur Besprechung. Das Wort hat der Abg. 
Dr. Zimmer (CDU.). 

Abg, Dr. Zimmer: 

MP.ine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben in den letzten Monaten mit immer -stärkerer 
Spannung die Entwicklung der weltpolitischen Lage 
verfolgt. Die BeZfehungen der Mächte, die 1945 als 
Sieger den Krieg der menschenmordenden Waffen 
beendeten, die seither als Kontrollratsmächte Deutsch
lan<l besetzt halten und das deutsche Volk beherr
schen, die::;e Re;,:ieh1mgen ,sind. wie der Herr Minister· 
präsident soeben ausgeführt hat, offenbar in eine kri
senhafte Zuspitzung gekommen. Der Herr Minlf;tcr
präsiden t hat aus tiefstem sittlichem Ernst namens 
der Regierung zur Lage Stellung genommen. Er hat 

in klaren und unmißv·erständlichen Ausführungen die 
Ziele der Reg'ierungspolitik im Hinblick auf die neue 
Lag<.' herausgestellt. Hierbei führten seine Gedanken
gänge bis zu dem Punkte, der -uns heute allerdings 
vor eine ernste und klare Entscheidung stellt, die 
Entscheidung für oder gegen den Marshall-Plan. Na
mens der Regierung hat er sich klar für den Marshall
Plan enbsdrieden. Ich stelle namens der Fraktion der 
CDU. fest daß wir mit den damit herausgestellten 
Zielen der'. Politik für unser Land in vollem Umfang 
einverstanden sind. Ich glaube nicht, daß es notwen-cilg 
ist, im Augenblick an dieser Stelle das Für und Wider 
abzuwägen., zu ~rtern und zu untersuchen, was zu 
dieser Entscheidung führte. Es erscheint jedoch not
wendig, auf einige Punkte hinzuweisen: 

1. Der Weg des Marshall-Planes kann nach unserer 
Überzeugung nur dann zu einem dauernden Erfolg 
führen, wenn er hinsichUlch Deutschlands getragen 
wird von. der verantwortungsfreudigen, tätigen und 
umfassenden Mitarbe'it aller deutschen Schaffenden 
Ulld aHer deutschen Regierungen, soweit diese in ihrer 
Entschl1.1ßfassung nicht gehemmt sind. 

2. Die. bl"eften Scll.ichten des schaffenden Volkes 
müssen baldigst physisch und geistig •in die Lage ver
setzt werden, wiederum vollwertige Mitglieder in den 
einzelnen Betrieben, im wirtschaftlichen Aufbau des 
Landes und damit in der gesamten Volkswirtschaft 
zu werden. (Sehr richtig!) Der jetzige Zustand ist un
haltbar. {Sehr richtig!) Wenn wir in die Betriebe hin
einsehen, ob Behörden. oder Werkstätten, ist es be
wunderungswilrd:ig, daß Menschen bisher untel" Auf
bietung Ihrer letzten Kraft überhaupt bis an diesen 
Punkt gekomm~ sind, (Sehr gut!) Man kann von uns 
unmöglicll. Mitarbeit an Europa vcrlang~n. wenn 
unsere Menschen nicht endlich wieder physisch in die 
Lage versetzt werden, eine normale Arbeitskraft her
zugeben. (Sehr gut!) Ebenso aber ist es unverantwort
lich. wenn man an diese begreiflichen Mißstimmungen 
anlmüpft, an die Kritik, die diese Menschen täglich 
aussprechen un.d aussprechen müssen und wenn diese 
Kritik. dann mißbraucht wird. Wir müssen unt<>r
scheid'en, jene, die hungern und Not leiden und trotz
dem arbeiten, sie haben ein Recht, unzufrieden zu 
sein. Aber es ist die Aufgabe der politisch Verant
wortlichen, diese Unzufriedenheit an die richtige 
Adresse zu wenden (Sehr riclltig!), und das hat der 
Herr Ministerpräsident getan. Es kann nicht oft genug 
gesagt werden: Es ist unverantwortlich, ·es ist eine 
politische Brunnenvergiftung, wenn man einfach von 
den zwölf Jahren der Menschenverführung nichts 
mehr wissen will (Sehr richtig!), und'. es wäre gut, 
wenn man auch d'ie Jahre, die vor 1933 liegen, ge
legentlich unter die Lupe nehmen würde, (Sehr rich
tig!) Wer hat damals die Not der darbenden. Menschen 
mißbraucht und damit die politischen Geschäfte gs
macht? (Sehr gut!) Das waren Leute, die heute zum 
Teil noch · auf dem gesicherten Altenteil sitzen. Auch 
damals hat man uns als knieweiche Erfüllungspolitiker 
bei der ideafüifü:rnen Jugend, bei der vielfach krit-ik· 
losen Menge und bei cren darbenden Menschen in Miß
kredit gebracht, und dadurch kam es, daß 14 Millionen 
damals !relw'lllig ohne Zwang Hitler ihre Stimme ge
geben haben {Sehr richtig!), und damals sind die De
mokratie und die Republik erdolcht word·en, und nicht 
etwa 1933. Der Herr Ministerpräsident hat mit vollem 
Recht ausgeführt. daß damals die Erfüllungspolitikcr 
den harten Weg -entsagung~voller Politik gegangen 
sind. Aber wir sollten heute, wenn· es Politiker gibt, 
die wioder den entsagungsvollen Weg gehen müssen, 
e-ntschlossen sein, mehr zu kämpfen, aLs es damals ge,. 
schehen ist, damit es nicb.t wieder geht, wie es einem 
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Ebert, Stresemann oder vielleicht auch einem Brüning 
ergangen ist, die sich verzehrt haben an der Politik, 
während andere sich an de;n Volksvermögen gemästet 
haben. 

Ein drittes: Der Marshall-Plan muß bei seiner 
Durchführung in Deutschland den lorl!s.chrittlich.en 
Au!!assungen Rechnung tragen, die W'.ir bei der 
Durchführung unserer demokratischen Sozial- und 
Wirtschaftspolitik entsprechend unser~r Verfassung 
zur Anwendung bringen müssen. Es wäre vollkommen 
.falsch, wenn man uns unterstellen wollte, daß wir 
mit fliegenden Fahnen, mit verbunden,en Augen dem 
Marshall-Plan als ein „Nur.Geschenk" nach.laufen 
würden. Auch wir beurteilen Sinn tmci Zweck des 
Marshall-Plancs absolut nüchtern, aber nicht demago
gisch. Wir wollen wissen, daß die Anwendung des 
Marshall-Planes der ve,rantwortlichen demokratischen 
Regierung Deutschlands und der deutschen Länder 
gestattet eine soziale Wirtschaft,spolitik zur Anwen,. 
dung zu' bringen, wie sie den Forderungen der breiten 
Schichten unseres Volkes in sozialer Hins'ich t en t
sprlcht. (Sehr richtig!) 

4. Der Marshall-Plan darf niemals zu einer defini
tiven Spaltung Dcutscl1Iands, darf niemals zu eiMr 
definitiven Aufreißung Europas in Ost und West 
führen. Er muß Ausgangspunkt für eine säkulare, für 
eine Neuordnung in ganz Europa werden o<lcr minde-
stens dazu die Wege ebnen. · 

Wir haben mit großer Genugtuung in den letzten 
Monaten die Anfänge einer neuen konstruktiven Eu
ropapolitik durch die Bildung einer westeuropäischen 
Föderation und mehrere Zollunionen erlebt. Die Aus
weitung dieser Gebilde sollte nur eine Frage der Zeit 
sein, und sie wird es nur dann sein, wenn die damit 
angebahnte geistige Revolution der Vorstellungswelt 
endgültig zum Durchbruch kommt. (Sehr gut!) Der 
Marshall-Plan darf, wie ich schon sagte, niemals die 
Zerreißung Deutschlands und des deutschen Volkes 
stabilisieren Es darf nicht das geschehen, was :z.ur 
Zelt mit de~ Begriff d·c.s „Eisernen Vorhangs" - zu
nächst vorübergehend, wie wir hoffen - geschehen ist. 
Das darf kc!n Dauerzustand' bleiben! Wir wollen auch 
nicht, daß wir schlichte Anhängsel eines - auf die 
Dauer gesehen - ,,Westblocks" bleiben. Vor uns steht 
eine neue Wende:. Europa! Und in diesem neuwcrden
dcn Europa steht ein deutsches Volk und ein Deutsch
land, das entschlossen einer neuen friedlichen. Be
rufung nachgeht. 

!5. Die neue Friedensordnung Europas und der Welt, 
d!e wir ersehnen, darf und kann nicht gegründet wer
den nach unserer Überzeugung auf der ab,oluten Sou
veränität der beteiligten Staaten, d. h. auf der bisher 
geübten Willkür - das nannte man Recht - der ein
zelnen Staaten, In jedem Fall-e selbst und ausschließ· 
lieh darüber zu cnt.,;cheiden, ob man Völker in den 
Krieg !i.ihren und hetzen konnte oder nicht. Nach un
serer Überzeugung dürfen in Zukunft in der neuen 
Friedensordnung n-icht mehr alle Einzelstaaten die 
letzten und höchsten Richter sein über die Frage Krieg 
und Frieden, über die Frage: Wollen wir annektieren 
und dann Mlillion-en Men~chen evakuieren und -dem 
Elend preisgeben, Millionen Menschen durch halb 
Europa hetzen, wie es auch leider vom Nationalsozia
lismus in Deutschland geschehen ist? Diese Fragen 
verneinen wir. Wir stellen das Schicksal der Völker 
unter die allerletzte Instanz, die normale Instanz, die 
d'ie neue Friedensordnung uns bringen muß. Der von 
unseren Vorfahren und vielleicht von uns .selbst noch 
angebetete Götze der Staatsallmacht als Regulativ, als 
ausschließliches Regulativ der internationalen Bezie
hungen, muß vom Thron gestoßen werden, das Reclll 

muß an die Stelle der Macht treten, die Macht hat 
dem Recht zu di-enen und nicht das Recht zu beherr
schen, auch nicht in den· Beziehungen der Völker. 
(SE.hr richtig!) Aber das Recht darf nur aus dem 
Rechtsbewußtsein freier Menschen und freier Völker 
hervortreten und muß national und intemational ver
ankert sein. Die Verankerung kann innerstaatlich bei 
den einrelnen Völkern nur durch wirkliche Demo
kratie ,sichergestellt sein. Wir sind über.zeugt, daß es 
notwendig ist, daß die Staatsmänner allezeit und je
derzeit Rede und Antwort stehen müssen für ihre 
Handlungen. Sie müssen stets absetzbar und abrufbar 
sein, denn die Völker als solche Sühnen sich nicht nach 
Krieg und Auseinandersetzungen, sie wollen nur 
eines: Friede und Arbeit! (Sehr gut!) 

Und so mUs;;en wir die Frage aufwcr!cn, ob das, 
was wir in dieser ra.sch sich entwickelnden Zeit noch 
vor kurzem gefordert haben, ein Besatzungsstatut, ob 
das angesichts der neuen Ordnun,g des Marshall-Plans 
überhaupt no_ch angebracht ist. Wir glauben, diese 
Frage vemeinen zu sollen. (Sehr gut!) Was jetzt in 
den vergangenen drei Jahren sich segensreich hätt~ 
auswirken können für die Beziehungen der Sieger
mächte zu dem unterworfenen Deutschland, ist nach 
unserer Meinung überholt. Was uns nötig ist, ist ein 
wirklicher Friede (Sehr gut!), ein Friede, der Staaten, 
der Völker und der Herzen. (Sehr gut! Anhalten.der 
Beüall.) Und damit ist nicht vereinbar vieles. was 
unter der Rechu.s.fonn eines Besatzungsstalutes, ich 
möchte sagen beinahe zwangsläufig geschieht. Wir 
möchten, daß wir herauskommen aus den Begegnun
gen, aus den Zwischenfällen, aus den V'lelen Vor
kommnissen, die auch wir bedauern. Aber es ist sehr 
billig, wie schon der Herr Ministerpräsident gesagt 
hat, die$er Unzufriedenheit dadurch Ausdruck zu 
geben: ,,Ach, werft der Besatzung doch den Bettel 
hin!" Meine Damen und Herren! Es ist beinahe zu 
töricht, als daß man sich überhaupt mit solchen Din
gen auseinandersetzen müßte. Ein Friedensstatut ist 
nach unserer Überzeugung deshalb nötig, nicht nur, 
damit der Marshall-Plan als konstruktive politische 
Neuordnung Wirklichkeit werden kann, sondern auch . 
deshalb, damit die gei1Stige Substanz, die wir heute 
Europa nennen. noch gerettet werden kann, denn sie 
ist nicht nur bei den Völke=. bedroht, sie ist Ja bei 
uns. bei jedem einzelnen von uns selbst bedroht, wenn 
er Not leidet, wenn er den Lichtblick nicht hat, wie 
und wann er aus der Not herauskommen soll. Die: 
Bedrohung liegt also bei dem einzelnen Menschen. 
Ihnen muß wieder Hoffnung gegeben werden, damit 
die Hoffnungslosigkeit schwindet. leb greife das Wort 
au!, was ich eben vorweggenommen habe, und scheue 
nicht, es auszusprechen: Die geistige Revolution, die 
im Umdenken angebrochen ist sie muß entsclllossen 
von uns aufgegriffen wei-den. Drci Jahre nach diesem 
Kriege befindet sich das deutsche Volk in weiten 
Schichten in einem wahrhaft erbarmungswürdigen Zu
stand. Unnütz, hierzu noch Einzelheiten ausz.u!ühren. 
Aber es muß an diesCT Stelle auch einmal gesagt 
werden, auch auf dle Gefahr hin, daß man wiederum 
als national Unzuverlässiger, vielleicht diesmal als 
,,von der schwarzen Internationale" gebrandmarkt 
wird, daß im Ausland in den letzten Monaten in zu
nehmendem Maße es hunderttausende und M[llioncn 
Menschen gegeben hat, die viel Segen und viel Gut-es 
an den Deutschen gestiftet haben. (Sehr richtig!) Es 
waren Menschen, die hatten sich wiedergefunden, sie 
hatten abgestreüt die Geschehnisse dCT früheren 
Jahre, alle Erinnerungen an das Böse, die sie mit
geschleppt haben, ohne staatlichen Zwang, aus freier 
Menschenliebe und aus tiefer Nächstenliebe haben sie 
sich uns zugewandt. In menschlicher Größe haben s!e 
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uns in Millionen Einzelfällen die Hand gereidlt. In 
dieser Haltung sehen wir nidlt nur hoffnungsvolle 
Anfänge einer neuen Fci.edensgesinnung. Wir sehen 
darin gewissermaßen die kommend~ Garantie für die 
Stabilisierung der Neuordnung, denn diese Neuord
nung muß getragen werden von einer breiten, die 
Menschenherzen erfassenden Friedensgesinnung, da. 
mit nidlt wieder irgendwelche waghalsigen Staatsmän
ner in die Versudlung kommen könnten, d1e Völker 
ins Unglück zu führen, die Völker zu Entscheidungen 
zu führen, die verderblich für die Menschheit wären. 
Die Stunde der Entscheidung für das deutsdle Volk 
ist in di~ Hinsicht gekommen. Der Weg, den wir 
heute einschlagen, entscheidet nadl menschlichem Er
messen für die nächste und fern-ere Zukunft unseres 
Volkes. Wir bejahen die Entschlossenheit der Riegie
rung, den Marshall-Plan in füesem Sinne zu unter
stützen. Das waren die grundsätzlichen Bemerkungen, 
die ich namens meiner Fraktion Eioeben vorgaragen 
habe. Die neue Lage erfordert eine klare Stellung der 
Abgeordneten des Hauses zur Regierungspolitik. Man 
mag si·e für richtig oder falsch halten. Aber eines ist 
nicht möglich und nicht mit politisch.er Logik zu ver
einbaren, gleichzeitig mitzumachen in der Regierung 
und gleichzeitig Opposition zu madl'ell. Und deshalb 
hat meine Fraktion dem Landtag folgende Entscnlie
ßung unterbreitet: 

,,Der Landtag begrüßt die El}:l.beziehung Deutsch
lands in die Organisation und das Wiederaufbau
programm des Marshall-Planes . . Der Landtag er
wartet, daß die damit eingeleitete wirtschaftliche 
Zusammenarbeit der westeuropäischen Länder die 
Oberwindung der Wirtschafts- und Ernährungsnot 
des deutschen Volkes und eine Abwehr aller to
talitären Bestrebungen ermöglicht." 

Wir bitten Sie, meine Damen und Herren, diesem 
Antrag zuzustimmen. Wir sind uns klar darüber, daß 
wir keinen leichten Weg gehen. Es wird uns in den 
kommenden Jahren nichts geschenkt weroen. Härteste 
Anstrengungen werden von uns allen, vom ganzen 
Volke gefol'dert werden. Aber wir sagen ein ,,Den
nodl", denn nur dieser Weg führt nadl unserer Ober
zeugung zu einem dauernden Frieden und zu echter 
Freiheit. (Anhaltender Beifall.) 

Präsident Diel: 
Das Wort hat der Abgeordnete Bögler (SPD.). 

Abg. Bögler: 
Meine Damen und tlerren! Namen:s der sozialdemo-

kratisdlen Fraktion will ich. midi auf einige wesent
liche Feststellungen zur Erklärung des Herrn Minister
präsidenten beschränken. Die Nachkriegsentwicklung 
Europas ist in ein neues Stadium getreten. Nadl dem 
Zusammenbruch waren alle demokratisdlen Kräfte 
von der Bedeutung· der ihnen gestellten Aufgabe mehr 
denn je überzeugt und erfüllt von der Hoffnung, daß 
alle 'in gleicher Richtung wirkenden Krätte von außen 
her dieses große Werk der politisdlen Neu~ltung 
Deutschlands tatkräftig unterstützen. Die Sozial
demokratisdle Partei hat durch ihre bisherige · Mit
arbeit an der Erreichung dieses hohen Zieles !ihr volles 
politisches Gewicht in die Waagschale geworfen. Sie 
erblickt in dieser Arbeit nur die selbstverständliche 
Fortsetzung !ihrer bisherigen H-.lltung und Arbeit. In 
dieser Haltung läßt .sich die Sozialdemokratie auch 
nicht beirren, wenn unser deutsches Volk sich an
schickt, in den nächsten Wochen die Periode seiner 
tiefsten Verarmung zu durchschreiten. Mehr denn je 
werden wir uns in diesen Wodlen der fürch.tertichen 
Hypothek, welche die junge Demokratie auf sich lasten 
fühlt, bewußt. Dabei sind wir uns der Tatsache klar 

bewußt, daß die starken sozialen Spannungen wert
volle Kräfte am demokratischen Aufbau völlig lahm
legen. Die Hinneigung zur Verzweiflung bringt es von 
selbst 'in unserem Volk auf eine Verringerung d~r Wi.
derstandskraft gegenüber den Ideen der Gewalt. Es 
wird Aufgabe ein:er späteren Geschichtsschreibung 
sein, festzustellen, wie weit die vom eigenen Ethos 
bestimmte Haltung der deutschen SO'Zialdemokratie in 
ihrer ~deutung weit über alle materiellen Sicherun
gen hinausgehend, di,e Überbrückung dieses Zustandes 
voller Gefahren gewährleisret hat. (Sehr gut!) In 
dieser ernsten Stunde tritt uns besonders die Entwick
lung der letzten zwei Jahre in ihrer ganzen schick
salsvollen Bedeutung plastisch vor Augen. Im Osten 
Deutschlands und an unserer Westgrerwe standen die 
.V.ertreter totalitärer S'taatsauffassung bereit, sich über 
Deutschland hinweg die Hand zu reimen. Dle.re durdl 
hemmungslosen Chauvinismus entfacnten Kräfte 
waren im Begriff, die letzten Reste abendländischer 
Kultur auszulöschen. Für die Entscheidung der So
zialdemokratie war die gesdlichtliche Stun'de gekom
men. Im vollen Bewußtsein der Bedeutung dieser Ent
scheidung blieb die Sozialdemokratie in dieser Stunde 
ihrer traditionellen: demokratischen Hlaltung getreu, 
als sie es ablehnte, mit den Volksd,ernokraten auf 
deutschem Boden sich organisatorisdl zu vereintigen. 
(.Sehr gut!) So trug die Sozialdemokratie entscheidend 
dazu bei, daß die Grundlage für die Hilfeleistung an
derer, mit dem· Schicksal Europas verbundener Staaten 
geschaffen werden konnte. Unser i.IF höchster Not sich 
befindendes deutsches Volk erb~ickt in seiner Gesamt
heit in dieser Hilfe aus dem Marshall-Plan gegen
wärtig die einzige Brücke Zl.l einer neuen Existenz. 
Dieser Weg scheint uns um so weniger gefährdet, als 
die Erkenntnis der Gemeinsamkeit der Interessen 
Europas in erfreulichem Umfang Platz gegriffen hat. 
Bei dem Tempo der fortschreitenden politischen Ent
wicklung werden sich selbstverständlich Schlußfolge. 
rungen recht schnell ergeben. Sie werden zwangsläu
fig zu einer Neugestaltung der Besatzungsmächte zum 
deutschen Volk führen müssen. Wir erblicken in der 
Hilfe aus dem Marshall-Plan den nach amerlkanisdler 
Kennzeichnung ausgelösten Funken, der die Maschinen 
der deutschen Wirtschaft wieder 1n, Betrieb setzen 
kann. (Sehr ridltig!) In der daraus sid:t ergebenden 
Gesundung der Wirtschaft und Steigerung der Erzeu
gung haben wir den besten Garanten für die zu schaf
fende deutsche Einheit. Diese Welthilfe muß die 
Grundlage für ein Gesamtdeutschland 5Chaffen,' diese 
Welthilfe muß der Beginn der europäischen -Einheit 
sein. (Sehr gut!) Es ist mit das Verdienst der deut
schen Sozialdemokratie, alle ursprünglich mit dem 
MarshaH-Plan ·verknüpflt ge~nen poli1~n Be
dingungen. ausgeschaltet zu haben. Diese Tatsache ist 
um so bedeutsamer, da audl die gesamte gewerk
schaftlich organisierte Ar~terschaft Amlerikas ,sich 
diese grundlegenden Auffassungen zu eigen gemadlt 
hat. (Bravo und Händeklatsdlen!) Darin liegt zugleich 
der Beweis, daß die östliche Behauptung von der pri
va tkapitalistischen Unterjochung ohne irgendwelchen 
Grund ist. (Sehr wahr!) Es besteht für uns keine Ur
sache, zu verhehlen, daß wir den privatkapitali.stischen 
Liberalismus amerikanisch.er Prägung ebenso entsdlie
den ablehnen wie die Demokratien nach östlichem 
Muster. (Bravo!) Unsere wirtschaftliche Zielsetzung 
aber, die Sozialis~erung, wird vom Marshall-Plan kei
neswegs berührt. Wir erwarten, daß im Zusammen
hang mit dieser Hilfeleistung eigene deutsche V'eTW3.l
tung;srechtliche, wirtschaftspolitische und politische 
Zuständigkeiten geschaffen werden. Den seit langer 
Zeit von den Besatzungsmächten gegebenen Erklärun
gen müssen endlich Taten folgen. (Sehr ridltig! und 

• 



25. Sitzung, 7. April 1948 553 
--- -- ·------ ----------- ---

Händeklatschen.) Dabei sind wir davon überzeugt, daß 
der Aufbau Europas ohne die deutsche Gleichberech
tigung nicht denkbar ist. (Sehr richtig!) Diese Stunde, 
meine Damen und Herren, erfordert von allen eine 
eindeutige Haltung, eine klare Entscheidung. Die So
zialdmokrati~che Fraktion stimmt der vorgeJ,egt,en Ent
schließung zu. (Bravo und Händeklatschen.) 

Präsident Die!: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Neubronner (DP). 

A b g. D r. N e u b r o n n e r : 
Meine Damen und Herren! In der Diskussion über 

den Marshall-Plan sind die tiefgehenden Gegensätze 
zwischen Ost und West deutlich sic:htbar geworden, Ge
gensütz.e, die sich ja widerspiegeln auch in den inner
politischen Verhältnissen fast aller beteiligten Länder. 
Wir stimmen der Entschließung zu, die hier vorgetragen 
wird, denn wir sind der Auffassung, daß eine wirt
schaftliche Gesundung und Belebung durch den Mar
shall-Plan auf alle Fälle in den drei Westzonen hervor
gerufen werden wird, daD sie da,:u führen wird, all
mählich Not und Mangel zu beheben und im weiteren 
Verlauf auch die Freiheit der deutschen Wirtschaft 
wiederherstellt, daß sie auch insbesondere vor der 
Warenseite her die Möglichkeit der Währungsreform 
schafft und untermauert. Aber, meine Damen und Her
ren, wenn dieser Marshall-Plan nicht verbunden wird 
mit der Herntellung der wirtschaftlichen Einheit der 
drei Westzonen, nicht verbunden wird auch mit der 
politischen Einheit der drei Westzonen und mit der 
Schaffung einer entsprechenden Zentralgewalt für diese 
deutschen Gebiete, dann wird er ein Torso bleiben und 
wahrscheinlich als Fehlschlag enden. Denn diese deut
schen Westgebiete sind wirtschaftlich und kulturpoliti
tisch so eng miteinander verflochten, daß sie unmög
lich weiterhin getrennt bleiben können durch Zonen
schranken, die geradezu als fossile Überbleibsel einer 
längst vergangenen Epoche anmuten in einer Zeit, in 
der man sieh um die westeuropäische Zollunion be
müht. (Sehr richtig.) Aber ein Weiteres' Dieser Mar
shallplan wird seine Wirkung, seinen Zweck, nicht er
füllen, seinen Zweck, uns vor dem Vordringen totali
tärer Staatsideen aus dem Osten zu bewahren, wenn 
man uns hier nicht die Freiheitsrechte gibt. 

Meine Damen und Herren! So wie die Dinge bis jetzt 
gelaufen sind, können sie unmöglich noch lange weiter
gehen, denn es gibt keine größere Gefahr für den de
mokratischen Gedanken in Deutschland als eine weitere 
Existenz der Scheindemokratie, wie wir sie heute ha
ben. (Sehr richtig!) Ich frage mich oft, hat es denn 
überhaupt einen Sinn, wenn wir von einer Landes
regierung und von Ministern reden. Sind die Lan
desregierung und die Staatsminister in der Lage, Ver
antwortung im Sinne der Verfassung gegenüber dem 
Parlament und dem ganzen Volk zu übernehmen, wenn 
sie letzten Endes nichts anderes sind als Befehlsempfän
ger oder Befehlsausführer einer Besatzungsmacht? 
Diese Zustände sind nicht mehr lange tragbar. Es ist 
ein dringendes Erfordernis, daß man auf SeHen der Be
satzungsmacht endlich die ungeheuere Gefahr erkennt, 
die dem demokratischen Gedanken in Deutschland 
droht, wenn dieser Zustand nicht auf schnellstem Wege 
beendet wird. 

Meine Damen und Herren! Es ist wahrscheinlich an
zunehmen, daß nicht alle Parteien dieses Hohen Hauses 
der vorgelegten Entschließung zustimmen werden. 
Sollte dies der Fall sein, und im weiteren Verlauf dieser 
Tatsache eine Änderung in der Zusammensetzung der 
derzeitigen Regierung sich ergeben, so :ist für meine 
Fraktion damit eine neue Lage gegeben, die uns zu 

neuen Entschlüssen zwingen wird. Ich möchte das hier
mit für alle Fälle schon angekündigt haben. (Sehr 
g!it') Und im übrigen hoffe und wünsche ich, daß der 
Marshallplzn all' die Hoffnungen erfüllt, die auf ihn 
gesetzt werden. (Beifall.) 

Präsident Die!: 

Das Wort hat der Abgeordnete Müller (KPD). 

A b g. M ü l 1 e r : 

Meine Damen und Herren! Die Darlegungen des 
Herrn Ministerpräsidenten sind von entscheidender 
politischer und wirtschaftlicher Bedeutung und tragen 
in sich eine große Konsequenz. Der Herr Ministerprä
bident hat im Namen der Regierung die Erklärung ab
gEgeben. Ich möchte fragen, in welcher Ministerrats
sitzung der Regierung die Richtlinien für diese Dar
legungen festgelegt worden sind. Wir hätten gewünscht, 
daß Darlegungen von so entscheidender Bedeutung 
vorher im Ministerrat beraten worden wären. (Zwi
;;chenrufo: ,,Fernlenkttng", ,,Befehl".) Der Herr Mini
sterpräsident. hat den Marshall-Plan gegliedert in zwei 
Probleme, in eine politische Seite und eine wirtschaft
liche Seite. Wollen wir beide untersuchen. 

In seinen Ausführungen hat der Herr Ministerpräsi
dent zum Ausdruck gebracht, daß der Marshall-Plan 
die Möglichkeit gäbe, einen wirtschaftlichen Auf
schwung unseres Gebietes zur Folge zu haben. Der 
Marshall-Plan ist nach den Ausführungen auch von 
Rei;Inern anderer Parteien etwas, was mit gemischten 
Gefühlen betrachtet wird. Auch der Herr Abgeordneto 
Dr. Zimmer sprach davon, daß man das Für und Wider 
nicht untersuchen wolle, aber daß man nicht blind eben 
all dem folgen dürfe. Der Marshall-Plan hat die Auf
gabe, den amerikanischen wirtschaftlichen Interessen 
zu dienen. Er hat die Aufgabe, ihrer ungeheuren Mam
mut-Industrie, die s-ich während des Krieges ent
wickelt hat, die Möglichkeit zu geben, einen Absatz
markt für ihre Produkte zu finden. Dieser Absatzmarkt 
soll Deutschland und soll Europa sein. (Zwischenruf: 
,,Hätten wir es nur schon" und Lachen.) 

Wollen wir untersuchen, ob der Marshall-Plan für 
Deutschland von Vorteil ist. Amerika weist zur Zeit 
eine steigende Tendenz seiner Preise auf. Die Lebens
haltung ist dort bedeutend schlechter geworden. Wenn 
als Index von 1926 die Zahl 100 gesetzt wird, haben wir 
Ende März 1947 einen Index von 149 (Zwischenrufe: 
Schon überholt). Diese Tendenz hat sich in den letzten 
Monaten noch verschärft. (Zwischenruf: Umgekehrt. -
Heiterkeit.) Der Preisindex hat sich bedeutend erhöht 
und dabei wurden die Löhne um 6 v. H. gesenkt, so 
daß wir heute mit Einschluß der allgemeinen Preisent
wicklung eine Senkung des Realeinkommens von 26 
v. H. haben. Die Kaufkraft des amerikanischen Volkes 
ist gesunken. Auch in Deutschland wird man versuchen, 
die Lebenshaltung noch weiter zu senken, um damit die 
Extra-Profite deutscher und ausländischer Unternehmer 
zu gewährleisten. In Amerika :ist eine Anhäufung von 
Waren erfolgt im Werte von über 35 Milliarden Dollar, 
eine wertmäßige Anhäufung von Waren von mehr .als 
57 v. H. Es ist ganz natürlich, daß nun versucht werden 
soll, sie auf den Weltmarkt zu werfen. Aber diese Wa
ren auf den deutschen und europäischen Markt gewor
fen, verhindern die Entwicklung der eigenen Produk
tion. Wenn Deutschland in die Lage versetzt werden 
muß, sein eigenes Volk zu ernähren, so müssen wir 
eigene Werte schaffen, müssen wir mit eigenen Mitteln die 
Betriebe errichten, die in der Lage sind, nach Deutsch
land Devisen hereinzubringen (Zwischenrufe). Aber wir 
wollen aus Amerika Anleihen nehmen, jedoch sind wir 
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gezwungf'n, für diese Gelder ;v,n·,rn in Amerika zu kau
fen. Das wirrl unsere Industrie strangulieren und wird 
ihr keine Aufstiegsmöglichkeiten geben. Wii;- müssen 
unsere Kohle, die wir brauchen, als Grundlage für un
sere Produktion, uns<:?re Erze und andere Grundstoffe 
ins Am;Janrl bringen und müssen FE::rtigwaren dafür 
übernehmen. Die Folge ist, daß dadurch die Wirtschaft 
in Deutschland verkümmern muß, die Folge wird sein, 
daß sich dadurch eine Verschlechterung unserer gesam
ten Wirtschafhisituation ergibt. Dle Tatsache, daß viel
lekht auf bestimmten Gebieten Waren nach Deutsch
land ström<:>n werden, werden erkauft mit dem N'iedcr
gang der deutschen Wirtschaft und werden erkauft mit 
der Erschwerung der Lebensbedingungen ·in Deutsch
land selbst. Es ist eine Frage, die jeden, der wirtschaft
lich und national denkt, vom Standpunkt der eigenen 
WirtschafLsentwicklung mit Besorgnis erfüllen muß. 
Amerika hat die Absicht, seine Schwierigkeiten auf Ko
sten unserer deutschen Wfrtschaft zu übex-winden und 
seiner Wirtschaft die sozialen Spannungen fernzuhalten. 
Ich bille Sie, zu beachten, daß in Amerika ein Streik 
den anderen ablöst, weil die Arbeiter sich wehren ge
gen d;e Verschlechterung ihrer Lebenslage. Wir jn 
Deutschland werden an denselben Verschlechterungen, 
an den Wirtschaftskrisen in Amerika Anteil nehmen 
müssen und davon betroffen werden. Wenn die Wirt
schaftskrise in Amerika steigt, wird man Teile der In
dustrie in Deutschland stillegen. Es 'ist logisch und na
türlich, daß wir von Maßnahmen des Trustsystems in 
Amerika betroffen werden. 

Wenn Sie sich davon Vorteile versprechen, und Sie 
sich nach diesen Einflüssen orientieren, so werden Sie 
finden, daß diese Demokratie keine Demokratie ist. So 
werden auch Sie eine Demokratie in Westdeutschland 
wollPn, die keine Demokratie sein wird. (Zwischenruf 
Abg. Buschmann [KPD]: Sehr richtig.) Sie kennen die 
Vorgiinge, ich brauche sie nicht zu erläutern . Die Frage 
Griechenland, Türkei und Spanien. (Zwischenruf Abg. 
Hermang, CDU: Gott sei Dank ... , nicht mehr hörbar 
durch entstehende Unruhe). 

Gott sei Dank, für Sie 'ist es eine Freude, Herr Her
mans, Franco wird gehalten... (Zwlsc.-hcnruf Abg. 
Buschmann [KPD}: ,,Der Gauleiter Hitlers ist heute der 
Gauleiter Marshalls"). 

Wie gefährlich ist eine solche Odentierung. Wir wis
sen, warum Franco gehalten wird. Aus machtpoltischen 
Gründen betreffend Mittelmeer und anderen Bestre
bungen Amerikas. Das sind Fragen, die unzweifelhaft 
zeigen, wie ernst die Probleme liegen. 

Ich glauh':', rlaß die Kapitalinvestierungen, die Her~ 
einnahme von Vermögen nach Deutschland eine große 
Gefahr für unser Volk selbst bedeutet. Eine wirtschaft
liche Hilfe soll nicht bedeuten eine politische und wirt
schaftliche Strangulierung unserer Wirtschaft. Wenn 
nun Westdeutschland ein Staat werden soll, wie ge
plant ist, so bedeutet dies eine Zerreißung Deutschlands 
in zwei Zonen , aber ein Weststaat, in dem bisher jede 
Maßnahme zu einer Demokratie fehlt. Wir haben hier 
im Hause vor kurzer Zeit beraten über die Fragen der 
Wirtschaftsführung der Betriebe, über die Entnaz.if'i
zierullg, Fragen, die bei uns nicht verwirklicht werden 
können, weil die äußeren politis<!h.en Einflüsse stark 
sein werden. Sie, meine Damen und Herren, die Sie 
E·ine Entscheidung für den Marshall-Plan fällen wer
den, werden auch von den Auswirkungen dieser Politik 
in Mitleidenschaft gezogen werden. (Zwischenruf: Noch 
w1:niger zu sagen haben, als heute.) 

Der Herr Ministerpriisident spricht von der Ober
flutune aus dem Osten, von totalitären Diktaturmaß
nahmen, t1nd daß sich unser Volk nicht het'abwürdigen 

lasse,. Sklaven. zu werden. Meine Damen und Herren, 
wenn es einen Staat gegeben hat, der dem deutschen 
Volk die Möglichkeit geben wollte, auf der Londonc·r 
Konferenz anwesend zu sein, so war es Sowjet-Ruß
land. {Zwischenruf: Volkskongreß.) Bitte, ich beziehe 
mich auf die Darlegungen des Herrn Außenministers 
Molotow vom 2ß. 11. 47 in London. Er hat dort ge
fordert: 

1. Die Bildung einer demokrati~chen deutschen Zen
tralregierung in Übereinstimmung mit den Be
schlilssen der Postdamer Konferenz. 

2 . Daß festgelegt wird, daß der Regierung Deutsch
lands auf der Friedenskonferenz die Möglichkeit 
geboten wird, ihren Stan<lpunkt zum Friedensver
trag darzulegen. 

3. Der Friedensvertrag muß von einer deutschen Re
gierung unterzeichnet und dem deutschen Parlament 
zur RatitlZierung vorgelegt werden usw. 

Also, eine Stellungnahme, die die Möglichkeit gege
ben hätte, daß das deutsche Volk in der Lage wäre, 
über den Friedensvertrag zu bestimmen, ebenso auch 
über andere Probleme (Zwischenruf: Vielleicht hätte 
man darüber nicht zu bestimmen brauchen, wenn man 
nicht einen Pakt im September 1939 mit Nazi-Deutsch
land geschlossen hätte). 

Sowjet-Rußland mußte die schwersten Opfer bringen 
(Zwischenruf: selber schuld), es hatte 15 000 000 Tote, 
17 000 zerstörte Ortschaften und Städte (Unruhe im 
Saal, Glocke des Präsidenten}. 

Es ist dafür zu sorgen, daß Maßnahmen durchgeführt 
werden, die Ähnliches nicht mehr möglich machen. 
Dazu gehört die Entwicklung einer solchen Demokratie, 
in der das Volk die Entscheidungen trifft. (Sehr rich
tig!) Zwischenruf: Na , bitte! - Heiterkeit. 

Entscheidung insofern, daß 
1. die gewählten Vertreter des Volkes zu den poli

tischen und wirtschaftlichen Problemen Stellung 
nehmen und selbständige Entscheidungen treffen, 

2. das Volk organisiert ist in seinen wirtschafttichf·n 
Organ1sationen, sie zu Organen des Volkswillens 
machen, 

3. die Wirtschaft von Demokraten geleitet wird. 
Ich glaube, daß die Frage der Bodenreform eine 

Grundlage der Demokratisierung des gesamten staat
lichen und polifüichen Lebens ist, daß damit die Vor
sorge getroffen wäre, daß niemals mehr ein Teil des 
Volkes in der Lage ist, seine wirtschaftliche Machfa,tel
lung :r.um Schaden des Volkes auszunutzen. 

Wenn man sagt, Deutschland bildet den Eckstein des 
Wiedexaufbaues Europas, so muß man daran erinnern, 
daß der Vorsitzende des Außenpolitischen Ausschusses, 
Donally, auf einer Pressekonferenz in Washington er-. 
klärt hat, Deutschland milsse das Bollwerk des künf
tigen europä'lsc:hen Bundes werden, d. h. daß unser 
Volk im Spannungsfeld aller politischen und wirt
schafthchen Entscheidungen der Welt liegt, daß auf 
dem Rücken unseres Volkes alle Probleme ausgetragen 
werden. Die amerikanische Zeitung „Neue Zeitung'" in 
München vom 16. ll. 47 schreibt folgendes : ,,Die Auf
teilung Deutschlands wird uns die Möglichkeit geben, 
ganz Westdeutschland in ein praktisch durchführbares 
System der West-Staaten einz.ubauen". So hat .sie damit 
die Richtschnur und Marschrichtung dieser Kr~ise fest
gestellt. !eh glaube, daß sich alle demokratischen 
Kräfte unseres Volkes zur Wehr setzen müssen. Ich 
bin der Meinung, daß wir in all den Problemstellungen 
uns darüber klar sein müssen, was der Marshall-Plan 
bedeutet. 
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Wlr seht.:n darin 
1. die B_eseitlgung der Beschlüsse von Potsdam und 

Jalta, die für Deutschland die Möglichkeit gegeben 
hätten, ·widerum als freie und selbständige Nation 
sich zu entwickeln (Zwischenruf; Die Russen haben 
das verhindert). 

2. Die Beseitigung der politischen und wirtschaftlichen 
Kräfte Deutschlands. 

3. ·nedcutcl der Marshall-Plan, daß die Demokratisie
rung unserer Wirtschaft unmöglich gemacht wird. 

4. Verhindert der Marshall-Plan Deutschlands natio
nale Unabhängigkeit und seine wirtschaftliche Ent
widdung zur Sicherung eines vvachsenden Wohl
standes unseres Volkes. 

Der Marshall-Plan schaltet die dcutsd1e Wirtschaft 
als Konkurrent im Interesse der amerikanischen Wirt
schart aus. Wir, meine Damen und Herren, slellen fest, 
daß der Marshall-Plan eine große nationale Gefahr für 
die deutsche Wirtschaft bedeutet. Wenn man an die de
mokratischen Kl'äfte appelliert, ~o weiß insbesondere 
unsere Fraktion und unsere Partei, die mit ihrer ga112:en 
Krnrt .sich dafür eingesetzt hat, daß alle Kräfte in den 
Wiederaufbau -ei.nbczogcn werden, um dem ganzen 
Volk zu dienen. (Zwischenrute: ,,Daher die Resonnanz". 
- Wir haben keine Care-Pakete".) Zum Zwischen
rur;r: Die ·verschiedenen Partt!ien profitieren noch aus 
der verg:.mgenen Zeit der Nazi-Propaganda gegen den 
Sozialismus. Die kommende Zeit wlrd dem deutschen 
Volk die Augen öffnen, wer seine Inte1·essen vertritt 
(sehr richtig!). Wenn unsere Partei leider noch nicht die 
Mad,t hat, den Lauf der Dinge so zu bceinflussen, wie 
es notwendig wäre, so ist das zum Schaden des Volkes. 
Aber cüe Kommunlstlsche Partei wird morgen die 
Parll!i sein die zum Wohle des Volkes die Fragen ent
scheiden wird. Wenn man sagt, daß man Frieden schaf
fon muß mit dem Herzen (Unruhe), so sage ich, wenn 
Sie damit d!e Männer und die Frauen meinen, die die 
Auffassung vertreten, daß man den Marshall-Plan ein
führen muß, so wollen Sie bedenken, daß bei den Gc
schä!lsreiscnden der amerikanischen Industrie an 
Stelle_ des Herzens die Kassenschränke entscheidend 
sind, daß dort jedes Herz ausgelöscht wird durch die 
Forderung nach Profit. (Carc-I'rofit!) Sie dürften uns, 
den Männern und Frauen. die auf den Bänken unserer 
Fraktion sitzen. die im Lande kämp[en, dafür kennen, 
daß wir, dem ·eigenen Gewissen verantwortlich :;intl, 
und daß v.'ir unserem eigenen Gewissen Rechnung ge
tragen hab•.m, als wir in die Gefängnisse, Zuchthäuser 
und Kz. geschleppt wurden, um dem deutschen Volk<? 
zu dienen. Hälte es Hunderttausende, ja Millionen sol
chct· Miinner gegeben, wäre vieles dem deutschen Volk 
erspart geblieben. Uns kann man in unserer Haltung 
weder Unloyalität noch Unsachlichkeit vorwel'!en. Wir 
haben das getan, wozu wir uns verpflichtet Iühlten, wir 
haben die Verantwortung in der Regierung und außer
halb der Regierung mit freudigem Herzen getragen, 
und es ist manchem von uns nicht leicht gefallen. Aber. 
dem Wohl des Volkes zu dienen, Ist der Grundsatz, dem 
wir huldigen. Also, man kann uns nicht vorwerfen, als 
machten wir Politik, die nicht für das deutsche Volk 
ist. Wir Kommunisten vertreten konsequent die Not
wendigkeit der Herstellung der nationalen und wirt
schaetlichen Einheit. Das ist der Grundgedanke unserer 
Politik. Wir sehen in der Zusammenfassung aller poli
tischen und wirtscha!tlichcm Kräfte Deutschlands die 
Voraussetzung, daß Deutschland in der Lage sein wird, 
seine Selbständigkeit zu entwickeln, um dem Wohl~ 
seines Volkes zu d!enc-n. Wir müssen uns vor Augen 
!üh1·cn, daß wir in jeder Beziehung übcrzeLlgt sein müs
sen, daß das, was wir tun, auch vor de111 Volk verant
wortel werden kann. Jeder Mensch muß das, was er 

tut, verantworten (sehr richtig - Zuruf von der KPD}. 
Und jeder wird eines Tages für ~ein Tun zur Rechen
schaft gezogen. (Zuruf; Auch die SED für ihren Terror!) 
Ich spreche nicht vom Standpunkt seiner physischen 
Verantwortung, sondern vom Standpunkt seines E!ige-, 
nen Gewissens. Millionen von Menschen haben ein
gesehen, daß lhr~ _ politischen Handlungen, die sie in 
der Vergangenheit begangen haben, Verbrechen am 
dcutsehen Volk und der gesamten Welt waren. EnL
scheidend sind die Auswirkungen einer solchen Politik. 
Das zeigt sich leider immer erst später. Wir Kommu
nisten, d ie wir als Marxisten darauf Anspruch erheben, 
die Entwicklung der deutschen nationalsozialistischen 
Bewegung vorausgesehen zu haben, die wir vorausge
sehen haben den Niedc·rgang der deutschen Wirtschaft, 
die Katastrophe, die Barbarei und, worin das enden 
würde, warnen heute das deutsche Volk vor dem Mar
shall-Plan und dessen Maßnahmen. Wir warnen das 
Volk, weil unsere Erfahrung uns sagt, daß wir damit 
das Schwerste auf uns nehmen müssen. Und ich möchte 
Ihnen zum Schluß die Worte sagen, die der Vorsitzende 
der SED, Otto Grotewohl, gesagt hat: 

„Jeder von uns wird einmal Rechenschaft darüber 
ablegen müssen, wie er sich zu der großen Lebensfrage 
Deutsthlands verhalten hat. Die Geschichte ist ein un
erbittlicher Rkhter. Lasse sich niemand dahin drängen, 
wo die Grenzen des objektiven Landesverrats begin
nen. Wir rufen zur Besinnung alle politisdlen Kräfte 
Deutschlands auf. F'asscn wir dle für eine friedliche De
mokratie und !ü.r ein einiges Dcutscl"lland kämpfenden 
Kräfte zusammen und richten wir inunt!l' wieder den 
gemeinsamen Appell an die \'lclt, daß man aui.:h dem 
deutschen Volk die Selbstentscheidung über seine staat
liche Einheit überlassen muß." 

Wenn der Herr Ministerpräsident von einem 
Zustand gesprochen hat, der eine Ge!ahr !ür un
ser Gebiet darstelle, und er dabei die Tschecho
slowakei in Erwägung gezogen hat, möchte ich 
folgendes sagen: Ich achte und ehre den Minister
präsidenten Dr. Benesch, und Sie hab""n alle das Recht 
dazu, ihn als einen großen Demokralen zu b'.:tracht~n. 
Dr. Benesch hat die tschechische Regierung berufen, die 
am Ruder ist (Lachen!). Dr. Benesch war es, der ge
kämpft hat gegen das Münchener Abkommen, gegen 
die Folgen, die sich daraus ergeben haben. Er gibt die 
Gewähr dafür, daß die Regierung in der Tschechoslo
wakei vom Willen des Volkes getragen ist, Dr. Bcnesch 
ist der Garant dafür (Zuruf; Dr. Wuenneling: ,.Der fällt 
auch noch aus dem Fern,ter") - Lachen. 

In Gebieten Osteuropas gibt C$ eine Demokratie. Do1·t 
bestimmen die Völker, dort bc:>timmt kein Marshall
Plan über diese Völker. Dort kiimpft das Volk mit blu
tenden Händen um seine eigene nationale Wirtscha1t, 
und ich glaube für uns als deut.:;ches Volk, wäre l?S 

besser, sich auf die eigene Kraft zu verlassen, mit eige
nen Händen die Wirtschaft zu entwickeln und Mittel 
abzulehnen, die politische und wirtschaftliche Forde
rungen enthalten, die für Deutschland den Untergang 
und die Versklavung bedeuten. Wenn wir mit allen 
Mitteln und mit aller Kraft an unsere Wirtschaft~
krä!te appellieren, sind wir überzeugt, daß wir nacll 
einigen Jahren schwerer Arbeit in der Lage sein wer
den, unsere nationale Wirtschaft zu entwickeln und 
unserem Volk Friede, Wohlstand und Freiheit zu 
garantieren! 

Präsident Die!: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 

die Besprechung. Wir kommen damit zur Abstimmung 
über den vorHegcnden Antrag der CDU. Icll darf ihn 
nochmals verlesen: 
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,,Der Landtag wolle beschließen: 
Der Landtag begrüßt die Einbeziehung Deutschlands 

in die Organisation und das Wiederaufbauprogramm 
des Marshallplanes. Der Landtag erwartet, daß die da
mit eingeleitete wirtschaftliche Zusammenarbeit der 
westeuropäischen Länder die Überwindung der Wirt
sdtafts- und Ernährungsnot des deutschen Volke3 und 
eine Abwehr all-er totalitären Bestrebungen ermöglichl" 

Ich darf diejenigen Damen und Herren, welche dem 
Antrag zustimmen wollen, bitten, sich von den Plätzen 
zu erheben. (Gi!schieht.) Ich danke - ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geschieht) - mit allen gegen sieben Stim
men der Kommunistischen Partei angenommen. 

(Zuruf Abg. Betz: Ich bitte die Stimmenthaltungen 
festzustellen!) 

Ich darf diejenigen Damen und Herren, welche sich 
der Stimme ent.halten haben, bitten, sich von den Plät
zen zu erhtebten. Niemand! 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nunmehr zu 
der bereits angekündigten Erklärung des Herrn Land
wirtschaftsministers über die Ernährungslage. 

Abgeordneter Dr. Zimmer - zur Geschäftsordnung: 
Ich bitte um eine Pause von einer Viertelstunde. 

Präsident Diel: 
Erhebt sich Widerspruch'? Ist nicht der }'all. Dann 

wird die Sitzung auf eine Viertelstunde unterbrochen. 

(Pause von 11.30 bis 12.00 Uhr.) 

Prä s i de nt (nach Wiedereröffnung der Sitzung): 

Ich eröffne die Sit1,ung. Der Vor:sitzende der CDU
Fraktion, Abgeordneter Dr. Zimmer. hat das Wort. 

A b g. D r. Z immer : 

Mf.'ine Damen und Herren! Bei jer Stellungnahme 
m~lner Fraktion zu der El'klärung des Herrn Minister
präsidenten habC'n wir klar zum Ausdruck gebracht, 
um welche Entscheidung es sich handelt {Zuruf des 
Abg. Buschmann: Hat an l{larheit leider gefehltl) 
Dat·über kann man verschiedener Meinung sein, Herr 
Kollege Buschmann, aber die Klarheit kann ja nach
träglich noch zutage gefördert werden. (Zuruf Busch
mann: Wir hoffen es!) bei dem, bei dem sie bisher noch 
nicht g~kommen ist. Ich habe klar zum Ausdruck ge
braeht, daß es eine gewisse politische Logik gibt, eine 
politische Logik, die darin liegt, daß man unmöglich 
gleichzeitig Regierung machen kann und gleichzeitig 
grundsätzliche Opposition. Es ist zum Ausdruck ge
kommen, daß der Marshallplan so oder so das Kern
stück dN kommPndPn Politik Deutschlands, unserc:ci 
Landes, ist. Wir sehen daher keine Möglichkeit, daß 
ein Minister 'im Kabinett bleibt, der gleichzeitig in der 
Regin11ng :=;itzen soll und gleichzeitig die grundsätzliche 
Politik dieser gleichen Regierung bekämpfen muß. 
Wir halten deshalb ein weiteres verbleiben des Mi.! 
nisters F'eller im Kabinett nicht mehr für möglich. 

Meine Partei hat mich. deshalb beauftragt, dem Land
tag folgenden Antrag vorzulegen: 

„Der Minist(>r für WiedE>r<1ufbau, Feiler, besitzt nicht 
mehr das Vertrauen des Landtages.' ' 

Präsident Diel: 

Meine Damen und Herren' Si" haben den Antrag deT 
CDU.-Fraktion gehört. Wird zur Besprechung das 
Wort verlangt? Das Wort hat der Minister Feller. 

Staatsminister F1dler: 

Meine Damen und Herren! Im Auftrage meiner 
Fraktion möchte ich zu <lern Mißtrauensantrag Stellung 

nehmen. Wir haben in der Regierung bewiesen, daß 
uns das Wohl unseres Volkes höchste:. Gesdz ist. {Zu
r::uf KPD.: Sehr gut!) Wir haben Tag und Nacht ge
arbeitet, um für unsere notleidende Bevö1okerung Woh
nungen zu schaffen. (Zwischenruf: Man sieht aber 
nichts davon!) Sie sehen aber noch die Wirkungen von 
der Hilfe, die schon einmal über Deutschland herein
gebrochen war, und diese Wirkungen wollten wir in 
mühseliger Arbeit beseitigen durch den Neubau und 
die Reparatur von Wohnungen. Wir haben neuerdings 
ein Wohnungsprogramm aufgestellt, nach dem wir in 
diesem Jahr 10 000 Wohnungen reparieren und in
standsetzen wollen, um Frauen und Kinder aus den 
elenden Kellerlöchern zu bringen. Wir haben alles ge
tan, was in unseren Kräften st<1nd, um den Ärmsten 
der Armen, den Ausgebombten, zu helfen. Sie haben 
gegen uns kein sachliches Argument, daß wir unsere 
Pflicht gegenüber unserem Volke nicht erfüllt hätten. 
(Zuruf KPD.: Sehr gut!) Sie haben nur ein einziges 
Argument: Wir sind. gegen den Marshallplan. (Zuruf 
KPD.: Und sie für Franco!) Sie treffen keine deutsche 
Entscheidung, sie treffen eine amel'ikanische Entschei
dung. (Zuruf KPD.: Sehr gutl) Das ist nichts neues, 
denn Sie setzen damit nut· die antikommunistische und 
antidemokratisehe Linie fort, die in Düsseldorf begann. 
Sie haben die höhere Anweisung, daß alle wahrhaften 
Antifasc:.tiistcn, alle aufrechten Deutschen, die ihr 
Vaterland nicht nur mit Wol'len lieben, sondern sich 
in der Tat für die deutsche Einheit einsetzen, aus den 
Länderregierungen entfernt werden müssen. Wenn 
man schon von „Fernlenkung" spricht, so ist hier· der 
Ausdruck angebracht. Der Dollar befiehlt, und man 
gehot·cht. (Zwischenrufe Abg. Gänger: Ist Moskau kein 
Ausland?) (Weiterer Zwischenr·uf: Moskau ist kein Aus
land, wenigstens für die °Kommunisten nicht!) Lieber 
Herr Kollege Gänger! Wenn Moskau nicht ungeheure 
Opfer zur Niederschlagung des Hitler-Faschismus gP.
bracht hätte, säßen Sie heute nkht hier! (Beifall bei der 
KPD.) Das wollte ich Ihnen sagen. 

Wir haben auch gegen Hitler gekämpft, als andere 
Leute sich über die Grenze verdrückten. (Zwischen
rufe: Weil es gefährlich war!) (Weiterer Zwischenruf: 
Sagen Sie das gegen Ihren Fraktionsvorsitzenden'!) 

Herr K'.ollege Bögler: Heute stellen Sie sich in eine 
Front mit Franco. (Lachen.) (Beifall bei der KPD.) Wir 
wollen hier feststellen, daß das amerikanische Reprä
sentantenhaus zweimal beschlossen hatte, daß d,~r 
Bluthund Franco Marshall-Hilfe bekommt. Ich weiß 
nicht, welche Gesellschaft würdiger ist. Mit Marshall
Franco für oder mit den Kommunisten und Anti
faschisten gegen den großkapitalisHschen Marshall
plan. Wir lehnen es ab, un!l mit F'ranco in eine Front 
zu stellE'n, denn gegen Franco sind deutsche Sozialisten 
~efallen. die dort auch Berlin verteidigten und dort 
iür die Befreiung des deutschen Volkes kämpften. 
Wir treffen eine deutsche Entscheidling. Wir machen 
eine deutsche und unabhängige Politik (Lachen) in eng
ster Zusammenarbeit mit allen demokratischen Kräf
ten der Welt ... (Unruhe, Glocke des Präsidenten.) 

Präsident : 

Herr Ministet' Feiler, Sie dürfen den übrigen Par
teien nicht den. Vorwurf m!l<'hen, daß sie keine deut
sche Politik machen. 

Miµ i o; t c .r Fe 11 er (fortfahrend): 

Der He1·r .l.\,Iinistcrprä,;ident hat un~ vorgewot·fen, 
daß wlr eine ferngelenkte Politik machen würden. 
(Zwischenruf: Von Moskau!). Darauf rnüs~"n und wer
den wir antworten. Wir haben im Dritten Reich den 
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Mut aufgebracht u.nd haben die Wahrheit verkündet, 
wir werden auch heute die Wahrheit sagen über das, 
was hier vor sich geht. Wir haben heute einen Weg 
bc::;d1rllten, der für unser Volk verhängnisvoll werden 
wird. Mein Kollege Müller hat schon darauf hingewie
sen, dsß wir 1933 unser Volk schon gewarnt hatten. 
,.Wer Hindenburg wählt, wählt Hitler, und Hitler be
deutet Krieg!" Heule sagen wir zu unserem Volke: ,,Wer 
sich zum Marshall-Plan bekennt, geht wieder den Weg 
einer neuen Katastrophe." Deshalb müssen wir aus 
deutschem Gewissen heraus diesen großkapitalistischen 
Marshall-Plan ablehnen. Und wir werden von unse
rem Volk einst die Freisprechung dafür bekommen, 
daß wir uns in der schwersten Stunde nicht vergangen 
haben an unserem Volk, daß wir unser Volk nicht 
ausländischen großkapitalistiscben Tnterl!ssen geopfert 
haben. 

Sie haben diesen Mißtrauensantrag eingebracht und 
werden ihn beschließen. Sie werden die Vertreter des 
konsequenten Antüaschismus damit aus der Regierung 
ausschalten, um hühercn ausländischen Bcichlcn zu 
gehorchen. (Unruhe, Glocke des Präsidenten.) Wix 
kennen nur einen Be!ehl, nur den Bc!ehl unseres Vol
kes! (Unruhe.) Und der besagt: Es wird der Tag kom
men, wo wir wieder in die Regierung gehen werden. 
Dann werden wir eine wahre demokratische Volks
reiierung bilden. (Zwischenruf: Wie im Osten!) Diese 
Regierung wird dann Gerkht halten über alle Hand
lan~cr des Dollars. (Zuruf: Aha!) 

Präsident Diel: 
Meine Damen und Herren! Es ist ein zweiter Miß

trauensantrag eingegangen von der kommunistischen 
Fraktion, der lautet: Der Landtag entzieht der Landes
regierung das Vertrauen. (Lachen.) Meine Damen und 
Herren! Beide Anträge bedürfen der Unterstützung. 
Darf ich diejenigen Damen und Herren, welche den 
Ur-Antrag der CDU.-Fraktion untet·stützen wollen, 
bitten, sich von den. Plii.tzen zu crhub,w. {Geschieht.) 
Danke, das ist die überwiegende Mehrheit. Die Unter
stützung reicht aus. 

Ab g. B u s c h man n : 
kh bitti-:, die Stimmenenthaltungen festzustellen! 

Prli.sident Dicl: 
Das ist in diesem Falle nicht erforderlich. Ich habe 

lediglich foslzustcUcn, ob eine ausreichende Zahl von 
Abgeordneten den Antrag unterstützt. Das ist keine 
Abstimmung, sondern nur eine Feststellung der Unter
stützung. 

Ich dar! nunmehr die Damen und Herren, welche 
den Mißtrauensantrag der kommunistischen Fraktion 
unterstützen wollen, bitten, sich von den Plätzen zu 
erheben. (Geschicht.) Eins, zwei, drei, vier, fün!, sechs, 
sieben. . . Nach der Geschäftsordnung bedarf es zur 
Einbringung des Ur-Antrages der Unterzeichnung oder 
Unterstützung durch acht Abgeordnete. Ich stelle fest, 
daß die Unterstützung nicht ausreicht. Der Antrag der 
kommunistischen Fraktion kann daher nicht angenom-
men und behandelt werden. · 

Wird das Wort zu vorliegendem Mißtrauensantrag 
noch verlangt? Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich 
die Besprechung. · 

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Min ts t er prä s·i den t: 
Meine Damen und Herren r Nur wenige Worte! Herr 

Minister Feller hal in seinen Ausführungen davon ge
sprochen, daß ich im Verlaufe meiner Ausführungen 
der kommunistischen Partei den Vorwurf der „fern-

gelenkten Politik" gemacht hätte. Ic:.-h stelle fest, daß 
ich die~en Vorwurf an die -Adresse der SED. gerich
tet habe und stelle ausdrücklich fest, daß in diesem 
Falle Herr Minister Feller die KPD. identifiziert hat 
mit der SED. (Zuruf: So ~rle Sie mit Regensburg!) 

Weiterhin, meine Damen und Herren, muß ich von 
dieser Stelle aus Einspruch erheben, wenn Herr Mini
ster Feller die Behauptung in das Haus schleudert, daß 
die Regierung eine amerikanische Politik beziehungs
weise eine amerikanische Entscheidung herbeizuführen 
sich bemühe. kh stelle fest, meine Damen und Herren, 
daß ich mit den Mitgliedern der Landesregierung 
weder eine amerikanische Entscheidung noch, Herr 
Minister Feller, eine russische Entscheidung fälle, son
dern, daß wir bei unserer Einstellung zum Marshall
P lan uns einzig und allein leiten lassen von dem Ge
fühl, für unser Volk tätig zu sein, für unser Volk in 
dieser Notzeit das Beste herauszuholen und daß uns 
darüber hinaus der eine Gedanke und das eine Ziel 
leitet, durch die Mitarbeit am Marshall-PJan eine 
Befriedung Europas und der Welt herbeizuführen. 
(Beifall.) 

Präsident Diel: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schmidt {SPD.): 

Abg. Schmidt: 

Meine Dam(,n und Herren! Ich möchte nur auf zwei 
Bemerkungen des Herrn Minister Ii'eller eingehen, 
auf die erste, wir gehorchten einem fremden Befehl, 
und die zweite, sie würden sich vorbehalten, eines 
Tages über uns zu Gericht zu sitzen. (Zuruf der 
KPD.: Ihr habt wohl Angst!) {Zuruf Abg. Bögler, SPD.: 
Angst vor euch?) 

Die sozialdemokratische Partci leitet ihre politischen 
Entscheidungen nur von ihrem eigenen Gewissen ab, 
getreu der alten demokratischen Tradition. Für uns ist 
weder der Befehl noch der Wunsch einer fremden 
Macb.t entscheidend. Wir sind immer der Au!!assung 
gewesen, daß wir weder Nutznießer noch Willensvoll
strecker einer fremden Besatzungsmacht in D~tsd1-
land zu sein haben. (Zuruf Abg. Bögler, SPD.: Und 
hab.:?n es bis beute bewiesen!) Wir haben ausschließ
lich unsere politischen Handlungen von den Interessen 
der von uns i.u vertretenden Volkskreise abgeleitet. 
Wenn man aber von Fernlenkung spricht, dar! man 
doch wohl fest.stellen, daß keine politische Partei in 
ihrer Willensbestimmung so abhängig ist wie die kom
munistische Partei (Sehr richtig!), da sie ausschließlich 
in allen Fragen nur nach Befehl Moskaus handelt. 
(Zwisc-henru! KPD.: Das haben die Nazis auch schon 
einmal gesagt!), was so \Veit geht, daß sie die selbst
verständlichen menschlichen Prinzipien, die wir doch 
z.u verteidigen haben, nicht mehr au! ihr Panier 
schreibt. 

Wann haben Sie einmal Ihre Stimme in der Frage 
der Kriegsgefangenen erhoben? Wann haben Sie Ihre 
Stimme in der Frage der so verhängnisvollen Ostpoli
tik erhoben? (Sehr richtig!) Wann haben Sie einmal 
gefragt, welche verhängnisvollen Auswirkungen die 
Tatsache für unser Volk bt.'<ieutet, daß die bisherigen 
landwirtschaftlichen Versorgungsgebiete ohne Akt in
ternationaler Gerechtigkeit einfach abgetrennt worden 
sind? (Anhaltender Beüall.) (Zwischenruf Abg. Bögler, 
SPD.: Woher kommt die Frage der Kollektivschuld?) 

Wann haben Sie einmal Ihre Stimme erhoben gegen 
die Mißachtung jeder persönlichen Freiheit? Wann Bind 
Sie in die Schanzen getreten, als in den deutschen Ost
gebieten wieder die Polizei-Nachtkolonnen in Erschei
nung traten? (Zwischenruf der KPD.: Oho!) Wir haben 
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vergeblich auf eine Stimme in Ihrem Lager gehofft, 
wo auch die Prinzipien der persönlichen Freiheit ver
teidigt werden. (Unruhe und Glocke des Präsidenten.) 

Wir nehmen in Anspruch: Wir lassen unsere poli
tischen Handlungen von dem Gesichtspunkt leiten. 
wie wir sie im Interesse des deutschen Volkes für rich
tig erachten. Von dieser Grundhaltung wil'd uns auch 
keinerlei Drohung abbringen, denn wir wissen, daß 
Sie, meine Herren, schon seit Monaten mit der Ent
wicklung einer politist'hcn Furcht in Deutschland ar
beiten. Es ist uns schon lange bekannt, daß Sie mit 
denen spekulieren, die heute bereits in Ihrem Lager 
wieder eine Art politische Rückversicherung suchen, 
genau so wie die gleichen Kreise 1933 in anderen La
gern eine politische Rückversicherung suchten. (Un
ruhe.) 

Es ist bekannt, daß Ihre nachgeordneten Funktio
näre unseren Funktionären gegenüber seit Monat~n 
mit dem Hinweis arbeiten: Wenn die Sowjet-Armeen 
ihre Pferde im Rhein tränken, werden wir mit euch 
abrechnen! (Zuruf Abg. Buschmann, KPD.: Das wird 
von Ihnen verbreitet!) Ich habe eine Bestätigung in der 
Erklärung des Herrn Ministers Feller gefunden, in 
der er darauf hinweist, wir würden ZUl' Rechenschaft 
gezogen. (Beifall.) 

Meine Damen und Herren von der k()mmunistischen 
Partei! Dieser Rechenschaft sehen wir zu jeder Stunde 
entgegen. {Zwischenruf Abg. Buschmann, KPD.: Na, 
schön!) Es wird Ihnen schwer fallen, uns nur eine 
Minute nachweisen zu können, daß wir jeweils im 
Dienste einer fremden Macht gestanden hätten.. (Zwl
schenruf der KPD.: Franco!) Wenn hier das Wort 
Franco eingeschaltet wird: Die Stunde ist zu ernst 
und die Zeit nicht ausreichend genug, um über gewisse 
Fragen der Vergangenheit sprechen zu können. Es war 
Ihr größter politischer Irrtum, als man die Parole aus
gab: Hitler gleich Severing, Severing gleich Hitlerl 
(Zuruf KPD.; Das haben wir nicht gesagt!) Sie haben 
diesen Irrtum bezahlt, als Tausende von Funktionären 
in die KZ. gegangen sind. Es war Ihr größter politischer 
Irrtum, als Sie 1932 Arm 'in Arm mit den Nazis an die 
Wahlurne gingen, um das demokratische Preußen r.u 
stürzen. {Beifall.) 

(Zwischenruf Abg. Müfüir, KPD.: Bei wem haben 
Sie Ihren Geschich~unterricht gehört·!) 

Ei wlire gut, wenn Sie Ihren Geschichtsunterricht 
nicht nur aus einer Fibel herholen würden! (Sehr rich
tig! Zwischenruf Abg, Bögler, SPD.: Sie beziehen Ihren 
GeschidJ.tsunterricht aus Moskau!) (Unruhe, Glocke des 
Präsidenten.) (Weit.erer Zwischenruf: Aber ich werde 
Ihnen demnächst Ihre Sünden aufzeichnen!) (Erneu
tet· Zwii,chPnruf: Kann man nicht die Herren Abgeord
neten aufford!'rn. sich zu Wort zu melden?) (Weiterer 
Zuruf: Dazu fehlt Ihnen der Mut!) 

Id:1 wollte nur feststellen, daß wenn die SPD.-Frak
tion heute der Politik, wie sie der Herr Ministerpräsi
dent hier aufgezeigt hat, ihre Unterstützung leiht, daß 
diese Unterstützung lediglich eine Fortsetzung der po
litischen und wirtschaftlichen Bemühunge11 darstellt, 
die bisher seitens der Kommunistischen Partei unter
stützt wurde. Wenn Ihr Fraktionsredner heute mor
gen fragt; Woher nimmt der Herr Ministet·präsident 
das Re.c-ht, im Namen der Regierung eine Erklärung 
abzugeben?, darf ich darauf hinweisen, daß Sie bei 
der Beratung des Elat-s dem Herrn Ministerpräsidenten 
das Vertrauen ausgegprochen haben, wie wir als SPD. 
es nicht in die$E'ID Ausmaße ausgesprochen hätlen, weil 
wir gewohnt sind, immer politische Vorsicht walten zu 
lassen. Der Herr Mini1<terpräsident war daraufhin be
rechtigt, für seine weiteren politiscllen Handlungen 

auch Ihrer Partei keine andere Erklärung abzugeben, 
wie er sie früher schon in seinen politischen Vorträgen 
dargelegt hat. Nur :ist heute der Punkt gekommen, wo 
man eine bestimmte Konsequenz ziehen muß. Ich habe 
verge-blich darauf gehorcht, ob es Ihren Rednern mög
lich wäre, uns einen Plan zu entwickeln, wie Deutsch..:. 
land und wir in unserem Land heute aus der Situation 
herauskommen sollen. Das allein ist entscheidend. 
Entscheidend ist nur die Frage: Welche Möglichkeiten 
gewinnen wir, um einen neuen Aufstieg vorzubereiten? 
Wenn Sie uns einen Plan hätten entwickeln können, 
wie ohne Beziehungen auf ausländische Hilfe die Not 
zu überbrücken wäre, wir Sozialdemokraten hätten 
mit freudigem Herzen diesem Plan unsere Zustimmung 
gegeben. Nachdem wir zur Erkenntnis kommen müs
sen, daß wir ohne Hilfeleistung keinen Ausweg finden, 
müs~n wir die Hilfeleistung annehmen, die sich uns 
bietet. Wir lehnen es ab aus Gründen eines politischen 
Abhängi,ikeitsverhältnisses, unser Volk auch nur eine 
Minute länger hungern zu lassen, als es notwendig ist. 
Nur allein das ist entscheidend für unsen:! Entschlie
ßung. Es ist unsere Hoffnung, daß sich ein Weg öffnet, 
der uns allmä!hlich zu besseren Lebensmöglichkeiten 
führt. Wenn Sie uns diesen Weg in anderer Form ge
zeigt hätten, wir hätten darüber diskutiert. Aber weil 
Sie das nicht taten, müssen Sie uns gestatten, daß wir 
den Weg mitgehen, der uns diese Hoffnungen erfüllen 
läßt. (Beifall.) 

Präsident Diel: 

Das Wort hat der Abgeordnete Müller (KPD.): 

A b g, M ü 11 er : 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auf die letzten 
Ausführungen des Abgeordneten Schmidt doch einiges 
sagen: 1. Er fragt uns, was wir Kommunisten in der 
Frage der Kriegsgefangenen getan hätten. Herr Abge
ordneter Schmidt! Wir haben auf dem 14. Parteitag der 
Kommunistischen Partei von Rheinland-Pfalz eine 
Entschließung gefaßt, die verlangt hat, daß sobald wie 
möglich sämtliche Kriegsgefangenen in ihre Heimat 
zurückgeführt werden. (Zwischenruf: Aus allen Län
dern!) 2. Wir Kommunisten haben niemals eine Kol
lektivschuld des deutschen Volkes anerkannt, niemals! 
Wir haben immer diffe1·enziert und haben Unter
schiede gemacht. 3. Wir haben niemals in einer Anwei
sung an unsere Partei oder irgendeine Stelle auch nur 
ein Wort davon gesagt, daß eines Tages die Sowjet
Armee am Rheine stehen würde. Das ist eine Lüge. Es 
ex'istiert daftlr kein Dokument und keine Unterlage. 

Präsident Diel: 

HeIT Abgeordneter! Den Ausdruck „Lüge" dürfen Sie 
nicht gebrauchen. (Zwischenruf Abg. Buschmann, KPD.: 
Angstträum(>!) 

A b g. M ü 11 e r : 

Ich möchte betonen. daß es mir fernliegt, irgendeinen 
Abgeordneten der Lüge zu bezichtigen. Nun die !frage, 
ob wir einen Wirtschaftsplan vorgelegt haben. Wir 
haben i diesem Hause schon des öfteren darauf hin
gewiesen, daß in Deutschland die Entwicklung der 
Wirtschaft durch die Volksinitiative entwickelt und 
alle Kraft eingespannt werden muß. Dazu ist not
wendig., daß man die zerstörenden und hemmenden 
Kräfte .in der Wirtschaft beseitigt, die Kräfte, die in 
der Wirtschaft sabotieren, weil sie nicht wünschen, 
daß sieh die Demokratie in Deutschland entwickelt. 
Wir haben verlangt, daß die Konzerne aufgelöst werden 
und die Bodenreform durchgeführt wird, die den Bauern 
die Möglichkeit gegeben hätte, den Boden zu bearbei-
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ten, stattdessen der Boden von Spekulanten weg
genommen wird. Wir haben darauf gefordert, daß ein 
deutsd1er Wirtschaftsplan entwickelt werden muß, in 
dem wir alle deutschen Wirtschaft~kräfte uns zunutze 
machen und alle Voi:aussetzungen in Erwägung ziehen, 
die dazu die Möglichkeit bieten. Wir Kommunisten 
sind diejenigen, die das Volk warnten, einer Kriegs
psychose zum Opfer zu fallen. Wir sind diejenigen, die 
es wagen, zu sagen: Es hängt vom Willen des Volkes 
&.IJ, Kriege zu verhindern, weil Sowjet-Rußland den 
Fric.dcn wünscht. Wir Kommunisten haben in allen 
Fragen die Intere::."Sen des Volkes vertreten. Wir sind 
nicht ferngelenkt, unsere politische Haltung wird ent
schieden von unserer Organisation. 

Präsident Diel: 
Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. 

Ich schließe die Besprechung. 
Meine Damen und Herren! Nach den Bestimmungen 

der Verfassung, Artikel 99, kann über einen Minister 
oder das Kabinett erst abgestimmt werden am zweiten 
Tage nach Schluß der Aussprache. Die Abstimmung 
kann also erst edolgen am kommenden Freitag, über
morgen, falls nicht der Mißtrauensantrag sich in der 
Zwischenzeit durch den Rücktritt des Herrn Ministel's 
erledigt hat. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte vorschlagen, 
nunmehr in die Mittagspause einzutreten. Wie lange 
soll sie sein? - Also anderthalb Stunde. Ich darf die 
Damen und Herren bitten, um vierzehn Uhr pünktlich 
hier wieder zu erscheinen. 

Wiedereröffnung der Sitzung nach der Mitta&,Spause 
wn 14 Uhr. 

Präsident Dicl: 
Das Wort hat nunrb.e):)r Herr Staatsminister Stü

bingcr: 

Staatsminister Stübinger: 
Meine Damen und Herrc·n! Wenn heute das Parfa

mcnt von Rheinland-Pfalz nach eineinhalb Jahren 
seiner Tätigkeit sich einmal wieder wie in fast jeder 
T~w1g mit dem Problem der Ernährung bcschärti.gt, 
so geschieht das in einem Zeitpunkt, der als sehr ernst 
und kritisch z.u bezeichnen ist. Denn vor uns liegen 
noch drei schwere Monate, die überwunden werden 
müssen, bls vvir den Anschluß an die neue Ernte ge~ 
schafft haben, Monate, die auch in normalen Zeiten 
schon z. B. in der Km:to!!elversorgung zu Stockungen 
Anlaß gaben. Umso mehr wird dies 1948 der Fall sein, 
in einem Jahre, dem nicht nur der verlorene 
Krlt!g, sondern auch eine Mißernte v0ranging, wie wir 
sie vielleicht Sl•it Jahrhunderten nicht erlebt haben. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Herren, daß fch 
lhnen zunächst in großen ZÜl{!en einen Ubcriblick üb.)r 
den derzeitigen Stand unserer Ernährun~lage gebe. 
Die Situation auf dem Sektor der Ernährung ist als 
ernst zru bezeichnen, insbesondere .dadurch, daß Rhein
land-Pfalz fa~t alli>schließlich auf Lebensmittelzufuh
ren v,m außen angewiesen ist. Denn die Erfassung d:?r 
landwirtscha!llichen Erzeugnisse kann im we.sentlichen 
als abgeschlossen ,gelten. Die Lage auf den einzelnen 
landwir!J;dUtftlichen Erzeugungsgebieten ist !ol,gimde: 

Getreide: Bei eine:- Gesamtanbaufläche von 197 3'20 
Hektar an Weizen, Ro~en und Gerste betrug das Ge
samtablieferungsso1l rür das laufende Getreidewirt
schaftsjahr insgesamt 54 000 t Brotgetreide. Erfaßt 
wurden bis zum 1. April 1948 87 598 t. Die Mehrablie
!erung resultiert jedoch zum größten Teil aus den von 
der Militärreglerimg urspl'iin.glich für Futterzwec.~e 
vor.gesehenen Gerstenmengen von insgesamt 22 250 t, 

die infolge der ungünsti,gen Ernährungslage nicht die
ser BesUmmunJ zugeführt werden konnten, sondern 
ebenfalls für die Brotversor.gung in Ansprudl genom
men wurden. Auf alle Fälle ist heute festzustellen, daß 
das Ablieferungssoll in Brot.getreide von unserer 
heimischen Wirtschaft mustei,gültig erfüllt wurde. 
(Bravorufe.) Mit den zur Zeit vorhandenen Getreide
und Mehlbeständen beim Handel, in den Mühlen und 
Bäckereien von insgesamt 10 000 t ist die Brotversor,-. 
gung bei den derzeitigen Rationen, das heißt bei ei?,em 
durchschnittlichen Mor,atslledarf von 14 000 t, !ür etwa 
20 Tage gesichert. Die Brotversorgung wird auch wei
terhin bb zum Anschluß an die neue Ernte nur durch 
Importe aufrecht erhalten werden. 

Milch und Feit: Die Mikhablie!erun~ ist in .der zwei
ten März-~kade um 124 000 kg auf 4 244 000 kg zu
rück.gegangen. Der Rück.gung erklärt sich aus den 
ihnen ja allgemein bekanntt=n Gründen, wie Kraftfut
termangel, Mangel an Futtermitteln ü:bediaupt, be. 
dingt durch die schlechte letztjährige Ernte, vor allen 
Dingen aber durch die schlechte Qualität unseres ge
waltig gesunkenen Milchviehbestandes. Wir haben die 
Hoffnung, daß durch das günstige Frühjahrswettel' wir 
in wenigen Tagen zum ersten Grünfutter kommen und 
dadurch unsere Milchleistung wieder steigern kBnnen. 

Mit der Milchversorgung auf.s engste verknüpft ist 
das schwierigste Problem unserer Ernährungswirt
schaft. die F~ttversorgun.g. Der · durchschnittliche 
monatliche Bedarf beträgt bei einer Zuteilung von 
250 g an Normaiverb1aucher 850 t. Hiervon können Jm 
Augen.blick durch Eigenerzeugung nur rund 330 t ab
gedeckt werden, während die restliche Menge in Höhe 
von 520 t durch Einfuhren getätigt werden muß. Durch 
s,..lche Freistellungen der Militärregierung konnte die 
Märzration für das gesamte Land noch vor den Oster
!eiertaigen ausgegeben werden. Das Land Württemberg 
hat für den Monat April dem Land Rheinland-P!alz 
130 t Butter zu liefern. Der gc.samte Auslie!enmg..~
rückstand von Württemberg b eträgt zur Stunde 264 t. 
(Hört. hört!) Auch die stockende Vcrsongung mil Käse 
ist nur darauf zurückzuführen, daß das Land Württem
berg mit 253 t im Rückstand ist, die es neben .sein.er 
Aprillieferimg in Höhe von 262 t noch zu erfüllen hat. 

Vieh und Fleisch; Auch trotz der Aufhebung des 
Großviehschlachtverbotes ist eile Durchführung d~ 
Fleischversorgung iiußt'rst schwierig. Nur mit größter 
Anstrengung konnten die aufgerufenen Rationen akti
viert werden. In einzelnen Kreisen wie zum Beispiel 
Mainz., Worms und Ludwigshafen ist uns dies nicht 
vollständig gelungen. In diesem Zusammenhang macht 
uns, wie ich schon eingangs erwähnt habe, der kata
strophale Rückgang unserer Milchviehbl!stä.nde die 
ernstesten Sorgen. Sie werden übe1·rascht .sein, wenn ich 
Ihnen sage, daß nach der letzten Viehzählung vOJ:' 
einem Vierteljahr •1.msere Milch- und Fahrkuhbestände 
im Vergleich zu 1938 einEn Rückgang von 25 Prozent 
au!weisen (Hört, hört!), der in Baden 17 Prozent und 
in Württemberg nur 11 Prozent beträgt. Der von der 
Militärregierung in Baden-Baden aufge.,;tellte Fleisch
plan für das Wirtscha!tsjahr 1948 ist !ür das Land 
Rheinland-Pfalz undurchführbar, da er un:rere Vieh~ 
bestände derartig dezimieren ,;1türde, daß der Zusam
menbruch 'l1J1Serer heimischen Landwirtschaft kaum 
mehr aufzuhalten wäre. Bei der Erfüllung der März
auflage waren wir bereits gezwµngen. sehr stark in 
unsere Zuchtbullen- und Fahrtierbcslände einzugrei
fen. Die Hauptursache dafür ist die Auflage von A
und B-Tieren, die infolge der schlechten Futterverhält
nisse des letzten Jahres in diesen Qualitäten fast nicht 
mehr zu finden sind. Bezüglich der Auflage für den 

. Monat April stehe ich au! dem Standpunkt, daß 
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ich keine Verantwortung für die Erfüllung dieser 
Auflage übernehmen kann. Auch die Militärregie
rung kennt diese Schwierigkeiten und hat daher für 
morgen eine Besprechung der drei Länderminister in 
Baden-Baden mit Herrn General Lille!on angesetzt, 
b~i der eingehend nochmals der Fleischplan 1948 zur 
Debatte steht. ich werde bei dieser Gelegenheit an 
die Militärregierung die dringende Bitte ridlten, un
i,ere Notlage zu berücksichtigen und die Erfüllung un
serer Aufgaben uns durch Ermäßigung der Auflagen 
m <"rlekhtern. Kann die Befreiung von der Auflage 
ni<:ht hundertprozentig erreicht werden, so mögen we
ni11:s1ens die Qualitätsanforderungen in A- und B-Tieren 
auf ein erträgliches Mindestmaß reduziert werden. 

Wir kommen zur Kartoffelversorgung: Auf die Lle
ferrü·~kstände von ,,vül'ttemberg in Höhe von 10 835 t 
ist in d<2r vergangenen Woclie ein Waggon für Pirma
sens eingetroffen. (Hört, hörtH Auf unsere Veranlas
sung begibt ,sich der Leiter des Referats Kartoffeln. im 
Lauf€- ('i,P~er Woche noch nach Tübingen, wn die Ver
la<!unrten in Württemberg zu beschleunigen. Außer
d~m sind Vertreter der Städte Pirmasens und lü.iisers
lau1Hn in den württembergischen Lieferkrci3en für die 
Verladung tätig. 

Für di':' Versorgung der Zivilbevölkerun'( und Zu
lagC'cmpfänger werden heute noch rund 46 000 t Kartof
feln benötigt., Gegen Speisekartoffeln sollen 5000 t 
Saatkartoffeln umgetauscht werden. Darüber hinaus 
wurde uns am Freitag durch die Militärregierung mit
;geteilt. daß 5000 t Speisekartoffeln aus Belgien und 
weitere 1760 t für die Kartoffelversorgung in den 
nächsten Tagen importiert werden sollen. NaclJ. Mittei
lung der Militärregierung sind diese Importe r..ur für 
die Pri0ritätsstädte vorgesehen. Der Ministerrat, der 
geradf' tagte, als diese Mitteilung eintraf, faßtE' den 
eirn;fonmigenBeschluß, unter allen Umständen den Herrn 
Generalgouverneur darum zu bitten, daß bei der Ver
teilung auch die Landkreise berücksichtigt werden 
müssen, da hier in Einzelfällen besonders krasse Rück
:;tände zu verzekhnen sind. 

Gestatten Sie mir nun, meine Damen und Herren, 
daß ich in diesem Zusammenhang ein Problem be
rühre, das mir besonders am Herzen liegt, und zwar 
das Problem der Saatkartoffeln, Bedingt durch die 
scharfen Erfassungsmaßnahmen bei der Speisekartof
felversorgung ist ein sehr großer 'Teil unserer Saat
kartoffelreserven angegriffen worden. Nach dem An· 
bauplan, der im vorigen Hei:-bst entsprechend der An
<,rdnung der Militärregierung an die Landwirtschaft 
herausgegeben wut·de, soll im Jahre 1948 die Kartof
felanbaufläche gegenüber dem Vorjahr, in dem das 
Anbausoll 88 000 ha betrug. auf 140 000 ha vergrößert 
werden. Für die 110 000 ha sollte das Saatgut aus der 
eigen('n Ernte zurückgestellt werden. Für 30 000 ha 
war ci.ne Ein[uhr· von 60 000 t Si=iatkartoffeln vor~e
o:ehPn. Tnfolge der ungewöhnlich niedrigen Erträge des 
Vorjahres konnte der bis jetzt erreichte Stand der ver
sorg1mg der Bevölkerung mit Speisekartoffeln unver
meidlich nur zum großen Teil auf Kost.!'n der in den 
Betrieben lagernden Saatgutbestände erfolgen. Nach 
den bd mir vorliegenden Berichten ist mehr als die 
Hälfte des selbsterzeugten Saatgutes als Speisekartof
feln erfaßt worden, Die Einfuhr beträgt nach den 
neuesten MltteHungen der Militärregierung 92 700 t, 
von denen bis jetzt rund 35 000 t eingetroffen sind. An
gesichts dieser Lage ist es gänzlich wunöglich, an eine 
Ausweitung des Kartoffelanbaues zu denken. Es wird 
voraussichtlich kaum möglich sein, die vorjährige An
baufläche zu erreichen. Meine nachgeordneten Dienst
stellen wurden an~ewiesen, auf eine möglichst spar
same Saatgutverwend~ng hinzuweisen. Ich selbst bin 

fest davon überzeugt, daß die Landw'.rte von sich ,ms 
schon alles tun werden, um auf der Flächeneinheit mit 
weniger Saatkartoffeln auszukommen, als es in norma
len Jahren üblich ist. Zu meinem großen Leidwesen 
sind die wiederholten Versuche, noch weitere &rntkar
toffelmengen, die von auswärtigen Stellen angeboten 
wurden, hereinzubekommen, bis jetzt fehlgeschlagen. 
Es l.st äußerst bedauerlich, daß die in europäischen 
Ländern noch verfügbaren Saatkartoffeln nicht dorthin 
gelenkt werden können, wo sie infolge der Hunger
ernte des Vorjahres dringend benötigt würden. Es 
bleibt uns nur die eine Hoffnung, daß der Herrgott uns 
19-18 günstigere Witterwigsverhültnisse bescheren müi;'<! 
ale inl Jahre 1947. 

Ich glaube wohl, daß infolge der geringen Lebens
mitte!.zut.eilung in wenigen Wochen in unseren 8täd1.~n 
und Landgemeinden der größte Teil der zur Verfügung 
g(>skllten Speisekartoffeln aufgegessen sein wird. Ich 
habe bcl -der letzten Verhandlung im Zentraiausschuß 
für Ernii.hrun,::. diP hier in Koblenz zu;;:ammen mit. rli>n 
Spitzen der französischen Militifrr,,,glerung abgPhalten 
wurde, auf den äuß«?rst großen Ernst der Situation für 
die nächsten drei Monate hingewiesen, den wir hier 
in der städt.ere1chen nordfranzösischen Z0n~ viel stär
ker rmpfinden werden und müßten als in Baden und 
Württemberg Aus die<:em Grunde milßt.e aber in er
"ter Linie, wenn eine 7.:•ntralverwaltun<,; m nad0.r.
Baden übPrhaupt P.inen Sinr. hätte, dafür gesorgt wer
den, daß in der gesamten französischen Zone gleich
mäßige Rationen ausgegeben werden. (Sehr richtig!) 
So sei es nicht angängig, meine Damen uncl Herren, 
daß Württemberg s::!inen Normalverbraucfiern auE de:n 
Lande drei Zentner und in den Städtt>n 360 Pflmd 
Kartoffeln zuteilen würde {Hört. hört!}, dabei aber seit 
Monaten nicht daran denke, seine Lieferrückst~nde an 
KartoHeln, die heute noch über 10 000 t betrügen, 1,u 
alctivierer.. Als verantwortlicher Ernährung.m1inister 
für Rheinland-Pfalz habe ich daher zunäC'hst einmal 
rlle Forderung erhoben, den feh~nden Ki;ilorienrück
:-tr.md, den wir gegenüber Württemberg und Baden .:.u 
wrzcichnen haben, durch Sonderzuteilung an Mehl, 
Hül<;cnfrüchten oder Teigwaren auszugleichen. Darüber 
hinaus wäre es dringend notwendig, die Brutration bis 
zum Anschluß an die neue Ernte auf 300 g zu •1rh<.ihen. 
(Sehr richtig!) Meine Damen und Herren! Es fst im 
allgemeinen nicht damit getan, daß wir hier in der 
Landtagssitzung eine laufende Reihe von Anträgen 
stellen über die Erhöhung der Zulagen für einzelne 
Kategorien und sie zum Fenster hinausreden. Wir müs
sen uns darüber im klaren sein: Wir müssen endliclJ. 
einmal aur eine Ration kommen, auch für die Ärmsten 
der Armen, für die Normalverbraucher, die tragbar ist 
(Sehr richtig!), und das muß unsere erste Forderung 
sein. Im übrigen, um noch einmal auf den Ausgleich 
innerhalb unserer Zonen zu kommen. möchte ich no-:h 
einmal folge!ldc.:; fost:.tellen: Sollte es dem Zentralaus
!>chuß für Ernährung in Baden-Baden nicht möglich 
sein, in dieser Hinsicht seine Aufgabe zu erfüllen, so 
weiß ich nicht, wozu Rheinland-Pfalz jährlich für eine 
derartige Institution 150 000 RM. bezahlen soll. 

Meine Damen und Herren! Es ist kein rosiges Bild, 
daß ich Ihnen über die Ernährungslage unseres Land";; 
entrollt habe. Ich bin mir dessen wohl bewußt. Ich 
wiU auch keine Versprechungen mnchen. Die Situation 
1st ernst und die kommenden Wochen werden alles an 
Kraft, an gutem Willen und Arbeit von un1 verlan
gen, wenn wir die Lage mC'istern wollen. Eines jeden
fälls 1st gewiß: Au~ eigener Kraft und au, eigener 
Scholle können wir es nicht. Substam: i!';t nicht meht· 
vorhanden. Wir richten unseren Blick übfff das Land 
hinaus und rufen den Völkern zu. sich der Notleiden 
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unseres Volkes anzunehmen. Wlr wollen mithelfen am 
Bau des neuen Europa und elnes neuen Gebtes In der 
Welt. Vorausbedingung aber ist die Befreiung aus der 
Not. I:st es den Völkern tatsächlich ernst mit dem Auf
bau, so haben sie die heilige Verpflichtung vor der 
Welt und ihrem Gewissen, den Darbenden Hand und 
Hilfe zu reichen. Unsere Arbeit wird es der Welt einst 
danken. (B1•avo und Händ~klatscl1en.) 

• Präsident Diel: 
Ich C'rö!fne die Besprechung über die Erklärung des 

Herrn Landwirts<.:ha!tsministers in Verbindung mit den · 
genannten Punkten der Tagesordnung. Das Wort hat 
Abz(,ordneler Demmcrle (CDU.}. 
A b g. D cm m e r 1 e : 

Meine: Damen und Herren! Der Landwirtsehc1fts- und 
F.rnährungsm!nlster. Herr Stübinger, hat uns ein Bild 
gezeichnet, das erschütternd ist. Für 20 TaJe haben 
w,r noch Getreide, aber zu Befürchtungen sei kein Au
la.ß. Mir scheint, daß der Vorrat do<.:h etwas zu wenig 
ist. In Mlkh und Fett sieht es viel trüber aus. Wir 
können nur ein Drittel selbst erzeugen. Das andere 
müssc-n wir einführen, und das Land Württemberg
Baden ist uns noch ganz schöne Rückstände ~chuldig. 
Vieh und Fleisch: Unsere Milchtiere sind seit l!:138 um 
25 Prozent zurückgegangen und die, welche '1.0Ch da
steh1m, ~ind mager geworden, sie haben noch Haut und 
Knochen, weil sie ja kein Leistungsrutt.er, noch nicht 
einmal Erhallungs!ulter erhalten können, denn Stroh 
lst kein Erhaltungsfutle.r. Deshalb können sie uns die 
Milch nkht lidern, die Milchleistung geht noch zurück, 
und um das Fleisch aufzubringen, müssen wir die riop
pcl1.c Kopf:r.Ahl an T[eren abliefern, so da!' wir sehr 
rasch nns End!;? unserer Viehbestände kommen. Wenn 
uns der Herr Minister sagt, daß er gegen da::; Fleiscl:l
Sull Protest eingelegt ':hat, so muß derselbe unterstützt 
wc,rden. Nein!, wir können nicht mehr, wenn unsere 
Viehbc:;tände nicht restlos vor die Hunde gehen sol-
1,.m: Es muß endlich hier in den Verhandlungen einmal 
klipp und klar gesagt werden, daß wir am Ende im
Sf'r•,•r Krart sind. Bezüglich der Kartoffeln huben wir 
gehört. daß noch 46 000 t Spclst!karto!feln fehlen. Es 
seien uns nun etwa 17 000 t zugesichert, es !ehicn noch 
10 000 t aus der südlichen Zone, mit wekhen aber nicht 
m~hr zu rechnen ist, so daß immer nocl:l 30 000 t 
Spc-!sekartofföln fehlen. Das kann nur wettgemacht 
werden, wenn man dem Volk Ersatz gibt in gleichwer ti
gen Nahrungsmitteln, vor allen Dingen an Brot. Ich 
~ubc nicht, daß die Erhöhung au! 300 g täglich a~
re1chen wird, wir müssen schon eine Erhöhung auf 
5-00 g tä,glich fordern. Und dafür müßte das Getreide 
eingeführt werden. Ebenso bräuchten wir Hülsen
frilchlt und Teigwaren, sowie mehr Fische als Enatz 
für Fldsch. 

Sd1Iimmer sieht es jedo<.:h noch aus ,au! dem Gebiet 
der Saatkartoffeln. Wenn wir im vergangenen .;ahr 
88 000 lw. mit Kartoffoln bepflanzt hatten, dürfte n v,ir 
von den 140 000 ha, die wir anpflanzen sollen, gar nicht 
reden. Dieses Jahr, so haben wir gehört, können wir 
diese 88 000 hier noch nicht pflanzen, weil das Saatgut 
fehlt. Wir werden höcltstens 65 000 ha erreiche~. Ich möchte 
die Zahlen nennen, um die es geht. Aber auch hier ist 
es so, daß dieses Saatgut im gesamten Rheinland-Pfalz 
sehr schlecht verteilt ist. Es gibt Kreise, die bis zu 70 
bis 80 I"rozcnt Saal!i:ut haben, während es Kreise gibt, 
die noch keine 20 Pr02.cnt haben und nicht wissen, wo 
es herkommen soll. kh kann da von meinem Kreis 
selbst reden, der noch keine 20 Pro:z.enl Saatkartoffeln 
hat. Der Nebenkreis Kircl:1hcim-Bolanden ist genau so 
ausgepowert und dort slcht es auch so aus. Diese Frage 
duldet keinen Au!s<.:hub mehr, denn wenn nicht bald 

Gewißheit wird, daß Saatgut kommt, müssen entweder 
die Felder mit Getreide, soweit noch Saatgut vorhan
den ist, eingesät werden, oder s!e bleiben brach liegen. 
Hier ist also hö<.:hste Eile notwendig. Selbst Hafer fehlt 
sozusagen restlos. 

Wir haben dann noch die Sc.11lußbemerkung des 
Herrn Ministers gehört. Das ganze zusammengefaßt, .ist 
ein Notschrei an die Welt. All die Anträge, welche wir 
heute hier in unserer Tagesordnung und morgen :tu 
bewältigen haben, welche mit der Erklärung des Mi
nisters verbunden worden sind - der Herr Minister 
erklärt, es seien Reden zum Fenster hinaus -, lch 
möchte sagen, sie sind etwas anderes. Es sind Ver
zweiflungsanträge, die wenigstens Teilen unseres Vol
kes · noch da und dort eine Besserung zu verscha!!en 
suchen, deshalb sind die Anträge beredltigt. Wir müs
sen die Ernährung au! einen Nenner bringen, eine 
glc-id1mäßige, gerechte Verteilung bei genügender Zu
teilung der Nahrungsgüter. 

Wl'nn wir die Ernährungsl.?ge von heute zusammen
fassr:i., wirft sich die Frage .;u!: Trifft die Landes
regiuung an diesem Zustand von heut.1 eine Schuld? 
lch &age nein. Dcn,1 c1ach der Verordnung des Generals 
Koenig Nr. 95 kann ja die Landesregierung nicht selb
~tändig handeln. Sie k?.mt weder Aus!•.1hrcn nocl1 Ein
!i.hren tätigen, un,l ,•on dE:r Einfuhr hüngt jet;,:f die 
Überbrückung bb LU!" w:uen Ernte ab. den.a bd •lcn 
Bauern ist nichts meh.· a1 holen. Dc1s L:m<i Rhemland
P!c>lz konnte sich auch 111 normaie'.l Friedenszeiten 
11icht selbst ernähren. f's w~.r auf Emfi...hn.:n angewie
~~n. Dazu kommt -for ver 'orene K1·i~!i dazu itommt 
da~ Katastrophenjahr 13•H , c'a~ uns eine s~hr schlechte 
Ernte beschert hat. Durt'h die Zwan~swirt:sdiart er
geocn sich auch FehIIeitungrn, die ~ehr o!t ve.mci !
bar wären. Wir brauc!le11 al~o mehr Vollmachten für 
unrerc Landesregierun!, dafl sie sell>;;Wndig handeln 
kan,,. 

Wie sieht es nun auf dem Lande und in Jen Städten, 
besonders aber heute auf ,:<:m Lande bei den Normal
ve:rhauchern, aus? Täq;!u:t1 werde ich bestürm! als 
Bürgermeister und ('t)~w;,) ,.'Us allen Tt>:ler:. der Pfalz 
als,Abgeordneter. E:i ist ein einziger Notschrl!i des Volkes, 
vr.d der heißt Hunger. D11.c, Volk ist gleichgültig ge
wcrden gegen alles. Voa Pc,litik will es nichts mehr 
wir~en. Die Demokratie n ,mncn sie Hun~etdemokratie. 
Am meisten aber ist dac; \!olk üb(ir Ji.:? unJlciche Ver
te:lupg der Lebensmittel in Stadt un1 Land auf~e
brc1cht. ,.Ihr habt do<.:h den Antrag im Landtag einge
.bracht, daß nun gleichmäßig verteilt wird. Warum ge
schieht es nicht?" so wird die Frage gestellt. 
... wenn eure Bes<.:hlü~se nicht durd1geführt werden, 
was schafft ihr. in Koblenz? Bleibt doch zu Hause. Wir 
wollen endlich, drei ,Jahre nach Friedensschluß, uns satt 
essen Jtönncn. Ihr redet von Demokratie und Europa
Union. Was sollen wir damit? Kann es eine Union 
geben zwischen Satten und Hungernden?" (Zuruf; Nie
mals!) Ich habe erlebt, daß aus glühenden Pa.::ifisten 
durch den Hunger Nationalisten geworden sind. Es 
schwelt unter der Oberfläche, es geht nicht mehr. Un
ser Volk ist am Ende seiner Kraft, und es will leben, 
will wiedergutmachen und arbeiten. Dazu muß es aber 
Nahrung haben, Nahrung, um Kraft zu sammeln für die 
Arbeit. Wir brauchen endlich gleichmäßige und aus
reichende Nahrungsmittel für unser Volk in Stadt und 
Land. In vielen Versammlungen habe ich dem Volk 
gesagt, wir sind am Ende mit unserer eigenen Kraft, 
hier kann nur noch der Herrgott helfen. Der Herrgott 
aber braucht nur die Lenker der Überschußstaaten zu 
erleuchten und ihnen den klugen Gedanken einzuge
ben, daß sie unser Volk nidlt ve1·hungern lassen dür
fen, wenn sie vor der Geschichte bestehen wollen. Vor 
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etwa 2400 Jahren, man kann das in der Geschichte 
nachlesen, haben die Griechen und die Spartaner Krieg 
miteinander geführt. Die Griechen haben den Krieg 
verloren. Sie bekamen Hungersnot, und in der Hun
gersnot, in ihrer Verzweiflung, nahmen sie leereSäcke 
und gingen zu den Spartanern. Sie hielten ihnen die 
Säcke vor und sagten: ,,Wir haben nichts mehr zu 
essen. gebt uns zu essen." Die Spartaner, welche sehr 
wortkarg waren, erwiderten ihnen: ,,Dazu hätte es 
der vielen Worte nicht bedurft, das vorzeigen der leeren 
Säcke hätte genügt." Sie gaben ihnen Lebensmittel 
und die Griechen brachten diese nach Hause. Das kann 
man also heute noch in der Geschichte lesen, wie ein 
unterlegenes Volle von dem Siegenta!l.t Lebensmittel 
erhielt, daß es nicht re3tlos verhunger<.'. Und so mögen 
auch unsere Siegerstaaten aus d;P<ier Ger-chkhte lernen, 
daß auch von ihnen nach 2000 Jahren n·)ch i;e5c•1rieben 
werden kann, wie edel ,;,;, die Be,negten behandelt 
haben und nicht verhung,~rn ließen. (Zuruf Betz: Heute 
gibt es keine Säcke meh!'! - Lachen.; 

Noch eine Bitte haben wir zum Herrgott, d9,ß er uns 
1948 ein gesegnetes J'ahr schenken möge. Nlcht Erfas
sung und Verteilung sir1,1 das Primär,\ sondern die 
Er7eugung. Neben dem G0ttessegen für d,,s Gedeihtn 
brauchen wir Dün!1:emitt.>:"l. Gebt un~ mehr Düngemit
tel! Wir brauchen aber ~..ich Saatgut, Saatkartoffeln 
in erster Linie. Sie müssen besclrnHt wel'dcn, denn mlt 
nttr 65 000 ha Anbauflä('he könnte d~~ Katastrophe 
ir. diesem Jahr noch größer werden. 

Ich, hahe Ihnen vorhin gesagt, wie es in den einzelnen 
Kreisen bereits aussieht. In einem Kreis sind mehr, im 
anderen weniger vorhanden. Schnell muß meines Er
achtt>ns gehandelt werden. Schon gibt es eine Masse 
v,m Brachäckem. Wenn nnn der Bauer das Feld be
stellt hat, ist es ein fürchterliches Ereignis, wenn er 
an·. nächsten Morgen das Feld umgewühlt findet. Ich 
habe es erlebt in meiner Gemeind~. daß im He1 bst die 
Felder, die mit Roggen bestellt waren, zum Teil über Win
t~r von den Wildschweinen umgestürzt wurden. Sie 
V'P.rden neu mit Hafer uP-d Gerste bestellt. Schon wie
dtc>I' von den Wildschweinen umgestülpt! Was sollen 
die Bauern aussäen? Es ist aus in diesen Ge~enden. 
Reute haben wir große <;;trecken i;(efährdeten Feldes, 
die von den Wildschweinen, die in unzähligen Men
gen heute vorhanden sind, umgewühlt werden. We:nn 
mai:;i kein Pulver und kein Blei mehr hat, um sie zu 
Vf'rnichten, dann gebt uns Gift, damit ::;i~ endlich aus
gerottet werden. Denn die Wildschweme sind die größ
ter. Schädlinge, der größte Feind unserer Volksernäh
rung von h('ute. Es muß nun ernstlich etwa"3 g<>sch~hen, 
urn dieser Wildschweinplnge endlich Herr zu werden. 
Wo:-1e sind darüber wirklich genug gewechselt wo1·den. 
Stumpfsinn hat unser Volk erfaßt. Sorgen Sie, meine 
Herren der Landesregierung, und sagen Sie es den 
Hcn-en der Militärregierung, daß a•1ch sie dafür sorgt, 
diesen Stumpfsinn durch äußerste Anstrengung zu l:>e
seitigen, durch rasche Anstrengung, so1110t kiinnte die
die:ser Stumpfsinn in Verzweiflung ausarten. Und diese 
Ve~·zweiflung könnte unstr gesamtes c\ulbauwerk rest
los zcrs:tören, (Beifall.) 

Präsident Diel: 
D::is Wort hat der Abgeordnete Lor€nz (SPD.). 

A b g. L o r e n z: 
. Meine Damen und Herren! Als man dem deutsdlen 

Volke vor drei Jahren nach dem Zusammenbruch die 
Frage vorlegte, ,.arbeiten oder verhungern". da ent
sd1ied es sich zu 55 Prozent für die Ar'bt"tt, und zwar 
aus <lAr Erkcr>nl,ni-.. daß nur der restlose Einsatz eines 
jeden zur Übcrwin<:lung der furchtbaren Katastrophe 
bc.,itragen kann. Drei Jahre dauert nun dieser verzwei-

feite Kampf, ständig begleitet von Hunger. Not und 
Elend. Und wie sieht das Ergebnis aus? Heute geht 
c; nid~l mehr um die Frage „arbeiten oder VE>rhun
gern", heute geht es um „arbeiten und dennoch ver
hungern". Diese Tatsache lastet wie ein Alpdruck auf 
aHen Schaffenden und prägt sich in den Gesichtern 
derselben aus. Verschärft werden die Verhältnisse noch 
dadurcb., daß die Im Wil'tschaftsjahr 1946/47 leicht er
kennbare Aufwärtsentwicklung durch -das schlechte 
Ernteergebnis des hinter uns liegenden Jahres zunichte 
gemacht wurde. Die Bemühungen der miHtärischen 
und zivilen Stellen, die Bevölkeruri,g mit drei Zentner 
Kartoffeln zu versorgen, konnten leider nicht in vollen 
Umfange verwirklicht werden. Nach Angaben des Er
nährungsministers sind die Prioritätsstädte mit 85 Pro
zent und die Landgemeinden mit 50 Prozent versorgt. 
Filr die restlose Belieferung einsclil. der Schwerar
beiterkarten wären noch zirka 80 000 Tonnen not
wendig. Nach Angaben der Regierung kann die Erfas
sung als abgeschlossen betrachtet werden, sodaß eine 
weitere Versorgung nicht mehr in Frage kommt. Wenn 
man bedenkt, daß selbst die mit 85 bis 100 Prozent 
versorgten Gebiete in Ermangelung anderer Nahrungs
mittel ihre Vonäte längst aufgezehrt haben und die 
schlecht versorgten Landkreise schon über drei Monate 
ohne Kartoffeln sind, so erblickt man darin das furcht
bare und grausame Bild der Ernährung.skatastroph-e. 
Selbst die im vergangenen Jahre bestandene Möglich
keit, im Zuge von Kompensationen sich zusätzlich mit 
etwas Kartoffeln zu versorgen, besteht in diesem Jahre 
nicht, da die totale bzw. brutale Erfassung bei den Er
zeugern uns auch· diese Möglichkeit geraubt hat. Diese 
Katastrophe wird noch verschärft durch die Tatsache, 
daß man diesem hungernden Volke seine letzte Hoff
nung, mit dem Anschluß an die neue Ernte eine Bes
serung der Verhältnisse zu erreichen, genommen hat. 
Die zur Verlügung stehenden Saatgutmengen reichen 
kaum aus, um den vom Landwirtscl1aftsministerium 
vorgesehenen Anbauplan von 140 000 ha mit 50 Pro
zent zu erfüllen. Sollte es den verantwortlichen Stellen 
nicht gelingen, die noch fehlende Menge Saatgut z,u be
kommen, so wäre die Katastrophe für das kommende 
Ernährungsjahr heute schon Tatsache. Wir fragen den 
Herrn Minister, welche Maßnahmen er zu ergreifen 
gedenkt, um du.; dadurch evtl. entstehende Brachland 
im Intere.sse der Volksernährung nutzbar zu machen. 

Was da!! Kapitel Fettversorgung anbelangt, 
muß festgestellt werden, daß alles getan wurde, um 
die von 320 g auf 220 g herabgesetzte Fettration zur 
Ausgabe zu bringen. Ich möchte bitten, diese Bemü
hungen dahingehend fortzusetzen, <laß die ohnehin 
kiirgliche Ration von 320 g wieder erreicht wird. Wir 
verkennen nicht, daß durch die 1m vergangenen Jahre 
aufgetretene Trockenheit nicht nur zu einer Ernäh
rungskatastrophe für di~ Menschen führte, sondern 
auch die Viehbestände in Mitleidenschaft gezogen wur
den. Der ungeheure Rückgang in der Milchbelieferung 
ist auf diesen Umstand zurückzuführen. Es ist aber 
notwendig, daß auch die Dorfleistungsausschüsse ihre 
ganze Aufmerksamkeit auf eine restlose Ablieferung 
der Erzeugnisse richten. Die Anschaffung von Kraft
futter im Interesse des Viehbestandes wäre am Platze. 
In die-sem Zusammenhang möchte ich auch die unge
heueren Lieferungen aus Württemberg erwähnen, mit 
denen das Land noch i,m Rückstand ist . 

Auf der gleichen Linie bewegt ~ich auch dir,, 
Fleischversorgung, die in den letzten Monaten 
als sehr ungenügend bezeichn<>t werden kann. Wenn 
i,m vergangenen .Tahre die Viehbestände inn,erhalh der 
einzetn<>n Ställe sich sehr .gut erholt hatten. !<O haben 
dieselben durch den durch die Dürre hervorgerufenen 
Futtermanget wiederum ei.nen ungc>ht>u<c>ren :Rückgang 
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Erlitten. Gewichtsabnahmen pro Kuh von 50 kg sind 
.heute keine Seltenheit mehr. Der Bedarf an Fleiscll 
müßte in Zukunft nur durch Einfuhr gedeckt werden. 
Die Militärregierung liat angeordnet, daß für das Wirt
schaftsjahr 1948/49 für die Fleischversorgung folgende 
Viehbestände aufzubringen sind: · 

Rindvieh 19 323 Tonnen 
Kälber 2 712 Tonnen 
Scha!e l 618 Tonnen. 

Ff1r Schweine ~oll die Auflage noch erteilt werden. 
Diese Auflagen würden einen ungeheueren Eingriff in 
die Viehbestände bringen, sodaß die zukün!tige Milch
und Feltvc.:.·i;orgung unseres Landes noch weiter in 
MiUeldcnscha!t gezogen würde. Die Anordnung, daß 
pro Schal 15 kg an Fleisch zur Ablieferung gelangen 
mUssen, soll selbstverständlich dahingehend ausgelegt 
werden, daß dlese Au!lage nur die großen Sdl.afhalter 
tre.(fon soll. 

Die B r o t v e r so r g u n g ist nach Aussagen des 
.Herrn Ministers, dank der Unterstützung der Militär
regierung, bis z.um Anschluß an die neue Ernte ge
sichert. Unsere Voraussagen haben sich bewahrheitet, 
daß mit den eigenen Erzeugnissen der Anschluß an 
die neue Ernte kaum erreicht werden konnte. Die für 
dieses Jahr geplante Anbaufläche soll um 75 000 ha 
höher Hegen als im vergangenen .Jahre. Leider ist ein 
Teil der zu erwartenden · Ernte in!olge der im Winter 
~u!getretune.n Hochwasserschäd·m vernichtet worden, 
und es war bedauerlich, daß diese notwendlge Menge 
an Sommergerste und -weizen nicht im entsprechen
,den Umfange zur Verfügung gestellt werden konnte. 
Die bisher zur Ausgabe gelangten 200 g Brot pro Tag 
reichen bei weitem nicht aus, den Bedürfnis.sen der 
Menschen Rechnung zu tragen. Wir bitten erneut den 
Herrn Minister für Ernährung und Landwirtschaft, die 
Frage der Erhvhung der Rationen auf den vorherigen 
Stand einer Prüfung zu unterziehen. 

Große Unruhe in der Bevölkerung hat die geplante 
B r o t p r e I s e r b ö h u n g von 55 auf 78 Pfg. 1-tervor
gerufen. Wenn .man, zur Begründung dieser Maßnahme 
eine bessere Qualität des Brotes in den Voroergrund 
stellt, so !ragen wir, welche Preisregulierung wurde 
vorgenommen, als das zum Verkauf gelangte Brot eine 
schlechtere Qualität aufwies? Bei dem heute herr
sclil)ndcn Lohn- und Preisstopp und der all.gemeinen 
Verarmung und Verelendung des Volkes müssen wir 
gegen dtcse Maßnahme mit allen Mitleln protestieren. 
Wir hoffen, daß die Regierung ihren Standpunkt einer 
Kori·ektur unterzieht. 

Noch einmal kurz zur Eierfrage. Der Landtag hat in 
seiner letzten Sitzung zur Frage der E i er a u f I a g e 
Stellung genommen und einstimmig dem Antrag mei
ner Fraktion au! Gewährung eines Freihuhnes :wge
stimmt. Au! Anweisung der Militärregierung wurde 
zur Erreichung einer Auflage von 72 Millionen Eier 
dieser Beschluß nicht sanktioniert und eine verschie
dene Abslufung in der Eierablieferung festgelegt. Wir 
s!nd heute schon der Auf!assung, daß diese Verord
nung nicht den gewUnschten Erfolg bringen wird, und 
wir verlangen von der Regierung, daß sie sich noch
mals bei der Milltäl'regierung dafür einsetzt, daß der 
von diesem Hohen Hause sanktionierte Beschluß auch 
zur Durchführung kommt. 

Was die Gemüsever-sorgung .anbelangt, so 
wäre es nicht nötig, hierüber viele Worte zu verlie
ren, weil ja durch die Mißernte des Jahres 1947 der 
Ertrag äußerst gering war. Gewisse Vorgänge in der 
letzten Zelt veranlassen uns, auf bestimmte Dinge 
hinzuw<.:!lsen, d le gegenwärtig das darbende Wld hun
gernde Volk mit großer Sorge erfüllen. In letzter Zeit 
sind verschiedene Anbauverträge mit -einzelnen Stel-, 
len der Besatzunili5.behörden abgeschlossen worden. Uns 

wird dadurch nur die Hoffnung geraubt, daß die Ver
sorgung der Bevölkerung für 1948 etwas besser wer
den ·würde als im Vorjahre. Wenn auch bei den ge
samten Besatzungsbehörden der Westzonen in letzter 
Zeit Anzeichen vorhanden sind, die Militärau!lagen 
auf das allergeringste Maß einzuschränken, so dür!en 
derartige Verträge nicht als Lück,mbüßer akzeptiert 
werden. Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch eine 
Frage an den leider abwesenden Herrn Ernährungs
minister bzw. Herrn Ministerialdirektor Schmidt rlch-

. ten. und zwar: Ist es wahr, daß in letzter Zeit wieder 
Auflagen an Frühgemüse ergangen sind mit der Be
gründung, daß dieselben als nicht erfüllte Auflage des 
vergangenen Jahres an Gemüse zu bewerten sind? Ich 
hätte gegen derartige Maßnahmen keine Bedenken, 
wenn man uns auch die dafür ausgefallenen Kalorien 
im Verhältnis zu der versprochenen Höhe von 1500 Ka
lorien ebenfalls noch nachträglich geben würde. 

Meine Damen und Herren! Der von mlr kurz skiz
zierte überbllck über den Stand der gegenwärtigen Er
nährungslage, verbunden mit den Aussichten für das 
kommende Jahr, sind wenig erfreulich. Die Bevölke
rung von Rheinland-Pfalz steht vor der Frage; Was 
gedenkt die Regierung zu tun, um die noch vor uns 
liegenden drei bis vier Monate bis zum Anschluß an 
die neue Ernte zu überbrücken u.nd damit die Lebens
existenz des Volkes zu sichern? Wir wissen, daß eile 
Antwort nicht leicht ist. Wir wissen aber auch, daß 
die bis jetzt zur Ausgabe gelangten kaum 1000 Kalo~ 
rien das schaffende Volk an das Ende seiner Kräfte 
gebracht hat Drei volle Jahre waren sie bestrebt, 
durch unermüdlichen Einsatz durch Ihrer Hände Ar
beitsfleiß die Werte zu schaffen, die es ihnen ermög
lichen, eine zweckmäßige und gesunde Lebensgrund
lage zu schaffen. Enttäuscht und verbittert stehen sie 
heute vor der Tatsache. daß all ihr Wollen und Hof
fen vergebens war. Selbst die bisher in den ein:zelncn 
Werken eingerichteten Werksküchen sind heute nicht 
mehr aufrecht zu erhalten, da ja keine Karto!felzu
teilungen erfolgen und Fett und Nährmittel nur auf 
Abruf gegeben werden, vorausgesetzt, daß der Schaf
fende nicht in der glücklichen Lage der Prioritäts-Stu
fen-Empfänger ist. Gerade diese Tatsache hat in den 
Kreisen der Scha!fenden schon sehr viel Unwillen her
vorgerufen. Wenn man scllon die Normalverbraucher 
in zwei Klaissen einteilt, was wir als ein bltteres Un
recht bezeichnen und Abhilfe unbedingt geboten ist, 
so ist auch die Einteilung der Werktätigen in ver
schiedene Klassen zu verurteilen. Wenn heute die Ein
teilung in diese Prioritätssture von den Aurträgen !ür 
die Besatzungsbehörde abhängig gemacht wird und 
als deren glücklichere Bezleher nur eine geringe An
zahl von Betrieben zu bewichnen ist, so glauben wlr 
doch, daß die Zuteilung entweder für alle oder für 
keinen Betrieb gegeben weroen sollte, denn letzten 
Endes arbeiten wir alle ddrekt oder indirekt !Ur die 
Besatzungsbehörden. Unbedingt notwendig wäre es. 
daß man endlich einmal das System der Schwerarbel~ 
terkarten-Berechtigten einer Prüfung unterzieht. Es 
ist als ein bitteres Unrecht zu bezeichnen, daß heute 
die Angestellten und Beamten von diesem Bezu~ aus
geschlossen sind. Gerade die Kreise der geistig Schaf
fenden sind durch den un:e;eheueren Fettman~el h~ute 
in ihrer Arbeitsleistung so li!ehemmt. daß man dn die
ser Hinslcht von einer Gefahr für die geistig Schaf
fenden sprechen kann. Vielleicht v.iirde die R\"r.:;erung 
einmal den Gedanken einer allgemc-incn elnhc-itlichen 
Versorgung eilner Prüfung unterz!ehen. und zw:u- der
gestalt. daß man die Rationssätze so Cestlei;:t, daß d'2'n 
Menschen mindestens das Lebensrecht gesichert 1st. 
Dadurch würde viel Un~inigkeit, Zank und Hader in
nerhalb des Vollces beseitigt werden. :M:.it den heute 
zur Ausgabe gelangenden Zuteilungen ist der schar-
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!ende Mensch unmöglich 1n der Lage, das ihm zuge
wiesene Aufgabengebiet zu bewältigen. Die Ernäh
rungsfachleute der Welt haben ausgerechnet, daß der 
Mensch eine Kalorienmenge von 2700 täglich, also 
fast das Dreifache von heute, als Vollnahrung benö
tigt, Die Folgen der heutigen Ernährungsweise ist 
Rückgang der Arbeitsleistung eines großen Teiles des 
Volkes. Vor allem ältere Leute und gesundheitlich 
schwaclle gehen dabei allmählich zugrunde. Die Er
zeugnisse unserer heimatliclien Landwirtschaft decken 
nicht den Bedarf dieser Hungerrationen. So trostlos 
sieht zur Zei,t unsere Ernährungswirtschaft aus und 
das ganze Volk schaut auf den deutschen Bauern, ob 
er auch alles tut und ob er außer dem ihm zustehenden 
Eigenverbrauch wirklich alles zur Ernälu·ung des Vol
kes abliefert. Wir alle wissen. daß nicht von jedem 
Hof das letzte Pfund Korn, das letzte Liter Milch ab
geliefert ward. Aber letzten Endes sind es doch nur 
wenige Prozent, die nicht erfaßt werden. Wo aber 
bl e iben die nicht erfaßten Nahrungsmittel? Verteilen 
sie sich nicht wieder auf die breiten Massen des hun
gernden Volkes? Der hungernde Städter bringt Man
gelware, die der Bauer in Hof und Stall dringend be
darf, aufä Land und tauscht sich dafür eiinige Pfund 
Kartoff'.'ln, Mehl oder dergleichen ein und dle hun
gernde Familie in der Stadt freut sich, daß sie sich 
einige T::ige wieder satt essen kann. So verbrecherisch 
gewerb&mäßige Großschiebereien mit Lebenis-mitteln 
und Wirt occhaftsgeg~n~tänden sind. die unserer Auffas
sung nach nicht hom genug bestraft werden können. 
so wenig können diese aus der Not in Stadt und Land 
g-eborenen kleinen Geschäfte als unmoralisch bezeich
net werden. Wenn jeder Hungernde. der bei dem 
Baue r um eine kleine Gabe bettelt, hartherzig von 
dessen Schwelle gewiesen würde, so würde noch viel 
mehr Haß geerntet werden als schon ohnehin vorhan
den ist. Wer h.;ute noch glaubt, mit neuen und schär
feren Meih(l(len die Erfassung der deutschi.:n Ernäh
rung bessern zu können, beweist nur. daß er nicht auf 
drm Grund nPr -Dinge i;ieht. Es geht nkht mehr um 
die Steigenmg de r Erfassung. es geht nur nod1 um die 
Ste igerung der Erzeugung. (Sehr richtig) Gewiß tau
chen in !eb:ter Zeit immer mehr Vorachläge auf. Die 
einen sehen d as Heil in einer starken Aus~it.ung des 
Hackfrü e'.1 teanbaues, die anderen ,vollen die Verede
lung d(!l' Lan<lvvirtschRft. bis aufs Äußerste drosseln. 
Wh· rl i" ,,.,·ir als Arbeiter in den Betrieb•m i;tthilll 

und un,;; früher um landwirtschaftliche Produktion, 
Wetter und dergleichen überhaupL nicht kümmerten, 
betrachkn all diese Dinge heute von einer ganz an
de:-cn Warte aus und sind zu der Cberzeugung gekom
men. d({ß m,r durch eine bessere Nährung des Bo
dens eine b€sserc Ernährung zu erzielen ist. Mil 
Sclu·ecken mü!'-s" n wir feststellen, daß der Mineralciün
ge;,verbrauch der deutschen Landwirtschaft - gemesse'1. 
an der Zuweisung des Jahres 1938 - im Jahre 1944/ 45 
nur noeh 17 Prozent an Stickstoff, 6 Prozent an Phos
phurs~ure und 16 Prozent an Kali betrug. Du.rch. g.iese 
gninge Belieferung blieben im Jahre 1945/46 ganze 
GebiC'te ohne Düngerversorgung. Im Jahre 1946/47. ist 
diP. ZutPilnng no<·h weiter gesunken und beträgt an 
Stickstoff nur noch 8 Prozent. an Phosphorsäure 12 
Prownt und an Kali 38 Prozent. Gleichzeitig ist durch 
dC'n Rü<'kgang des Vitihbe.standes auf rund 60 P:rc;n:ent 
dl?s Vorkriegsbestandes. verbunden mit dem starken 
Absinken der Strohernten und dem dadurclt entstan
c!r:•n,-·n M::ingel an Einstreu, die Stallmistcrreugung auf 
rund die Hälfte der Vorkriegszeit zurückgegangen. 
Di':";!e \<!o>•n'i'n Zahlen zeigen eindrucksvoll, auf welch 
kiat.astrophalen Tiefstand die Nährsto!fversorgung un
~e res Bodens zurü<'kgcgangcn :ist. Die jetidge Kata- . 
~trnphe in der Ernährungswirtschaft ist zurm Teil eine 
unmittelbare Folge der zusammengebrochenen Oün-

gerwi.rtschafi. Die in den Westzonen vorhandenen 
Stickstoffanlagen könnten nicht nur die in diesen Ge
bieten benötigten Stickstoffmengen erzeugen, sondern 
noch einiges mehr. Die Herstellung derselben hängt 
ausschließlich davon ab, ob den Werken die dafür e1·
forderlichen Kohlenmengen übcdassen werden. Wenn 
so entscbeidend die Höhe der Ernten und damit die 
Ernährung des Volkes jetzt und in aller Zukunft von 
der ausreichenden Belieferung der Landwirtsclutft mit 
Stickstoffdünger abhängt, ist es kaum faßlich, daß 
diese Kohlen.mengen nicht frei.gegeben werden. Hier 
geschieht einem Volke das größte UnrecM aller Zeiten. 

Wir haben schon Immer dem Problem „Landwirt-· 
schaft" unsere ganze Aufmerksamkeit geschenkt, wes
halb auch einer der wichtigsten Industriezweige, die 
Produktion von landwirtsclrnftlichcn Maschinen und 
Geräten zu bewerten ist. Wenn auch die Her~tellung: 
von Aschenbechern, Kerzenhaltern usw. einen nicht un
beträchtlichen Gewinn abwirft, so ist doch die Herstel
lung von landwirtschaftlichen Maschinen und Geraten 
viel W1'!rtvoller, da di~ im InterPssE' der Versorgung 
der: Bevölkerung m4t Lebensmitteln unbedingt not
wendig Ist. 

Bei den Beratungen über das Gesetz zum Schutze
der Volksernährung habe ich immer wieder darauf 
hingewiesen, daß gerade neben der Planung und An
baulenkung die totale Erfassung innerhalb der Land
wktschaf1 in demselben Umfange und demselbt'n 
Maße behandelt werden muß, wie die Erzeugung in
nerhalb dC'r 1,annwirtsch:.-ift. Es L~t bedauerlich, daß der 
Wirtscbaf'tsmlnister heute nicht anwesend ist, noch be
dauerlicher · ist es, daß noch kein e Maßnahmen ergrif
fen worden sind, um einen Ausgleich zwischen Land
wirtschaft und allgemeiner Wirtschaft zu erreichen. 
Es hängt viel davon ab, daß wir den Zustand errei
chen, daß wir die für die Versorgung der Bevölke
rung unbedingt notwendigen Bedarfsgegi>nstiinde auch 
erhaltim. Wir sind ohne weiteres bestrebt, alle Wege 
zu beschreiten, die notwendig sind, um eine Besserung 
unserer Lebensgrundlage zu erreichen. Wir wissen aber 
uuch, daß es uns unter Einsatz unserer letzten Kraft
reserven nicht möglich sein wird, all das zu vollbrin
gen. Wir brauchen dazu auch die · Hilfe der Besat
zungsbehörde. Es h:t vot· allen Dingen notwendig, daß 
die <lut·ch unserer H fin rle Arbeit erzeugten Produk
tionsgüter auch im eigem•n Expnrlver!ahren im Aus-, 
lan<i Verwcndung "finden, damit wir wenigstens rliesc 
ErzE>ugnisse · gegen IRb1•mamitfel Pin tauschen können. 
Unbedingt wicntig üst .auch der Hinweis, daß, wenn 
man schon eine Skh€rnng der Ernährung trifft, de.m 
P:-obfom der Wildschweine mehr -als bisher Aufmerk
s .1 mlcelt ge:,;rht"nkt ·wird . Wir h:ilwn 0Clrn<1ls das Ge
fühl , 11:l~ wi.ir<Ten ~ogen~mnte Wild~hv,1-E:'lngehege künst
lich gezüd1tel, um dann als Ausstoß gegen die allge
meine Errfä11ru11g~gnm<llage in Bewegung zu lSetzen. 
HiP-r •;v1ire e,; wirklkh am Pl,~l 1e, daß rnit einer allge
meinen Au9merzung i:1il"~Pr Landplage bi>gonn.-n wird. 
Wir s!nd dlclto'<:h au&. !n der Lage, ein Stuck zur 
Volksrrnifün.mg bel7.utragcn. 

lm Zuge der Behandlung der Probleme über Er
nährwig und Wirts<2h.:itt is t es notwendig, unsete Ge
danken. '11-t.1cl;i . -<.!er ,allgemeinen zonalen Verwaltung zu
zuwenden. W,;nn gegenwärtig Staatsmänner der Welt 
sich zusammensetzen, um eine neue europäische Union 
zu schaffen und einen · allgemeinen Zu:sammonschluß 
der e'J.ropfüschcn Staaten zu erklären, dann, mefne Da
men und Herren. Lst es Gebot der Stunde. daß die 
Weit in e1·stel· Li~tie die Zorn=ngrenzeu beseit.igt, d-amit 
ein allgemeiner Zusammenschluß überhaupt durchge
führt werden kann. Durch die heutige Ernährungs
situation sind wlr auf einer Stufe angelangt, wo man 
eine an sich schon übernervöse Menschheit allzu leicht 
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ielner tieferen Verzwelfung zutreiben kann. Eine Hoff
·nung isl uns in dem von seiten des amerikanischen 
We!llen Hauses zur Vorlage gebrachten europäischen 
Hilfswerks gegeben. Wir sind uns darüber klar, daß 
,dieser Plan nicht in Form eines Quäkergelstcs oder 
seines Schweizer Hil!sw~rkes zu uns kommen wird. Wir 
kennen den Au;spruch: .,Hili dir selber", und so wissen 
wir, daß nur der restlose Einsatz des schaffenden 

· Volke.:. zu1· ÜbE)rwindung der Krise unbedingte Not
wendigkeit 1st. Uns stehen zwcl Wege offen, der eine 
.steigt zwar steil empor, bringt uns aber vorwärts. der 
:andere !ührt In einen gähnenden Abgrund. Wir lassen 
un:s in dieser Entscheidung weder von Drohungen, noch 
viel weniger von der Verdächtigung der Abhängigkeit 
-eines E!:ri,:.:elstaates leiten, sondern einzig ·und allein von 
dem Ge~issen, das von uns verlangt, daß wir unserem 
hungernden, darbenden und verelendeten Volk unbe
dingt Hilfe zuteil werden lassen müssen. Und in die
:ser ernsten und geschichtlichen Stunde, in der wir 
uns heute befinden, glauben wir, de1t entscheidenden 
Moment zu sehen, der llns das bringt, was wir in den 
drei Jahren schon erhofft haben. Hier kann man auch 
sagen: ,,Ihr kom.rnl ~pät, aber ihr kommt". 

Melo.,e Damen und Herren! Wenn man das Ernäh
rungsproblem von d!esem Gesichtspunkt aus betrach
tet, muß man c,hne weiteres zugeben, daß das Er
nä.hrungsproblt>m nlcht nur allein eine soziale Frage 
ist, sondern zu gleicher Zeit mit der politischen ver
knüpft ist. Die f:lC,!;lcnwärlige Situation läßt uns zu der 
Au!!assUUi kommen, daß wir in der Vergangenheit 
recht gehandelt haben, und zwar · in dem Bestreben, 
der Dcmokralfe eine Grundlage zu geben, die vor 
"Bllen Dingen in Europa eine Gewähr zur Besserung 
der Verhältnisse bietet. Nachdem nun das deutsche 
Volk in den hinter uns liegenden 3 Jahren treu zur 
Demokratie gestanden hat, um lhr wieder eine Grund
lage zu scha!!en, dann glaube ich. daß wlr heute nicht 
mehr zu bitten brauchen, sondern wied~r einmal ver
langen dilr!en, weil auch wir dazu boigctragen haben, 
Europa wieder das Gleichgewicht zu geben. Wenn 
heute geschichtlich !eiststeht, daß die Festigung der 
demokratischen Auffassung in Deutschland geglückt ist 
und die Totali!.äranspri.iche der absoluten Ablehnung 
verfallen sind, so rufen v.A.lr der Welt zu: Gebt uns ein 
Lebensrecht, gebt· uns mehr Freiheit, damit wir arbei
ten können, arbeiten für die Demokratie in Deutsch
land, zur Sicherung der Demokratie in Europa. die al
lein ln der Lage ist, den Ft'ieden in Europa und den 
Frieden In der Welt zu sichern. (Beifall und Hände
klatschen.) 

Präsident Dicl; 
Me!ne Damr!n und E;!.,rren! Eine Wortmeldung sei

tens der Demokratischen Fraktion liegt noch nicht vor. 
Da.:cgcn hat sie einen Abänderungsanh~ eingereicht, 
zu dem Antrag der CDU, Ziffer 25, der Tagesordnung. 
Die Fraktion der DP schlägt vor, einzufügen die Worte 
,,gemäß FestslellLmg des Dorfleistungsausschusses", so
daß der AnlrQ,i !olgenden Wortlaut hat; 

„Die Landesregierung wird ersucht, anzuordnen, daß 
ln den bäucrlic;:hen BetI'ieben, die das Ablrlefcmngsso1l 
gemäß Feststellung des Dorfleistungsausschusses auf 
allen Gebieten erfüllt haben, Hoflcontrollen nicht mehr 
durchge!ühn werden." 

Der Abän.dcrun.gantrag kommt zur Abstimmung in 
Verbindung mit dem Antrag. Das Wort hat nunmehr 
der Vertreter der .Kommunistischen Frakti<."n, der Ab
geordnete Baumgärtner. 

Abg. Baumgärtner: 
Meine Damen und Herren! Wenn heute wieder dns 

Ernährungsproblem zur Debatte !ieht, so gilt es, die 
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Debatten zu überprüfen, die in der Vergangenheit hier 
im Hause geführt worden sind. Vergleicht man dle 
Stenogramme, so haben wir vor zwei Jahren :iassefoe 
zum Ausdruck gebracht, was wir h!?ute hier zum ALis
druck bringen. Ob nun heute der Schluß der einzelnen 
Ausführungen mit dem Marshallplan oder mit dem 
Hilfeschrei an \iie Siegerstaaten beendet wird. Dle Not 
ist geblieben; sie ist größer geworden. Die Hausfrau 
steht in der Küche und sie befindet sich mitten in 
einer Katastrophe, wo nicht länger mehr Hilfe ver'sagt 
werden kann. Betrachtet man die Tatsad1en, wie sie 
heute morgen in der Diskussion herausgestellt wurden, 
und wie meine Vorredner es b\:!haupteten, do.ß der 
Landwirtschaft die Voraussetzungen fehlen, um Ihre 
Produktion zu steigern, so frage ich mich. warum blei
ben die Kohlen, die durch Ludwigi,hafen gefahren 
werden, nicht dort und werden in der Anillnfabrik ab
gekippt, dann könnten wir die Düngemittel, die der 
Landwirtsdlaft fehlen, herstellen. Dazu brauel1l man 
keinen Marshallplan, dazu wäre nur notwendig Wille 
und Vernunft entscheiden zu lassen. Eine weitere 
Frage war die der Produktionssteigerung in der Land
wirtschaft, da ihr die Geräte und alle anderen Hilfs
mittel, die sie braucht, fehlten. Was hindert denn 
unsere Industrie, der Landwirtschaft das 'ZU geb,:m 
oder ihre Produktion darauf einzustellen? Niemand 
beentwoi·tet diese Frage. Unsere Industrie hindert 
doch niemand. Sie stellt sich nicht darauf ein, der 
Not des Volkes und der Landwlrtsrhart zu steuern. 
Im Vordergrund bei ihr steht der Prufit, nicht der 
Einsatz d er Rohstoffe, die uns geblieben sind, um der 
Landwirtschaft zu helfen. Man spricht von ungenü
genden Reparaturwerkstätten iür die Landwirtschaft. 
von ungenügenden landwirt„d1.irtlichen Maschinen u;,d 
so mehr. Dabei sind die Industrieeinrichtungen vor
handen. um sie der Landwirts1.:hafl zu geben. Man 
geht diesen Weg nicht und deshalb komme ich lmme: 
mehr zu der Erkenntnis, daß in unseren eigenen Reihen 
ein ungenügendes Wollen vorhanden ist, um der Not 
mit den Möglichkeiten zu steuern, die uns ge
geben sind. Durch unseren eigenen Einsatz Wld un
sere eigene Kraft m~hr zu tun. Darüber dürft<! k"in 
Zweifel mehr bestehen. 

Eine andere Frage: Ich hätte von dem Herrn Mi
nister auch gern gehört, wenn er zur Ernährung:1!age 
Stelli,mg nimmt, das Ergebnis seiner Maßnahmen ge
gen den Schwarzhandel und das Schiebcrlum. Wer mit 
offenen Augen und Ohren durch die Straßen geht, 
der kann diese große Gefahr nid1t bestreiten. Ich 
konnte heute morgen im Bahnhof hören, wie für 12 
Fiaschen Rotwein 2 Zentner Saatkal'toffeln umgesetzt 
wurden. Das geschah offen im Bahnhof Koblenz. ,Be
frachten wir weiter den Zustand, der durch die KQm
pensationsgeschä!te, die Sehlebergeschäfte und den 
Schwarzhandel entstanden 1st. Hier ist der Regieruna 
geboten, mit allen Mitteln t'ine Aenderung oder wenig
stens eine Linderung herbeizuführen. Hier müßte von 
der Regierung zu erfahren sein, was sie ihrerseits da
gegen tut und welche$ Ergebnis ihre bishi::rigen Maß
nahmen gezeitigt haben. Man braucht sich heute nur 
in die Eisenbahn zu seUs!n und kann Zeuge sein, was 
und wie hier verschoben und kompensiert wird, welche 
Waren hi~r angellot,;;n werden. Der Arbdtt!.t' steht im 
Betrieb am Schraubstock, die Hausfrau steht in der 
Familie mit den kleinen hungernden Kindern, sie 
können nicht hamstern fahren. Und hier wird legal 
,und ungestört der Schwarzhandc·l, das Schiebc.rLun 
geduldet. Wo ist jemand, der eingreift? Man dad 
diese Tatsachen nicht übersehen. Das gehört mit zur 
Sicherung unserer Ernährung. 
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Eine andere Frage, wie sie :vom Ernährungsminister 
behandelt wurde, findet auch nicht unsere Zustimmung, 
Wir befi,nden uns im Frühjahr und hätten vom Herrn 
Landwirtschaftsminister gerne gehört, wie der Anbau 
und die Bestellung draußen sich vollzieht; welche Aus
wirkungen sich ergeben aus dem Nichtvorhandensein 
genügenden Saatgutes und welche Maßnahmen er 
eingeleitet hat, diesen Zustand zu überbrücken. Wil' 
stellen fest, daß der Samen ungleichmäßig verteilt 
wurde, l'b<'n;;o die Saatkartoffeln. Man hat hier nicht, 
gerecht und zweckmäßig die Dinge organisiert, son
dern man hat Sonderinteressen bestimmen lassen. Des
halb wäre es notwendig, besonders in .der heutigen 
Situation, daß das Landwirtschaftsministerium vor dem 
Volk und vor dem Landtag einen klaren Situations
~richt ersu.ittet hätte. W~nn wit' den Bericht des 
Herrn Landwirtschaftsministers überhaupt betrachten, 
so ist es eine Zusammenstellung von Zahlen, die uns 
die Katastrophe demonstrieren, aber nirgends posi
tive Maßnahmen, die erforderlich sind, dieser Ka-
1.astrophe zu steuern. Dafür findet man keinen ,Mut 
oder es fehlen die praktischen Vorschläge. 

Das Wesentliche in der Debatte von heute wird sein 
müssen, wie es eile beiden Vorredner andeuteten, wo 
helfen wir. Sie sprachen von erforderlichen Anglei-1 
chungsmaßnahmen, von Erhöhung der Brotration: 
Meine Herren! Ich habe gestern mit der französischen 
Militäri-egierung in langer Unterredung über dieses 
Problem diskutiert. Dort steht man auf dem Stand
punkt, in Frankreich bekomme die Bevölkerung nur 
200 g Brot und es ist unmöglich, hier in unserer Zone 
die Rationen auf 300 g und darüber hinaus zu er
höhen. Wir sollten es ablehnen, propagandistisrhe Reden 
zu halten. Es hat keinen Wert, wenn ich heute sage, 
ich habe 500 g Brot gefordert, wenn ich von vornherein 
weiß, daß es :-ich nicht jetzt verwirklichen läßt. Wer 
liefert das Mehl dazu, und auf der anderen Seite weiß 
man, welche Behörden das verhindern müssen, um 
ihre Interessen damit nicht zu stören. Weiter sagt die 
Militärregierung, es besteht keine Möglichkeit, die Ein
fuhren von Mehl so z.u erhöhen wegen Zahlungsschwie
rigkeiten. Nun macht man folgende Rechnung: Die 
übrigen Gebiete der französischen Zone haben ihre 
Ablieferung nicht erfüllt. Dies ist auch in der Erklä
rung des Ernährungsministers zum Ausdruck gekom
men, und ist auch mit Zahlen belegt worden. Aber 
dort herrscht doch föderativer Geist. Man müßte er
warten, daß diese „ Überschußgebiete" zuerst ei.runal 
ihre Solidarität mit uns zum Ausdt"uck bringen wür+ 
den, bevor man nach Amerika schreit. (Sehr richtig!) 
Die verhindern, was möglich u;t zu t.1.m, genau wie 
bei uns, der armen Frau im Haushalt zu helfen oder 
d~ Arbeiter im Betrieb. Man wirft folgenden Ge
danken in die Debatte: weil diese Gebiete ihre Ab
lieferungspflicht nicht erfüllt haben, wird man dort 
Teigwaren und auch Hülsenfrüchte abziehen und ,hier 
einschieben. Das ist ein Weg, den ich grundsätzlich 
ablehne, weil ich weiß, daß die Arbeiterschaft dort 
auch noch ungenügend zu leben hat und daß dort ge
nau wie bei uns Unfähigkeit, Srhwarzer Markt, Schie
bertum und Kompensation regieren. Deshalb werde 
ich es ablehnen, solche Maßnahmen zu unterstützen, 
denn damit kann man der Not nicht steuern, in der 
sich die ländlichen Arbeiter und die Arbeiterschaft in 
den Betrieben befinden. Wir brauchen eine verstärkte 
Einf.uhr von ,Mehl. Darüber gibt es keinen Zweifel. 
Wir brauchen mehr Teigwaren zum Ausgleich für die 
noch fehlenden Kartoffeln. Weiter muß der Landtag 
offen Stellung nehmen, daß endlich mit der Prioritäts
einteilung Schluß gemacht wird. Man sollte nicht noch 

dazu übergehen, die Prioritätseinstufungen zu erwei
tern, wie uns dies mitgeteilt wurde, um in der Pfalz. 
eine Überbrückung für einige Gemeinden zu schaffe,1~ 
Wir müssen uns grundsätzlich gegen die Prioritäts
politik wehren, weil sie mit zur Zen:etzung und zur 
gegenseitigen Aufreibung der Arbeiterschaft in den 
Betrieben und der Stadtbevölkerung und der Land
bevölker.ung führen muß. 

In der Diskussion kam zum Ausdruck, daß der Zen
tral('t'nährung~ausschuß versagt. Der Herr Abgeord
nete Demmerle hat ausgeführt, das müßte einmal ganz 
klar gesagt werden. Herr Abgeordneter Demmerle! 
Ich glaube, an Klarheit der Wort{) hat es in diesem 
Hause nicht gefehlt, wenn es die Frage der Ernährung 
betroffen hat. Wie oft haben wir der französischen 
Vertretung und den von ihr Beauftra~ten das gesagt, 
was notwendig ist. Solange die Verordnung 95 besteht 
und die französische Militärregierung sich die Regelung 
und Lenkung der Ernährungsfrage vorbehält, werden 
unsere Reden zum größten Teil in die Luft gehalten 
u.nd sie werden nicht dM erl'('ichen, was wir wünschen. 
Wieviel Beschliisse hat der· Landtag schon gefaßt. ·Den
ken wlr nur an einen: die gleiche Verteilung der Ra
tionen in der französischen Zone. Das Ergebnis: Den 
Zentralernährungsausschuß müssen wir ablehnen: 1. 
auf Grund seiner Zusammensetzung und 2. weil er 
gar keine Befugnis hat, genau wie so viele andere 
Einrichtungen. Der Zentralernährungsausschuß hat ge
nau wie alle anderen Körperschaften ni<'ht die Voll
machten, die ihm gehören, um entscheidend unsere Er
nährungspolitik grunsätz.lich neu zu gestalten und zu 
entwickeln. Solange uns diese Vollmachten nimt ge
geben werden, sind wir abhängig. Die Wildschwein
bekämpfung steht wieder zur Debatte. Meine Damen 
und Herren1 Es ist eine Schande, wie oft stand diese 
Frage mit all ihren Sorgen vor dem Landtag; hören 
wir die Proteste .der Delegationen. Der französischen 
Regierung wurden sie vorgetragen. Heute stehen wi11 
wieder hier und müssen feststellen: die Wildschweine 
werden mehr, der Schaden immer größer und wir 
können nidlt helfen. Können wir uns selbst helfen<t 
(Zuruf: Drei Monat<:! wegen Waffenbesitzes!). Aber 
irgend ein Schritt muß erfolgen. Ich glaube nit:ht, daß 
wir auf andere Weise Erfolg haben werden. Wenn 
hier die Ford.erung der gll?'ichcn Rationen zum Aus
druck gekommen ist, in der französischen Zone könnte 
dies ohne Schwierigkeiten durchgeführt werden, die 
Rationssätze einheitlich zu gestalten. Viel schwieriger 
zu glauben ist aber auch, daß in unserem eigenen Land 
Rheinland-Pfalz die Rationen ungleichmäßig sind und 
ungleich beliefert werden. Wenn schon in unserem 
eigenen Regierungsgebiet solche Härten eintreten, dann 
ist es notwendig, daß auch von der Regierung aus 
für das Gebiet Rheinland-Pfalz versucht wird, die 
Ernährungspolitik nach einheitlichen Gesichtspunkten 
w lenken. Wenn man die Ziffern des Ernährungs
mirusters betrachtet, die hier vorliegen, bezüglich der 
Belieferung der Bevölkerung mit Kartoffeln, so spre
chen diese für sich selbst. Genau so trifft das zu für 
andere Lebensmittel, die zur Verteilung kommen. 
Deshalb vertreten wir die Auffassung, daß gerade 
diese Zustände die größte Mißstimmung in der Arbei
terschaft hervorrufen. Die Zulagekarte und die all
gemeinen Rationen werden zu spät und dazu nOC'h 
ungleichmäßig beliefert. Das ist in Rheinland-Pfalz 
zeitlkh üblich. 

Nun wurde dabei zum Ausdruck gebracht, man sollte 
den Versuch machen, glekhmäßige Rationssätze zu 
finden. Das wird sehr schwer, ahn· möglich sein. Wich
tig zur Stunde ist, elnen Weg zu finden, damit wenig-
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:stens die gegebenen Rati~nssätze sofort beliefert wer
·dcn, 2. daß die Zulagekarten abgedeckt werden, 3. 
daß für die Schaffenden im Betriebe endlich eine 
wirklich fühlbare Zulagekarte an alle eingeführt wird. 
Das ist das Wesentliche zur Stunde, um die Arbeits
kraft in den Betrieben auf dem Stan·d zu halten, der 
notwendig ist, um die Produktion zu sichern und. die 
menschliche Arbeitskraft zu retten. 

1)1c Frage der Fleisch- und Fettversorgung. Unser 
Viehbestand ist katastrophal. Betrachten wir die Not
schlachtungen, sie ·sprechen eine Sprache für sich. Be
trachten wir au! der anderen Seite das Bestreben des 
Bauern, seinen Viehbestand zu retten, und betrachten 
wir zu gleicher Zeit die Tatsache, daß der Bauer bei 
Abgabe eines Stückes Vieh Yt Jahre warten muß, bis 
,er sein Geld bekommt, dann sehen wir, wie unfähig 
unsere Verwaltung Ist. Wie schwer man es dem Bau
,ern macht, der wirklich bestrebt ist, seine Pflicht zu 
erfüllen. Hier muß radikal Schluß gemacht werden. 

Eine andere Frage: Wenn der Wein, der uns in 
.Rhei!lland-Pfalz zur Verfügung steht, freigegeben 
würoe, ·nachdem Frankreich selbst eine reiche Wein
ernte hatte, so sage ich, wäre es im Handel zu ermög
lichen, der Landwirtsd1afl zu helfen und zugleich der 
hungernden Arbelterscha!t in den Betrieben. Wir müs
sen diese Forderung mit allem Nachdruck 1mmer wie
<!er erheben. Ebenso betrachten wir es als eine Be
leidigung der Al'bdler und Angestellten, wenn man in 
den Prioriiäb;betrfol>t!tl und in den Städten der Ar-
bcilerscba!l ein Liter Wein anbietet bis zu 8 RM.. 
das Liter. • 

Genau wie mit dem Wein ist es mit den an
,deren Dingen. Es erUbrigt sich, aut all diese Probleme 
erneut einzugehen, weil sie wiederholt hier zum Vor
trag gekommen sind. Was wir wünschen, ist eine grö
ßere Bewegungsfreiheit durch die Besatz.ungsbehfü·de, 
um unser Schicksal selbst in die Hand zu neh
men. Dort, wo unsere eigenen Kräfte zur Entfaltung 
kommen, wird es sich zeigen, zu was wir fähig sind 
und zu was die Arbeiterschaft und der Bauer willig 
ist. Aber die Arheikrschaft kann nicht mehr so wei
ter machen, wie sie jetzt in den Betrieben stehen muß. 
Man muß sich dazwischen stellen und sehen, welche 
Krankheiten sich entwickeln, in welchem Zustand der 
Arbeiter heute seine Arbeit verrichtet, wie der Ge
sundhcil.lizustand sich verschlechtert. Es ist für die 
Behörden, gleich wie sie heißen, Zeit zu erkennen, daß 
es einen Höhepunkt gibt, der auch der Siedepunkt seln 
wird, der zur Explosion kommt. Man kann nicht nur 
der Arbeiterschart zureden, höchst anständig zu sein. 
Wir wissen, daß sie bis zur Minute allen Fleiß einge
setzt hat. Aber dort, wo die Kraft fehlt, dort, wo 
<die Liebe und das Vertrauen genommen werden, dort 
gibt es auch keine Möglichkeit mehr, eine E,l<.istenz im 
Volke für das Volk zu schaffen. Für uns Kommu
nisten steht im Vordergrund die eigene Kraft, das ei
gene Vertrauen des Volkes. Dort, wo der Wille und die 
Kraft sich vereinigen, wird mehr gebaut. Wir brau
chen unsere Kohlen - Holz - ·wir brauchen unseren 
Schrotl. Dann werden wir ein freies Volk werden, 
eine Demokratie schaifen, die auch würdig neben den 
anderen Völkern· besiehen kann. Das .erwartet die 
Arbeiterschaft, sie erwartet Hilfe - Taten, keine Re
den mehr. {Beifall.) 

Präsident Diel: 
Die Rednerliste ist erschöpft. Herr Ministerialdirek

tor Schmidt hat das Wort. 

Ministerialdirektor Schmidt: 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich einige 

Frag(;n, die an den Herrn Minister gestellt wurden, in 

seiner Vertretung beantworten. Zunächst dar! kh fest
stellen, daß in den schwierigsten Frag,m, die wohl zur 
Zeit das Hohe Haus be\vegen, die politische Stellung
na!une der Parteien, ich möchte sagen, fast ei.nhcitlich 
von uns als Regierungsstelle als sehr o!Jjektiv gewertet 
werden muß, wahrscheinlich als Ergebnis der Einsicht 
über die ständigen Bemühungen, die seitens des Mi
nisters für Landwirtscha.!i und Ernährung getätigt 
werden, alle Mittel anwenden, um in der so schwieri
gen Ernährungs- und Versorgungslage elncn Ausweg 
zu finden. Ich darf Ihnen versichern: Es 1st unserer
seits kein Problem bisher unerörtert oder unbearbeitet 
geblieben, und wir hätten nur den Wunsch, daß das, 
was wir unterrietunen, auch der breitesten O!!enllich
keit des Volkes immer publizistisch bekanntgemacht 
werden könnte. Ich glaube, das Urteil über die Tätig
keit der Landesregierung hinsichtlich der Ernährungs
und Versorgungslage würde draußen in unserem Lande 
ein anderes sein. Wir leiden auf seiten unseres Mini
steriums daran, daß zwischen unserer Arbeit und der 
Pubtikationsmöglichkeit eine ungeheure Diskrepanz 
vorhanden ist, die auch nicht geschlossen wird durch 
die zeitweise Einschaltung des Rundfunks. Diese Ein
schaltung erfolgt manchmal recht ungenügend. kh er
innere mich an die Behandlung der Gewährung des 
Freihuhnes im Rundfunk, wo abends durch das Radio 
die Meldung kam, daß der Landtag einen Antrag an.:. 
genommen hätte, daß ein Freihuhn gewährt würde. 
Der Rund.!unk verzichtete aber darauf, die von mlr 
vorgetragenen Gründe wiederzugeben, die der Landes
regierung die Durchführung dieses Antrages unmög
lich machten. Die Bevölkerung aber hat draußen wie
der Gelegenheit, zu sagen, daß die Landesregierung 
nichts taugt. Wenn man schon die Dinge in der 
Offentlichkeit behandelt, soll man aber auch das 
sagen, was die Landesregierung ihrerseits zu den Din
gen zu bemerken hat, oder aber man soll auf eine der
artige Wiedergabe verzichten. Der Verzicht würd1c 
dann im Interesse unserer politischen Arbeit besser 
sein. 

Wenn der Herr Kollege Demmcrle die Frage der 
Saatgut-Verteilung in den Mittelpunkt gestellt hal, 
dann mit Recht. Es gibt zur Zeit zwei Probleme. die 
uns bewegen. Das ist cr.:;tcns die Saatgut!rage und 
zweitens die Frage der Fleischversorgung. Der Herr 
Minister hat in seiner Erklärung keinen Zweifel dar
über gelassen, daß wir überzeugt sind, daß die Saat
gutfrage leider nicht so geklärt ist, wie es wünschens
wert wäre. Meine Damen und Herren! Ich dar! wohl 
offen .feststellen, daß die Entwicklung in dem soge
nannten Kartoffelkrieg der seitens unseres Ministe
riums ab Herbst vergangenen Jahres ununlerbrodlen 
vertretenen Auffassung recht gegeben hat. Heute zeigt 
sich, daß eine Fehlrechnung vorhanden war, in der 
Tatsache, daß Eingriffe in die Saatgutmengen in rfnem 
nicht vertretbaren Umfange erfolgt sind. Es ist die 
Frage: Wie soll das vorhandene Saatgut verteilt wer
den? Es „erscheinen täglich Deputationen und Delega
tionen von Bauern und Kleinstbauern. Bei den 
Bauern ist es so, daß hier die Wünsche der einzelnen 
'Kreise, je nach der Zuteilung, verschieden tempe.rlert, 
vorgetragen werden. Auf Anordnung der Militä::-regle
rung muß das vorhandene Saatgut, soweit es iie Im
porte bctri!!l, planmäßig gelenkt werden in die Kreise, 
die in erster Linie im Herbst wieder als neue Ver
sorgungskreise für die Winterversorgung in Fr-ige 
kommen, eine Planung, der man an sich zustimmen 
muß, denn wenn wir heute den tausend Wünschen der 
Kleinstverteiler entgegenkommen wollten und die we
nigen Saalgutmengen in diese Kleinstbetriebe steuern, 
würden wir im Herbst vor der Tatsache stehcri, daß 
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jede Möglichkeit einer einigermaßen tragbaren Wint~r
versorgung genommen wäre. Ich darf Ihnen versichern, 
es berührt uns außerordentlich schmerzlich, gerade den 
Wünschen der Kleinstanbauern widersprechen zu müssen, 
denn diese Kleinstbauern sind Personen und Personen
kreise, die sich auf Grund der Ernährungsnot im ver
gangenen Jahr besonderer Mühe in der Rodung gewis
ser Brachfelder unterzogen haben, in der Hoffnung. 
damit in etwa einen kleinen Beitrag !Ur ihre Ernäh
rung sichern zu können. Die Tatsache, daß man ge
rade diesen Personen heute in ihren Hoffnungen nicht 
entgegenkomrnf.>n kann, muß jeden schmerzlich berüh
ren, der noch einigermaßen ein menschliches Empfin
den hat. Aber die Landesregierung . kann in dieser 
Frage der höheren Planung nicht untl'eu werden. 
(Hört, hört!) Unsere Sorge geht in Erkenntnis der vor
h:mdenen Lücke seit Monaten um die Vermehrung der 
Saatgut-Einfuhr. Wir haben nicht nur jetzt, sondern 
schon im Januar die Militärregierung unterrichtet, daß 
wir in der Saatgutfrage in die größten Schwierigkei
tP.'l geraten würden. Und kh möchte es hier auch offen 
aus;,preC'hen; Es wäre noch viel zu gewinnen, wenn 
uns jetzt die Militärregierung das Recht einräumen 
würde, alle di.e wirtschaftlichen Mittel und Möglich
kdten zu mobilisieren, die wir mobilisieren können, 
um Saatgut, sei es einerlei woher, noch einführen zu 
können, zumal uns bekannt ist, daß erhebliche Ange
bote an Saatgut bei uns vorliegen. (Hört!) kh darf 
Ihnen also versichern, daß unsererseits gerade dieser 
Frage besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird, und 
daß wir es besonders bedauern, daß wir aus Mangel 
an Saatgut die Durchführung des Anbauplan~ nicht 
ermöglicht haben. 

Denn, meine Damen und Herren, wenn es überhaupt 
einen Ausweg aus der derzeitigen Ernährungskrise 
gPhPn kann, dann wird dieser Ausweg nul' über die 
Vt>rmehrung der Hackfruclltanbaufläche erfolgen 
können. 

Die Frage der Verantwortlichkeit der deutschen Re
gierung wurde vom Herrn Kollegen Demmerle ange
sc!1r>ittf'n .. So begrüßenswert wie für uns als deutsche 
Regiernng und auch als LandwirtschaftsministC'rium 
eine Erweiterung der derzeitigen Verwaltungsrechte 
wäre, im Augenblick wüi:de eine derartige Erweiterung 
<'in zweifelhaftes Geschenk sein. Sie wäre nur dann 
sinnvoll, wenn man gleichzeitig der gesamten deut
schen Regierung Vollmachten, auch auf anderen Wirt
schaftsgebieten, überantworten würde. Ohne diese an
deren Vollmachten vermögen wir jetzt mit der Aufhe
bung der Ordonnanz 95 als Landwirtschaftsministe
rium nicht~ im;,;ufangen, sondern da gehört mehr dazu; 
wii: glauben, daß in einer Perfode der höchsten Span
nungen auf dem Gebiete der Ernährung alle diejeni
gen Stelll'n, die bisher die Dinge gesteuert haben, sieh 
auch in den kommenden Monaten dieser Steuerung 
nic-'1.t entziehen dürfen. 

Zur Frage der Düngemittel sei gesagt, daß nach uns 
gemachten Mitteilungen die Düngemittel-Ver,&0rgung 
hinsichtlich Stickstoff bis zum 1. Juli dieses JahreJI 
hundertprozentig gesichert ist. Meine Damen und Her
ren! Es wäre mir lieber, wir hätten mitgeteilt bekom
men, die Versorgung mit Grunddüngemitteln wäre.> mit 
100 Prozent gesichert. Denn, was unserem Boden fehlt, 
sind Kalk, Phosphat und Kalisalze. In Kalk müßte den 
Wü.nsd1en des Landwirtschaftsministers unbedingt ent
gegengekommen werden, daß von dem vorhandenen 
Kalk gewisse Teile für die Landwirtschaft abgezweigt 
.würden. Seitens unseres Ministeriums werden Ver
suclle gefördert, sogenannte kohlensaure Kalke in _der 
Industrie zu gewinnen. Es wäre nur ein Auswe1ch
Kalk, aber wir sind der Meinung, daß auch der ge-

ringste Beitrag in Anbetracht der Kalkarmut unseren 
Böden von Vorteil wäre. Aber darüber hinaus wün
schen wir dringend, daß uns in der Kalkfrage unter 
die Arme gegriffen wi.rd. Die Phosphatversorgung 
ist mit ZO Prozent vorgesehen, Kali mit 30 Prozent. 
J;>h,:,sphate unC, Kali sind aber in Anbetracht des Rück
gangs der Stalldüngung die erste Voraussetzung, um 
wieder zu einer Gesundung unserer Böden zu kommen. 

Die Frage der Gefährdung der Saaten hat ebenfalls, 
seitdem das Problem gestellt ist, unsere besondere 
Aufmerksamkeit gefunden. Ich darf Ihnen sagen, daß 
wir hier zwei große Sorgen haben, durch die zur Zeit 
unsere Saatgutbestände, die jetzt aufgebracht und 
noch in Zukunft aufgebracht werden, bedroht sind. 
Bitte, verstehen Sie mich nicht falscll, wenn ich beide 
Dinge hier zwar nicht miteinander vergleiche, aber zu
gleich behandele. 

Die erste Sorge ergibt sich aus dem Tatbestand, daß" 
nach den bei uns vor-liegenden Meldungen bere:its clie 
er~tcn FrühkMtoffelsaalr,n ausfallen, weil sie über 
Naeht von hungrigen MensC'.hE'n v.rieder ausgegraben 
worden sind. (Hört!) Wenn das SC'hule macht und nicht 
unterbunden wird, wird, von diesem Vorgang aus 
gesehen, auch ein Teil der kommenden F.rnährungsnot 
wieder bedingt. Wir haben seitens unseres Ministe
riums an das Innenministerium die dringende Bitte 
gerichtet, der Frage der Verhinderung der Felddieb
stähle erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Die zweite Gefährdung, die wir leider durch eigene 
Maßnahmen nicht abwenden können, ist mit der Wild
schweinplll.ge verbunden. Wir h.ihcn beim r~tzten 
Schneefall eine Zählung durchführen lassen. Sie hat 
ergeben, daß in unserem Lande scll.i:itzungsweise 22 000 
Wildschweine vorhanden waren. (Hört!) Nehmen wir
nur die geringsten Vermehrungsziffern, so dürfte im 
Sommer der Wildschweinbestand auf über 50 000 Stürk 
gest;egen sein. Meine Damen und Herren! Das führt 
dazu, ,:faß ganze Bezirke unseres Landes in der Frage 
der Au!brlngung der neuen Saaten größte Besorgnis 
haben.. Bei uns sind täglich Deputationen der Bauern, 
die darauf hinweisen, daß sie eigentlich eine Sys
siphus-Arbcft verrichten und sie gar nicht d!e Mi tteI 
habC'n, utn der Verheerung der Felder durch die Wild
schwcinplage entgegenzutreten, Die Wildsehweinfraqe 
ist eine Sfcherheitsfrage filr unsere Volksernährung 
geworden. Deshalb muß sie so oder so gelöst werden. 

Dl\! Frnge des Abgeordneten Lorenz, welche Maß
nahnwn wir zur Verminderung der Brachfläcl'len ge
troffen haben. Meine Damen und Herren! Die Bearb<'i
htng von Brachfüichen hat zwei Voraussetzungen nö
tig: E-rstem,, daß an Stelle des fehlenden Saatgutes 
Saatgu~ von anderen Wirtschaftsarten vorhanden wäre .. 
Wir haben an unsere Landwirtschaft einen Appell ge
richtet, soweft wie möglich das fehlende Kartoffelsaat
gut durch eigene Getreidesaatgutmengen auszugleichen. 
Inwieweit das möglich ist, wird sich nach Abschluß der 
!Ek:stellungsarbeiten erweisen, Im übrigen fehlt un
sererseits leider die Voraussetzung, diese entsprechende 
Lenkung auszugleichen, weil uns auch die Saatgut
mengen der anderen Wirtschaftsarten nicht zur Ver
fügung stehen. 

Lediglich einen Lichtblick hatten wir, daß. in An-> 
betracht der großen Ausfälle an Winterraps wir Yon 
Hamburg 20 t Sommerraps einführen konnten, die in 
diesen Tagim zur Aul>teiiung gelangten. Hierdur,.h ist 
eine ausreichende Versorgung für Sommerraps ge
sichert. 

Bei der Frage der Fleischversorgung ist nicht nur die 
Tonnenzahl, die uns als Auflage auferlegt ist, be'l<.h
tenswert, sondern die größte Sorge ergibt sich aus der 
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'Gewichtsverschiebung. Wenn wir im Herbst lh>ch für 
1 t Fl(.)isch 5-6 Stück 'Vieh brauchten, brauchen w'r 
heute zur Erfüllung 8-10 Stück Großvieh. (Hört!) Die 
,erhöhte Auflage und der Gewichtsverlust bedeuten 
einen Eingrm in unseren Viehbestand. den wir unt~r 
keinen Umständen mehr ve1 antworten können. 

Meine Damen und Herrenl Die Frage der Anbau
verträge !ür Gemüse möchte ich dahingehend beant
worten, daß wir unsererseits eigentlich dem Vorgang 
nicht unsympathisch gegenüberstehen, sofern sich un
sere Ho!!nung erfüllt, daß, wenn die Militärregierung 
für ihre Ecconomats die Gemüseversorgung g~31chLrt 
hat, sie uns als deut!;che Regierung über die übrigen 
Gemüseerträge die freie Ver!ügungsmöglichkeit gebe11 
würde. Wenn dies erfolgt, dürften die Anbauverträge 
keine schlechte Maßnahme sein. Irrig ist die Meinung 
<ies Abg. Lorenz, daß das fehlende Gemüse vom Vor
jahre durch Nachforderungen ausgeglichen werden 
muß. Die Nachforderung bestand in 5000 t Kartoffeln, 
-die inzwischen abg~eckt worden sind. 

Die Frage der Bescha!rung der Bedarfsartikel für 
die Landwh'tschart hat in den letzten Wochen wieder
holt zur Aussprache zwischen dem Wirtschaftsministe
rium und unserem Ministerium geführt. Wir sind in
zwischen soweit gekorrunen, daß der Wirtschaftsmini
ster slch bereit erklärt hat, diejenigen Betriebe unse
res Landes, die nac,:'1. seiner Überprüfung für landwirt
schaftliche Bedarfsgüter Produktionsanlagen haben, 
wieder In ein landwirtschaftliches Produktions
programm einzuspannen und · hierfür in Baden
Baden die Dcblockierung der Rohstoffe zu be
antragen. Unsererseits wird diese Maßnahme unter
stiltzt. Wir horten eine .Vermehrung der landwirtschaft
lichen Bedar!sgüter dadm·ch zu erreichen. Wir glau
beu, daß eine völlige Abdeckung der landwirtschaft
lichen Bedarfsgüter erst dann erfolgen kann, wenn 
man Wiru.cllafü;politlk einmal über die engen Zonen
grenzen hinaus betreiben kann. 

Zur Frage der I'rioritätsstädte schließt sich das Land
wirtschafkl- und Ernährungsministerium der Mehr
heitsauffassung des Landtages an, daß hier eine Ände
rung erfolgen muß. Wir sind der Meinung, daß die 
,derzeitige Prioritätson:lnung in sich ein Unrecht ist. 
Aber auch hier sind wir letzten Endes als Regiei:ungs
stellc au! die Or~onnanz 95 angewiesen.. 

Zur Frage der Vennl.!hrung der Schwerarbciter~Zu
lagen darf ich darauf verweisen, daß hier eine An
,ordri.ung besteht, daß wir innerhalb der Personengruppen 
Verschiebungen vornehmen dürfen, daß wir aber, wenn 
wir eine neue Gruppe hineinnehmen, dafür eine andere 
herausnehmen müssen. Meine Damen und .Herren! 
Nun können Sie sich vorstellen, da die Grenzen schon 
so eng sind, daß uns diese Verschiebung außl!I'ordent
Uch schwer fällt, wie überhaupt die Besserung unserer 
Ernäh1·.ungslage keine Frage der Änderung von An
ordnungen, sondern eine Frage der Vermehrung der 
Erzeugung ist. Zu den Nahrungsmitteln, die wir 
verteilen können im Vergleich zu den Kompensations- • 
geschäflen und zum schwarzen Markt, möchte ich, 
Herr Kollege Baumgärtner, eines betonen: Wir haben 
bisher fe::;!.gestelll. daß in unserem Lande der Schwarze 
Markt im Vergleich zum Schwarzen Markt in den an
deren Zonen sehr gering war. Es war für mich über
raschend, daß neulich Berliner Herren, die in unserem 
Mlnistedum dienstlich zu tun hatten, am z•.1.-citen Tage 
zu mir kamen und mich baten, ihnen dolh einige Zu
lagekarten auszuhändigen. Aui die Frage: Warum ha
ben Sie sich denn nicllt mit Marken versorgt? gaben 
de mir zur Antwort: In Berlin kann man auch ohne 
·Marken leben, aber hi~ in Koblenz ist das scheinbar 

unmöglich. Ich weiß, daß audl. hier Einzelerscheinun
gen vorhanden sind, aber ich glaube, wer hier den 
Versuch machen wollte, nur vom Schwa.l'zcn Markt zu 
lebcn, hätte sich der Ge!ahr ausgesetzt, verhungern zu 
müssen. 

Meine Damen und Herren! Es ist doch kein Zweifel, 
daß die Erfassung in unserem Lande am besten orga
nisiert ist. Sehen wir nicht nur die schwarze Seite, 
sond1>rn auch die andere. Haben wir schon den Mut, 
zu bekennen, daß in unserem Lande die einzelnen 
Dienststellen im Interesse unserer Verbraucher ln Ver
bindung mit der guten Moral, die bisher in weiten 
Landwirtschaftskreisen vorhanden war, mit Er!olg ge
wirkt haben. 

Ich möchte diese Gelegenheit nicht vorbeigehen las
sen, zu bekunden, daß ich über die gute Moral unserer 
'Landwirte erfreut bin, schlet'hte gibt es überall. Ab<.;r 
ich bin erfreut, wenn ich festgestellt habe, daß die Er
klärung vieler Landwirte: Im Frühjahr bauen wir nichL 
mehr an, als wir selbst brauchon. falsch war; daß ich 
recht hatte, als icl1 sagte: Wenn die Sonne wieder über 
die Fluren geht, denkt Ihr wieder anders. Dann seid 
Ihr wieder besorgt, eure Felder bestellen zu können, 
Und die Tatsache, daß Delegationen zu mir kamen und 
sagten: Gebt uns Saatgut, auch wenn der Ztr. S.3.at
lu.rtoffeln 8 RM. kostet, auch wenn wir sie für 3,50 
RM. abgegeben haben, ist ein Beweis für unsere Land
wirte und nicht gegen sie. Wir ~ind :mch als Regie
rung der Meinung, daß w~r uns gern.einsam überlegen 
rr>ilssen, wie wir in der Be ·NiL·t:.chaflun~ zu anderen 
Methoden kommen. Man kann nach lOjähr. Zw:1.ngs
wirtschart nicht mehr auf den gleichen Wegen mar
schieren, die man 10 Jahre gegangen ist. Es ist das 
Problem einer Reorganisierung gestelll und die L:m
desregierung hofft, daß in Verbindung mit einer von 
uns erhofften Wirtschafübelebung die Möglichkeit ge
geben ist, mehr zu planen als :ru bürokratisieren. 
Meine Damen und Herren! Es gibt viele, die Planung 
mit Bürokratisierung verwechseln. Wir alle können 
nur den baldigen Abbau der Überbürokratisierung an
streben, müssen uns aber klar sein, daß die Planung 
auf lange Jahre hinaus unvermeidbar sein wird. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch eine Feststellung 
treffen. Herr Kollege Baumgärtner sagte: Die glei
chen Probleme, die Sie heute hier erörtern, haben wir 
schon vor 3 Jahren erörtert. Es ist richtig, die gleichen 
Probleme haben uns in der Beratenden Landesver
sammlung vor 2 Jahren bewegt. Es ist aber gegen
über der damaligen Erörtel"ung eine Änderung einge
treten, nämlich, daß die gegenseitige Verpflichtung der 
Landesteile heute wirksam geworden Ist. (Zuruf: Wo?) 
Wenn Ludwigshafon heute seine 3 Ztr. Karto!!eln er
halten konnte, dann dank dieser inneren Verpflichtung 
unseres gesamten Landes. Wenn in einzelnen ande
ren Gebieten der von der Regierung aufgestellle Ver
sorgungsplan nicht durchgeführt werden konnte, dann 
geschah e3, weil andere Anordnungen getroffen wur
den. Hätte man uns gewähren lassen, hätte man, be
vor der 3. Zentner ausgegeben worden ist, die restlose 
Ausgabe des 2. Zentners gesichert. Wenn wir vor 3 Jah
ren schon vor dem Problem gestanden haben, wollen 
wir heute, wo wir vor dem schwersten Problem stehen, 
uns daran erinnern, daß wir im Herbst mit den glei
chen Problemen vor dem Winter gestanden haben. 
Und eine offene Frage an Sie: 

Wer hätte gerechnet, daß wir diesen Winter so ver
hältnismäßig gut überlel>cn würden? Ich glaube, in 
der Tatsache, daß wir bis zu dieser Stunde ohne grö
ßere Erschütterungen gekommen sind, liegt ein sehr 
großer Beweis für den Ar~iL;!leiß begründet, den 
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alle Dienststellen bis herunter ins kleinste Dorf be
kundet haben in Durchführung ihrer Aufgaben. Ich 
glaube, daß die von uns eingerichwten Dorfleistungs
Ausschüsse mehr Kleinarbeit geleistet haben, als ihnen 
jemals gedankt werden wird. kh bin der Meinung, 
daß dieses Instrument auch in der kommenden Ver
sorgungsperiode von entscheidender Bedeutung sein 
kann. 

Ich mochte nochmals betonen: Die Landesregierung; 
hat nur d<?n einen Wunsch, daß die Selbstverwaltung 
in den Gemeinden so funktioniert, daß jeder Polizist bei 
den Erfassungsmaßnahmen überflüssig wird. 

Es wird cigeni:te Aufgabe unserer Landwirte sein, 
die von uns getroffenen .Maßnahmen richtig 2.u ver
st,:,hen und dafür zu sorgen. daß die großen Sünder in 
ihrer Mitte dem Berufsstand keinen Schaden zufügen 
könn1:n. 

Aber wenn wir heute in einer Stunde stehen, wo die 
Sonne wieder höher steigt und wo das Leben in sich 
zu einer neuen Hoffnung Berechtigung gibt, dann, 
meine Dam('n und Herren, möchte ich heute der Mei
nung Ausdruck geben, wie ich es im Heroot in der 
schw('rskn Sit11::ition t.at, als wir uns damals zusam
menfanden, daß ,durch internationale Maßnahmen uns 
dorü e in Ausweg gezeigt wird. Das Gewissen der 
\Velt wir<l hs,ule auch in der Ernährungsfrage geprüft. 
kh huffe, daß die Welt diese Prüfung besttht und daß 
sie uns den Beweis dafür gibt, das ist unsere innigste 
Hoffnung als Demokraten, daß Demokratie mehr ist als 
nur eine politische Struktur, daß in der Demokratie 
gleichzeitig die Sicherung gegeben ist, daß die Men
~eh,-·n ni<:ht zu verhungern brauchen, sofe1·n L>ic gewillt 
sind, ihre besten Kräfte für die eigene Lebenssieherung 
einzusetzen. Das, Herr Kollege Baumgärtnel', wird im 
Zusamnwnhari g mit den heute früh erörterten Pl'O
blcm::?rt die Prüfung sein, und wir ~lauben und hoffen, 
dall ;.i,+i eine neue Lösung für uns anbalml. kh darf 
Sie, m'.'irie D;:imen und Herren, um eines bitten, drau
ß~n imnwr klar zu betonen. wo die Verantwortlich.ke1t 
dr:r deutschen Stellen liegt, darüber hinaus aber fes.t
;,;u ,, tellen, daß die deul!cchen Dienststellen in den kom
menden Monaten alles versuchen werden, um der 
Sehwie ri~kPif.en Herr zu werden. Für uns gibt es da
b<'i 11111· einP Aufgabe : zu verhindern suchen, daß aucil 
nur eini:·r in unserem Volke verhungert. Wenn wir un 
kommenden Somme1· feststellen können, daß wir die
ses Zi-el auC'h unter den größten SchwierigKeilen er
reid Jl hi->h':'n , rlann sollte das der wertvollste Beitrag 
tür den Wiederaufbau gewesen sein, den wir zu er
statten hatten . 

Präsident Diel: 
Meine Dam1.>n und Herren! Weitere Wortmeldungen l 

lieg<" n nicht vor. Ich schließe die Besprechung. Wfr , l 
kommen nunmehr 7.Ur Abstimmung über die mit der 
D<Jbatte verbundenen Anträge. 

Zunächst Punkt 12 der Tagesordnung: Antrag der· 
Fraktion dPr CDU. bPtr. Ingangsetzung der .Marme
ladenherstellung. (Drucksache 11/282). Ich bitte diejeni
gen Damen und Herren, welche dem Antrag zustimmen 
wollen, die Hand zu erheben. (~schieht.) Ich danke -
bitte um die Gegenprobe. Ich stelle die einstimmige 
Annahme fost. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag der SPD„ Punkt U der Tagesordnung, betr. 
Riifkgah..- de11 Altenteiles an durch das Erbhofgesetz 
gesrhädigte Bauern (Drucksache IJ/284). Der Ältesten
ra t :;whli=if1 vor, diesen Antrag dem Rcchtsaussrhuß und 
dem Agrarpolitischen Ausschuß zu überweisen. Ich 
bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Vor
schlag de,: Ältestenrates zustimmen wollen, die Hand 

zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit, es ist. 
so bescnlossen. 

Wir kommen nunmehr zum Antrag der Fraktion der
COU., Punkt 18 der Tagesordnung betr. Zutellung von 
Fett und Nährmittel an werclende und stillende Müt
ter (Drucksache ß/304). Ich bitte diejenigen, die dem 
Antrag zustimmen wollen, eine Hand zu erheben. (Ge
srhieht.J Danke - das ist die überwiegende Mehrheit. 
Der Antrag ist angenommen. 

Ich komme zurück auf Punkt 16, Antrag der Frak
tion der SPD. betr. Sofortmaßnahme zur r,icfcrung 
v-on Rebsdl!dllngsbeklimpfungsmitteln (Drucksache 
ll/2S8J. Ich bitte diejmigcn, die dem Antrag zu
stimmen wollen, die Hand zu erheben. (Geschieht.) 
Das ist. die Mehrheit - der Antrag i!;t angenommen. 

Wir kommen nunmehr zum Antrng der SPD., Punkt 
%0 der Tage.sordnnng (Drucksacl!e ll/306), betr. Zutel
Jung an Teilselbstversorger. Ich bitte diejenigen, die 
dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erhtbcn. 
Das tst -die überwältigende Mehrheit, der Antrag ist 
angenomh'len. 

Wlr kommen nunmC'hr zu dem Antrag der CDU., 
Punkt %1 betr. Saatkartoffeln an Kleinstanbauer 
(Drucksache '11/307). Ich bitte diejenigen, die dem An
trag zusth1'iw\.cn wollen, die Hand zu erheben. (Ge
schieht.) Das lst die überwältigende Mehrheit - der 
Antrag ist a.ngcnommcn .. 

Wir konuncn nunmehr zum Antrag der CDU., Punkt 
23 der Tag~ordnuiig , betr. Sonderzurellung an Nor
malverbraucher üb~r 70 J'ahre (Drucksache 11/30!}). 
Wer dem Antrag zustimmen will, bitte ich. die Fand 
zu ~heben. (Gescl1Iehl.) Da,; i~t die überwältigende 
Mehrheit. 

Wir kommen nunmehr zum Antrag der CDU., Punki 
25 der 'f~e~dnung bc:tr. Hofkvntrollcn auf Höfen, die 
das Ablietec1.1nissoll. erfüilt haben. (Drucksache 11/311.) 
Hierzu liegt der Antrag der demokratischen Fraktion 
vor, ciesen Antrag in folgender l!'orm anz•_mehm,,.n : 
Der Landtag wolle beschließen: Die 'Landesregierung 
wird ..r.sucht anzuordnen , daß in den bäuerllchen Ec
lrieben, dle das AbHefcrun_gssoll gemäß Feststellung 
des Dorflej.stµngsausschusses erfüllt haben, Hoflmn
\fQllen .µ.ich~ ~ehr durchgeführt werden. Ich bitte 
diejenigen, we;che , dem Antrag in di0s~r Fürm zu
stimmen wollen, die Hand zu erheben. (Geschieht.; Ich 
danke - das 1st die überwältigende Mehrheit. Damit 
ist durch die Neuformulierung der ursprüngliche An
trag der CDU. erledigt. 

Wir kommen nunmehr zum Antrag der CDU., Punkt 
27 der Tagesordnung betr. Bestimmungen zu den Art. 
IV bb \'I des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 (Drncksaclle 
tI/314). Ich bitte diejenigen, welche dem Antrag zu
.stimmen wollen, die Hand zu erheben. Auch· das ist 
die UberWäitig~nd,~ · Mehrheit. (Zuruf: Überweisung an 
den -nemt~aus8ch11ß,l Es w!rd Ubcrweisunj an den 
Rechts:iussdtuß beantragt. Sind die Antrngsteller da-

• mit einverst.anden? (Zuruf: Ja.) Ich stelle fest, daß 
Überweisung an den Re,chtsausgchuß erfolgen soll. kh 
bitte um Entschuldigung, ich habe das übersehen. 

Wir kommen . nunmehr zur Abstimmung über den 
Antr:tg "iier" IirakUon der SPD Punkt 32 der Tagcsordw 
nung ·betr. z.uslitzlirhc Viehlieferwigen in den Monaten 
November und Januar und Amechnung auf die Ab
lieferungsauflagen (Dru<-'ksache 11/323), Wer diesem 
. A??.trng ~~,timl!!cn will, bitte ich die Hand zu erhebt!n. 
Ist ~instimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zum A11trag der SPD betr. 
Llcferwii von gleichwertigen Lebensmitteln bei Aus
fall von Kartttffeln und Gewährung von Sdlweral'bel-
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ierzulagen an Landwirte, Punkt 33 der Tagesordnung 
(Drucllsacbe U/324). Es wird beantragt, Überweisung 
an den Ernährungsausschuß. Ich bitte diejenigen, die 
dem zustimmen wollen, die Hand zu erheben. Der An
trag ist an den Ernährungsausschuß überwiesen. 

Wjr kommen nunmehr zu Punkt 38 der Tagesord· 
nung. Antrag der Fraktion der CDU betr. Senkung der 

<iebühren bei Notscbladltuns (Druciksadle D/331). Wer 
diesen Antrag annehmen will, bitte ich die · Hand zu 

,erheben. Das ist die Mehrheit, der Antrag ist ange
, ncnnmen. 

Es kommt nunmehr noch der Antrag der CDU über 
die Urbannachun1 bradlliegenden Gelindes, Punkt 38 
der Tagesordnung (Drum.sacbe D/332). Der Antrag soll 

<lern Agrarpolitischen Ausschuß überwiesen werden. 
Wer der Überweisung zustimmen will, bitte ich die 
Hand zu erheben. (Geschieht.) Das ist die über
wältigende Mehrheit, es ist so beschlossen. 

Punkt 30 der Tagesordnung ist nodl rückstindig, An-
1rag · der CDU betr. Kartoftelerfauunaskosten (Dru•-
11Mhe iJl/315). Der Ältestenrat schlägt Überweisung 
an den Finanzausschuß vor. Die AntragsteUer stim
men zu. Ich bitte diejenigen die Hand zu erheben, 
die die Uberweisung beschließen wollen. Das ist die 
überwältigende Mehrheit; 

Die Große Anfrage der SPD betr. Viehwirtschaft, 
Punkt 29 der Tagesordnung, ist durch die Besprechung 
und die Erklärung des Herrn Ministers und des Herrn 
:Ministerialdirektors Schmidt erledigt. 

Ich erteile nunmehr, bevor wir zu Punkt 2 der Ta
gesordnung übergehen, zur Abgabe einer Erklirung 
remi8 § 59 der Gesehiftsordnung das Wort dem Vor
sitzenden der Fraktion der Demokratlsdlen Partei, 
Herrn Abgeordneten Dr. Neubronner. 

Abg. Dr. N-eubronner: 
M~ne Damen und Herren! Ich habe in der heutigen 

Vormittagssitzung bereits die Erklärung abgegeben, 
daß durch die Abstimmung über den Entschließungs
antrag zum Marshall-Plan für uns eine neue politische 
Lage entstanden ist, zu der wir uns die Entschlüsse 
vorbehalten müssen. Ich habe hierzu folgende Erklä
rung abzugeben: 

„Durch die Abstimmung über die Entschließung zum 
Marshall-Plan und den hierdurch veranlaßten Miß
trauensantrag gegen den Herrn Minister Feller wird 
eine Partei aus der Vierparteienkoalition ausscheiden. 
Damit ist das zwischen den vier Parteien geschlossene 
Koalitionsabkommen hinfällig geworden. Die demokra
tische Partei zieht hieraus die Folgerung und scheidet 
aus der Regierungskoalition aus." 

Präsident Diel: 

Meine Damen und Herren! Das Haus hat die Er
klärung des Vorsitzenden der Demokratischen Fraktion 
zur Kenntnis genommen. Diese Erklärung bedarf der 
Ergänzung durch die persönliche Erklärung des Herrn 
Mi.nisters gegenüber dem Herrn Ministerpräsidenten. 
Nach den Bestimmungen der Verfassung wird der Herr 
Minister Dr. Neumeyer die Geschäfte weiterzuführen 
haben, bis der Herr Ministerpräsident entsprechend 
den ihm zugehenden Antrag einen Nachfolger oder die 
anderweitige Vertretung bestimmt hat. Der Herr Mi
nisterpräsident wird alsdann dem Hohen Haus zu ge
gebener Zeit mitteilen, welche Regelung getroffen ist. 
Damit ist dieser Gegenstand erledigt. 

Wir kommen nunmehr · zu Punkt 2 der Tagesord
nung: 1. Beratung eines Gesetzes über die Selbstver
waltung in Rheinland•Pfalz (Drudaladle D/290). Zur 
Begründung erteile ich das Wort dem Herrn Innenini'.' 
nister. (Zuruf: Fünf Minuten Pause.) 

Es tritt eine kurze Pause ein. 

P r ii s i d e n t D i e l (nach der Pause): 
Vor Punkt 2 der Tagesordnung hat zur Begründung 

des Gesetzes über die Selbstverwaltung der Gemeinden 
in Rheinland-Pfalz Herr Staatsminister Steffan das 
Wort. 

S t a a t s m i n i s t e r S t e f f a n: 
Meine Damen und Herren! In der Drucksache Il/290 

hat die Landesregierung den Entwurf zum Gesetz über 
die Selbstverwaltung der Gemeinden und . Kreise un
seres Landes vorgelegt. Über die Notwendigkeit dieser 
Vorlage braucht wohl kein Wort gesprochen zu wer
den, da bei wiederholten· Besprechungen der Wunsch 
ausgedrückt wurde, alsbald die Selbstverwaltung der 
Gemeinden und Kreise gesetzlich geregelt zu sehen. 
Der Ihnen vorgelegte Entwurf ist zustandegekommen 
unter Berücksichtigung der Ei.genart der Bezirke unse
res Landes. Seither galt die Deutsche Gemeindeord
nung von 1935, die preußischen Selbstvenvaltungsge
setze, · die Hessische Gemeindeordnung, vor allem die 
Bayerische Gemeindeordnung für die Pfalz. Aus al-. 
len diesen vensch.iedenen Gesetzen hat der Entwurf 
das herausgestellt und zusammengefaßt, was Ihnen in 
der Drucksache II/290 vorgelegt wurde. 

Die Reg.ierung erhofft nach der Annahme dieser Vor
lage, daß es den Gemeinden möglich sein werde, unter 
Betonung der Selbstverwaltung die Ordnung in die Ver
waltung hine.inzubringen, ohne die es in einem ge-
011dneten Gemeinschaftsleben nicht gehl Und, wenn 
die Regierung dabei erklärt, daß sie bestrebt war, bei 
der Ausarbeitung dieser Vorlage den demokratischen 
Gedanken der Selbstverwaltung ganz besonders zu un.;. 
terstrelchen, so .ging sie dabei von der Annahme aus, 
daß alle diej.enigen, die in der Selbstverwaltung tätig 
sind, durchdrungen sein müssen von dem · Gefühl, daß 
sie damit auch zugleich die Selbstverantwortung zu 
übernehmen haben. Wir wünschen, daß in der klein
,sten Zelle des Staates, in der Gemeinde, der demokra
tische Gedanke Eingang findet und daß dieser demo
kratische Gedanke lebendig gestaltet wird. Denn die 
Betonung der Selbstverantwortung und die Betonung 
der demokratischen Gestaltung wäre sinn- und wert
los, wenn alles das nicht aus dieser lebendigen Gestal
tung geschaffen werden könnte. Ich kann es mir ver
sagen, auf Einzelheiten der Vorlage im besonderen 
einzugehen. Die Vorlage war wiederholt Gegenstand 
von Beratungen in dem dafür zuständigen Awschuß. 
Soweit aber auf den sachlichen Inhalt der Vorlage von 
Seiten der Regierung besonders eingegangen werden 
muß und hierzu im einzelnen noch AU!Sführungen zu 
machen sind, wird mein Vertreter, Herr Staatssekretär 
Dr. Wuermeljng, Stellung nehmen. 

Ich wünsche im Namen der Landesregierung, daß 
die Verabschiedung alsbald erfolgt und daß sie, nach
dem sie Gesetz geworden ist, sich zum Segen unserer 
Gemeinden und Kreise im Lande auswirken kann. 

Präsident piel: 
Zur Ergänzung der Ausführungen des Herrn Innen„ 

ministers hat Herr Staatssekretär Dr. Wuermeling das 
Wort. 

S t a a t s s e k r e t ä r D r. W u e r m e li n .g: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben 

im Ministerium des Innern lebhaftes Interesse daran, 
daß die wesentlichen ProblelI).e, die im Selbstverwal
tungsgesetz stecken, ausgiebig in der gesamten Öffent
lichkeit und nicht nur in den Fachkreisen und in den 
Büros der Ministerien und Verwaltungen erörtert wer
den. Das Selbstverwaltungsgesetz soll nicht zustande
kommen in trockener Büroluft, sondern in der leben-
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digen Wirklichkeit unseres Volkes und in engster Zu
sammenarbeit mit allen Schitilten unserer Bevölke-
rung und mit allen Landesteilen. , 

Solche Diskussionen der Hauptfragen haben in den 
letzten Wochen schon in ziemlichem Umfange stattge
funden, in Fachkreisen einerseits, in deri kommunal
politischen Organisationen und den gemeindlichen 
Spitzenverbänden, auch im Rundfunk und - leider we
nig bisher - in der Presse andererseits. 

Vor allem hat sich der Hauptausschuß des Landtages 
in mehrtägigen Beratungen eingehend mit dem Gesetz
entwurf befaßt und bereits eine Neufassung <ies Ent
wurfes in der Ihnen zugegangenen im Abzugsverfah
ren vervielfältigten Drucksache fertiggestellt. Ich darf 
davon ausgehen, daß der allgemeine Inhalt I}µlen aus 
den Drudtsachen und Diskussionen bekannt ist. Ich 
möchte der in Gang gekommenen Diskussion einen 
neuen Auftrieb dadurch geben, daß wir einige wesent
liche Probleme des Gesetzentwurfes hier einmal im 
Plenum des Landtags vor den gesamten Abgeordneten 
und vor allem aber auch vor der gesamten Bevölke
rung erörtern. Ich will mir Mühe geben, diese Erör
terung im Rahmen reiner SachJ.ichkeit und Nüchtern
heit vorzunehmen, nicht mit irgendwelchen politischen 
Erwägungen. Diese Art der Behandlung wird um so 
leichter sein, als sich im Hauptausschuß gezeigt hatte, 
daß diese Probleme vielfach gar nicht parteipolitisch 
gesehen un<l behandelt werden, sondern daß die Ver
schiedenheit der Meinungen häufig direkt quer durch 
die einzelnen Parteien geht. 

Wenn ich zu einigen Grundfragen Stellung nehme; 
bitte ich zunächst vier Grundlinien des Gesetzentwur
fes herausstellen zu dürfen: 

1. Der Gesetzentwurf will .keine grundsätzliche Struk
turänderung in der gemeindlichen Selbstverwaltung 
gegenüber dem Zustand, wie er vor 1933 bestanden 
hat, herbeiführen. 

2. Der Gesetzentwurf will eine neuzeitliche Formu
lierung eine$ demokratischen RechtsZU$tandes auf 
der Grundlage des .Selbstverwaltungsgedankens. 

3. Der Gesetzentwurf will besonders die Berücksich
tigung historischer und bewährter Gegebenheiten 
und Traditionen der einzelnen Landesteile von 
Rheinland-Pfalz, also keine schematische Gleichma
cherei über das ganze Land hinweg. 

4. Will der Gesetzentwurf alle natiQnalsozialistischen 
und zentralistischen Gedankengänge aus unserem 
Selbstverwaltungsrecht entfernen, eine selbstver
ständliche KOI16E!quenz aus der Beseitigung des ver-
gangenen Systems. · 

Das waren die Grundzüge und Grundlagen unserer 
Gedankengänge bei Schaffung des Gesetzentwurfes. 
Nun einige Einzelprobleme, die in besonderem Maße 
bisher in den Fachkreisen · und auch in der Öffentlich
keit behandelt worden sind. 

1. 'Da taucht zunächst das Problem des hauptamt
lichen oder ehrenamtlichen Bürgermeisters auf. Es 
besteht allgemein Einmütigkeit darüber, daß die der
zeitige Regelung, die seit 1946 besteht, derzufolge alle 
Bürgermeister auch in den größeren Städten ehrenamt
lich sein sollen, sich nicht bewährt 'hat, weil eine voll
amtliche Inanspruchnahme einer Persönlichkeit durch 
ein Amt auch bedingt, daß eine hauptamtliche Vergü
tung für diese vollamtliche Tätigkeit gezahlt wird. Die
ser Gedanke ist besonders wichtig, gerade auch, meine 
Damen und Herren, vom demokratischen Gesichtspunkt 
aus, Denn wenn wir ehrenamtliche Bürgermeister dort 
einführen oder behalten würden, wo hauptamtliche 
Beanspruchungen stattfinden, diesen Persönlichkeiten 
aber durch eine bloße Aufwandsentschädigung nicht 

die Sicherung des Lebensunterhaltes für die geleistete,, 
Arbeit gestatten, würden wir den Kreis der für diei
Bürgermeister in Frage kommenden Persönlichkeiten 
auf die wirtschaftlich starken Volksschichten beschrän
ken. Das können und dürfen wir gerade aus demokra
tischen Gesichtspunkten heraus nicht. Wir müssen 
jedem, ganz gleich, ob er Examen gemacht hat odezt 
nicht, wenn er die Eignung besitzt, den Zugang auch
für Oberbürgermeisterstellen offen lassen. Die Auf
wandsentschädigung deckt nur gewisse Ausgaben und· 
soll kein Ersatz für ein Gehalt sein. Sie kann die Au.f
gabe, die wirtschaftliche Existenz ziu sichern, nur dann. 
erfüllen, wen,n sie in ein Gehalt, also hauptamtliche 
Anstellung, umgewandelt wird. Nun taucht in diesem 
Zusammenhang die Frage auf: Wo zieht man die 
Grenze ziwischen hauptamtlichen und ehrenamtlichen 
Bürgermeistern? Der Entwurf der Regierung sah vor, 
daß in allen Gemeinden über 5000 Einwohner haupt
amtiiche · Bürgermeister angestellt werden müßten. 
Man ging dabei davon aus, daß schon bei 5000 Einwoh
nern die Beanspruchung der betreffenden Persönlich
keit durch die geleistete Tätigkeit so stark ist, daß 
irgendeine andere Tätigkeit daneben nicht mehr mög
lich ist. Im Ausschuß war man grundsätzlich auch 
dieser Auffassung, glaubte jedoch, der Selbstverwal
tung etwas mehr Spielraum geben zu sollen, indem 
man auch den Gemeinden .zwischen 5000 und 10 000 
Einwohnern ermöglichte, ehrenamtliche Bürgermeister 
einzustellen, ,wenn sie es wünschen. So wurde im Aus
schuß die Grenze für das „muß" zum hauptamtlichen 
Bürgermeister bei 10 000 Einwohnern festgelegt, wäh
rend bei 2000 ,bis 10 000 Einwohner ehrenamtliche oder 
hauptamtliche Bürgermeister eingesetzt werden kön
nen. In Gemeinden unter 2000 Einwohner sQllen nadl 
der Auffassung des Hauptausschusses nur ehrenamt
liche Bürgermeister tätig sein. Es Ist die Anregung 
gegeben worden aus Kreisen von Hessen-Nassau, wo 
auch in kleineren Gemeinden unter Umständen die 
Notwendigkeit eines hauptamtlichen Bürgermeister& 
besteht, die Grenze noch weiter herabzusetzen. Darüber 
kann gesprochen werden, dagegen bestehen keine Be
denken. Wir wollen aber, meine Damen und Herren, 
wenn wir die Notwendigkeit des hauptamtlichen Bür
germeisters für die großen und mittleren Gemeinden 
nicht herausstellen, ohne gleich.zeitig ein grundsätz
lich~ starkes Bekenntnis zu der ehrenamtlichen Tätig
keit in der Gemeinde-.Selbst"Verwaltung abzulegen. Die 
ehrenamtliche Täti·gkeit in der Gemeinde-Selbstverwal
tung ist etwas, was sich gerade in unserem Land in 
langen .Jahrzehnten außerhalb der nationalsozialisti
schen Epoche aufs beste bewährt hat. Wir wollen auch 
nicht die Gelegenheit vorübergehen lassen, ohne den 
gerade heute in mühevoller Arbeit in der Gemeinde
Selbstverwaltung ehrenamtlich tätigen Kräften, die die 
schwere Last als unterste Organe des Staates zu tra
gen haben, unseren Dank und unsere Anerkennung 
zum Ausdrudt bringen. 

2. Meine Damen und Herren! Das zweite Problem 
wäre die Wahldauer des Bürgermeisters. Der Entwurf 
sah vor, daß die ehrenamtlichen Bürgermeister auf vier 
Jahre und die hauptamtlichen Bürgermeister auf zehn 
Jahre gewählt werden. Für die vierjährige Amtsdauer 
sprach der Umstand, daß im Zuge der Neuwahl der 
Gemeindevertretung ein Wechsel in der Volksstimmung 
zum Ausdruck kommen kann, und daß diese andere 
Volksstimmung auch in der Person des Gemeindeober
hauptes zur Auswirkung kommen muß. Aus diesem 
Grunde hat man den Ablauf der Wahlperiode bei den 
ehrenamtlichen Bürgermeistern mit dem Ablauf der 
Wahlperiode der Gemeindevertretung für richtig ge-
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halten. Dagegen spradl die Erwägung, daß die Kon
tinuität der Verwaltung besser gesichert ist, wenn eine 
längere Wahldauer eingeführt wird. Das ist bei klei
neren Gemeinden aber nicht so widltig. Anders liegen 
die Din_ge bei den hauptamtlidlen Bürgermeistern 
größerer Gemeinden. Dort ist die Kontinuität der Ver
waltung und Planung auf lange Sicht wesentlich wich
tiger als in kleineren Gemeinden. Schon aus diesem 
Grunde liegt der Gedanke nahe, hier die Wahldauer 
länger festzuset7.en. Hinzu kommt, daß tüchtige Berufs
bürgermeister, die ja vielfach aus höheren oder weniger 
h.ohen Staatsstellungen kommen, nur ru gewinnen 
smd, wenn man ihnen einigermaßen angemessene Be
·dingungen, auch hinsichtlich der Zeit · i:hrer Tätigkeit, 
bieten kann. -Aus diesem Grunde ist der Ausschuß 
über die Regierungsvorlage hinausgegangen und hat 
die altbewährte Amtsdauer von 12 Jahren wiederher
gestellt. Wichtig ist diese lange Amtsdauer auch des
halb, weil man ja nach kurzfristiger Amtszeit eine.an
gemessene Versorgung von seiten der Gemeinden nicht 
bieten kann. Sonst würden die Gemeindefinanzen zu 
sehr belastet. Andererseits sind die tüchtigen Kräfte 
ohne Pensionszusicherung nicht zu haben, wenn sie 
.aus dem pensionsberechtigten Staatsdienst kommen. 

3. Die dritte Frage, die ich behandeln wollte wäre 
die der Wahl des Bürgermeisters durch die Gern'einde
vertretung oder durch-.die Bürgerschaft. Meine Damen 
und Herren! Diese Frage Ist an sich durch Artikel SC 
unserer Verfassung beantwortet. Es heißt da: 

;,In allen Gemeinden und Gemeindeverbänden sind 
von den Bürgern Vertretungskörperschaften nach 
den Grundsätzen des Artikels 76 zu wählen. Diesen 
steht die Wahl der leitenden Beamten zu." 

Es muß wohl anerkannt werden, daß man bei der 
Schaffung dieser Bestimmung eigentlich mehr an die 
hauptamtlichen Bürgermeister gedacht hat. Es ist an
dererseits aber nicht zu bestreiten, daß die Bestim
mung so allgemein formuliert ist, daß auch die ehren
amtlichen Bürgermeister darunter fallen. Demgegen
über sind nun Wünsche aus der Pfalz und Rheinhessen 
an uns herangetragen worden, man solle die früher 
dort bestens bewährte Volkswahl des Bürgermeisters, · 
jedenfalls in den kleinen Gemeinden, etwa in den 
Landgemeinden bis 2000 Einwohner wieder herstellen. 
Dafür spricht meines Erachtens die Konsequenz, daß 
der vom Volk gewählte Bilrgermejster gegenüber sei
ner Gemeindevertretung eine stärkere Position Lind 
größere Autorität hat als der aus der Gemeindevertre
tung gewählte ·Bürgermeister. Dafür spricht weiter der 
Gedanke, daß der sogenannte „Klüngel des Gemeinde
rats•• durch die Volkswahl ausgeschaltet wird. Gegen 
die Volkswahl spricht der schon zitierte Artikel der 
Ver.fassung, und andererseits, nüchtern betrachtet, auch 
tler Gedanke, daß dieser Klüngel, der im Gemeinderat 
möglich ist, in den Verhältnissen einer kleinen G~
melnde natürlich genau so zwischen den Familien der 
·Gemei.1de möglich ist, so daß die Gefahr, die man im 
Gemeinderat sieht, unter Umständen auch in der Ge
.samtbevölkerung vorhanden sein könnte. Wesentlich 
scheint mir die grundsätzliche Beantwortung der 
Frage: Wo rechnen. wir mit dem größten Verantwor
tungsbew.ußtsein und der größten Sachkunde für die 
Beurteilung der Frage, wer die Leitung der Gemeinde 
übernehmen soll. Wenn man so fragt, liegt der Ge
danke nahe, zu sagen, daß die verantwortlichen, vom 
Volk gewählten Gemeindevertreter mindestens im glei
·chen Ausmaß, wahrscheinlich mehr, dieses Verantwor
tungsbewußtsein haben als jeder einzelne Bürger, der 
sich jg nicht so stark mit öffentlichen Problemen und 
den Fragen der Gemeindeverwaltung befaßt. Immer-

hin möchte ich erklären, daß die Frage der Wiederein
führung der Volkswahl in den kleinen Gemeinden für 
den Süden des Landes · eine durchaus diskutable An
gelegenheit ist, über die im Hauptausschuß noch zu 
sprechen wäre. Wir müssen uns jedoch bewußt sein, 
daß gegebenenfalls eirie formelle Verfassungsänderung 
notwendig . würde, um diese Regelung treffen zu 
können. 

4. Die vierte Frage ist die Frage der Vereinbarkeit 
des Amtes als Gemeinde-Bediensteter mit der Mit
gli~schaft in der Gemeindevertretung, also die Frage, 
?b Jemand, der auf dem Rathause arbeitet, gleichzeitig 
m der Gemeindevertretung Sitz und Stimme haben 
kann. Der Regierungsentwurf hat diese Frage ver1 
netnt. Der Hauptausschuß hat mit. sehr großer Mehr
heit die Frage bejaht. Lassen Sie mich die Gesichts
punkte des Für und Wider hier einmal kurz darlegen. 
Gegen diese Vereinbarkeit der Mitgliedschaft in der 
Verwaltung und der Gemeindevertretung spricht die 
Tatsache, daß die Gemeindevertretung das Kontroll
organ der Gemeindeverwaltung ist, und daß der Kon
trollierte nicht gleichzeitig Kontrolleur sein soll, was 
in den engen Verhältnissen, zumal in kleineren Ge
meinden, von besonderer Wichti,gkeit ist. Es kommt 
hinzu das Bedenken, das sich praktisch gelegentlich 
bewahrheitet hat, daß Gemeindeverwaltungs-Mitglieder 
dienstliche Zwistigkeiten mit ihrem Bürgermeister iq 
ihrer Gemeindevertretung öffentlich mit dem Bürger
meister austragen oder solche Austragungen androhen, 
wodurch das gute und einträchtige Verhältnis .zwi
schen dem Bürgermeister und den Mitgliedern de!! 
Gemeindeverwaltung gestört würde. Auch könnten 
Gemeindeverwaltungs-Mitglieder ihre Eigenschaft als 
Mitglieder der Gemeindevertretung mittelbar oder un
mittelbar dazu benutzen, um etwa eigene Wünsche auli 
Regelung ihrer persönlichen Verhältnisse zu verwirk
lichen. 

Eine Parallele für den Ausschluß von der Ausübuna 
des Rechts als Mitglied der Gemeindevertretung liegt 
vor, wenn wir daran denken, daß Gemeinderatsmit
glieder, die durch verwandtschaftliche· Beziehungen 
irgendwie als befangen anzusehen sind, trotz der 
Gleichheitsbestimmungen der Verfassung nicht berech
tigt sind, an der Beschlußfassung mitzuwirken und die 
Versammlung verlassen müssen. Wir haben eine wei
tere Parallele, die in der Verfassung selbst verankert 
ist, daß Mitglieder der Hauptwirtschaftskammer aus
geschlossen sind v~n der Wahl zum Landtag, weil die 
Zugehörigkeit zu diesen beiden Körperschaften von 
der Verfassung nicht gleichzeitig zugelassen ist. 
Schließlich sprach gegen diese Regelung die Stellung
nahme der kommunalen Spitzenverbände, die sich 
ziem~ich einstimmig dahin ausgesprochen haben, daß 
die Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung nicht 
vereinbar sei mit der gleichzeitigen Tätigkeit in der 
Gemeindeverwaltung. 

Dafür, daß man auch die Gemeindeverwaltungs
Mitglieder in den Gemeinderat wählen lassen kann, 
spricht der Grundsatz der v·erlassung, daß vor dem 
Gesetz alle gleich sind ,und jeder zu den öffentlichen 
Ämtern zuzulassen ist. Die · Stellungnahme der Ge
werkschaft der öffentlichen Betriebe geht dahin, daß 
man die Gemeindeverwaltungs-Mitglieder nicht zu 
Staatsbürgern 7lWeiten Ranges machen darf, und hat 
zweifellos gewisse Überzeugungskraft. - Aus diesem 
Grund hat sich der Hauptausschuß auch veranlaßt ge
sehen, die Vereinbarkeit der beiden Amter wiederher
zust~llen. Der Hauptausschuß hat dabei in keiner 
Weise die Bedenken verkannt, die sich daraus ergeben, 
und hat der Erwartung Ausdruck verliehen, daß die 

I 
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Parteien durch die Gestellung entsprechender Kan
didaten die Gewähr schatten, daß irgendwelcher 
Mißbraucll mit der Doppelzugehörigkeit zur Ge
meindeverwaltung und zur Gemeindevertretung ver
mieden' wird. , 

Letzlich, meine Damen und Herren, muß diese Frage 
vom Landtag endgültig entschieden werden. 

5. Eine weitere wichtige Frage, die sehr stark um
stritten ist in den kommunalen Organisationen und 
aucll in der Öffentlicllkeit, ist die, ob der Bürgermei
ster in der Gemeindevertretung das Stimmrecllt hat. 
Der Entwurf der Regierung hat das· Stimmrecht des 
Bürgermeisters in der Gemeindevertretung verneint, 
und zwar aus folgenden Gründen: Der Bürgermeister 
ist nicllt Mitglied der Gemeindevertretung, sondern 
steht als Exekutivorgan der Vertretung, also de~ 
11:;gislativen Organ gegenüber. Der Gesiclltspunkt der 
Gewaltenteilung sollte eine Vereinbarkeit der beidenr 
Amter als Bürgermeister und als Mitglied der Go
meindevertretung nicllt ermöglichen. 1 

.Dieser Standpunkt ist auch eine Konsequenz der 
demokratischen Volkswahl auf der Basis des Verhält
niswahlrechtes, denn Sitz und Stimme im Gemeinde
rat werden durch die Volkswahl ausschließlich nach 
dem Verhältniswahlrecht verteilt, und es träte eine 
Verschiebung, um nicllt zu sagen, eine Verfälschung 
des demokratischen Wahlergebnisses ein, wenn ein 
nicht aus dieser Gemeinderats-Volkswahl hervorgegan
gener Bürgermeister nun eine zusätzliche Stimme in 
dieser demokratisch gewählten Gemeindevertretung be
kommt. Der Gegeneinwand, die Autorität des Bürger
meisters würde durcll das Fehlen des Stimmreclltes 
beeinträclltigt, schien eigentlich nicht besonders über
zeugend. Denn der Bürgermeister soll in der Gemeinde
vertretung nicllt durch seine Stimme wirken, sondern 
durcll seine Sachkunde, durch die Überzeugungskraft 
seines Wortes, durch die Fähigkeit, die Gemeinderats
mitglieder von der Richtligkeit seiner eigenen · Auffai:
sung zu überzeugen - und schließlich ist auch in der 
Regel die eine Stimme, die der Bürgermeister abgeben 
kann, nicllt von entscheidender Bedeutung, weil es auf 
die eine Stimme meistens nicht entscheidend ankommt. 

Meine Damen und Herren! Der Hauptausschilß hat 
sich der Stellungnahme der Regierung insoweit ange
schlossen, als er den Grundsatz gebilligt . hat, daß der 
Bürgermeister, der nicllt gewähltes Mitglied der Ge
meindevertretung ist, aucll kein Stimmrecht haben 
soll aus den eben angegebenen Gründen. 

Da aber die Vereinbarkeit der Mitgliedschaft in der 
· Gemeindevertretung mit dem Amt des Bürgermeisters 
vom Hauptaussclluß beschlossen wurde, hat nacll der 
Ausschußfassung selbstverständlich der Bürgermeister, 
der gewähltes Mitglied der Gemeindevertretung ist, als 
solches Stimmrecllt wie jedes andere gewählte Ge
meinderatsmitglied auch. 

Das wird in den kleineren Gemeinden, in ländlichen 
Verhältnissen daz,u führen, daß die Bürgermeister, die 
ja meist aus der Zahl der Gemeindevertreter gewählt 
werden, auf diese Weise praktisch in der Regel Stimm
recht haben. Problematisch wird die . Sache allerdings, 
wenn wir etwa zu einer Volkswahl der Bürgermeister 
in den · südlichen Landesteilen kämen. Dann ist wohl 
zuzugeben, daß die Position des durch Volkswahl ge
wählten Bürgermeisters selbst dann, wenn er nicht 
Mitglied der Gemeindevertretung ist, durcll diese Volks
wahl, demokratisch gesehen, so stark ist. daß man 
eventuell über das wahlformale Bedenken der Zusätz
lichkeit seiner Stimme hinwegsehen und 'ihm dann als 
Volksbürgermeister das Stimmrecht geben könnte. 
Man könnte sogar erwägen, noch darüber hinauszu-

gehen und entsprechend der Tradition der einzelnen. 
Landesteile dem ehrenamtlichen Bürgermeister, der ja 
genau so ehrenamtlich tätig ist wie die Gemeinde
vertretung, allgemein Stimmrecht geben. Das ist bisher 
noch nicht beschlossen, aber es scheint, daß man 
d~rüber noch diskutieren kann. 

6. Ein weiteres Kapitel, dem ich ganz außerordentliche 
Wichtigkeit beimessen möchte und auf dessen· Dar.,. 
legung ich hier großes Gewicht lege, ist die Frage der 
Staatsaufsicht über die Selbstverwaltung. Die Staats
aufsicht über die Gemeinden und Gemeindeverbände 
hat nach der Verfassung sicllerzustellen, daß die Ver-
waltung im Einklang mit den Gesetzen geführt wird
Mehr. nicht! Alles andere ist Sache der durch Artikel 4~ 
der Verfassung garantierten Selbstverwaltung, in deren 
Bereich die Staatsaufsicht im übrigen keinerlei Anwei
sung erteilen kann. Die Aufsicht soll nacll § 111 des 
Entwurfes so gehandhabt werden, daß die Entschluß
kraft und Verantwortungsfreudigkeit der Gemeinde
verwaltung gefördert und nicht beeinträchtigt wird. 
Ich glaube, meine Damen und Herren, es ist gut, wenn 
icll hier in diesem Zusammenhang gerade vom Mini
sterium des Innern aus einmal vor aller Öffentlichkeit 
erkläre: Es ist notwendig, daß sich alle Angehörigen 
a~fsiclltsführender Dienststellen diese verfassungs
mäßige Begrenzung der Staatsaufsicht auf die Siche
rung der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung immer wie
der vor Augen führen, ,um sich noch mehr als bisher 
von bürokratischen, zentralistischen oder gar national
sozialistischen Führerstaats-Reminiszenzen und ent
sprechenden Praktiken freizumachen. Und ich möcllte 
von dieser Tribüne des Landtages aus eine entspre
chende Bitte und Aufforderung an aile Mitglieder der 
Staatsaufsichtsbehörden richten: Die Selbstverwaltung 
ist die Grundlage der Gemeindeverwaltung, nicht eine 
Gängelung durch staatliche Aufsichtsbehörden. • 

Die Mittel der Staatsaufsicht sind die, die aus dem frü.,. 
herem R~t bekannt sind, das Informationsrecht, das 
Beanstandungsrecht bei Gesetzwidrigkeit, die Ersatzvor
nahme durch die -Aufsiclltsbehörden und im aller
äußersten Fall die Entsendung eines Beauftragten der 
Staatsaufsiclltsbehörde mit entsprechenden Befugnis
sen. Schließlich wird die Staatsaufsicht ausgeübt durch 
Erteilung aufsichtsbehördlicher Genehmigungen, die 
aufs äußerste Maß beschränkt worden sind. Sie muß
ten aber aufrechterhalten werden, insbesondere auch 
hinsichtlich des Stellenplanes, weil angesichts der 
schwierigen Finanzlage hier eine Mitwirkung der 
Staatsaufsicht -geboten ist. Auch die Satzungen der Ge-, 
meinden und Gemeinde-Verbände bedürfen der Ge
nehmigung_ der Aufsiclltsbehörde. Diese Genehmigung 
ist insbesondere deswegen vorgesehen, weil man ge
rade in kleinen Gemeinden sicherstellen will, daß die 
Formulierung der Satzungen den juristischen Erforder-
nissen voll und ganz Rechnung trägt. · 

Eine Hauptfrage, meine Damen und Herren, bezüg
licll der Staatsaufsicht ist: Wie ist die Selbstverwaltung 
gegen etwaige Mißbräuche der Staatsaufsicht gesicllert? 
Da geht das Gesetz einen ganz klaren Weg und schafit 
für alle nur denkbaren Fälle eine Garantie ·für die 
Selbstverwaltung gegen etwaige Übergriffe durch die 
Staatsaufsicllt, indem zunächst gegen jede Maßnahme 
der Staatsaufsichtsbehörde eine Beschwerde an die 
obere Aufsiclltsbehörde vorgeschrieben ist. Und dann 
ist - das ist entsclleidend - als weiterer Rechtszug die 
Klage im Verwaltungsstreitverfahren vor dem Ver
waltungssericht, nicht nur etwa bei Beanstandungen, 
sondern auch bei der Versagung von Genehmigungen 
gegeben. So ist die Sicherung unserer Selbstverwal
tung letztlich nicht ~twa in die Hand der Staatsauf-
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:sichtsbehörden, sondern in die Hand unserer unab
hängigen Verwaltungsgerichte, in letzter Instanz des 
Landesverwaltungsgerichtes, gegeben, da,s den Rah
men der Selbstverwaltung durch seine Rechtsprechung 
:abgrenzt und die verfassungsmäßigen Selbstverwal-
1ungsrechte sichert. 

Meine Damen und Herren! Das sind einige Punkte 
:zur eigentlichen Gemeindeverfassung. 

7. Nun, meine Damen und Herren, einige wenige \rorte 
:zu dem schwierigen Problem der zwischengemeindlichen 
Verwaltungseinrichtungen in der Instanz zwischen Ge
meinde und Kreis. Die Lösung dieser Frage war für 
-den Entwurf vielleicht das schwierigste Problem, weil 
<lie Verhältnisse in den einzelnen Landesteilen sehr 
verschieden gelagert sind und weil wir uns verpflich-
1et fühlten, den klaren, aus allen Landesteilen an uns 
gerichteten Wünschen in recht verstandener demokra
tischer Handhabung der Dinge möglichst Rechnung zu 
1ragen. Es ist Ihnen bekannt, daß wir in den Bezirken 
Koblenz und Trier die auch in Nordrhein und in West
falen übliche Amtsv~rfassung haben, in der die Ge
meinden gesetzlich zu eigenen Kommunalverbänden 
unter Leitung des Amtsbürgermeisters zur Erfüllung 
übergemeindlicher Aufgaben zusammengeschlossen 
:sind. Sie wissen weiter, daß sich in der Pfalz die 
Regelung der Bayerischen Gemeindeordnung bewährt 
hat, derzufolge mehrere Gemeinden ohne gesetzlichen 
2wang einen gemeinschaftlichen Bürgermeister haben 
können, ohne daß sie damit einen eigentlichen Kom
:.munalverband bilden. Diese Gemeinden stehen unter 
gemeinsamer Leitung eines gemeinschaftlichen Bür
germeisters mit gemeinsamem Büro bei gemeinsamer 
Tragung der Verwaltungskosten, deren Niedrighaltung 
der Zweck dieser Einrichtung ist. Diese gemeinschaft
lichen Verwaltungseinrichtungen haben in der Pfalz 
-eine erhebliche praktisr.he Bedeutung, da etwa 45 v. H. 
der Gemeinden freiwillig von dieser Möglichkeit Ge
brauch gemacht haben. In Rheinhessen enthält die 
Hessische Gemeindeordnung von 1931 ähnliche Vor
schriften, wie die Bayerische Gemeindeordnung von 
1927, jedoch mit der Maßgabe, daß die gemeinschaft
lichen Bürgermeistereien nicht nur auf Grund frei
williger Entschließung der Gemeinden, sondern im 

öffentlichen . Interesse gegebenenfalls auch auf Anord
nung der Aufsichtsbehörde gebildet werden können. 
.Jedoch ist von dieser Möglichkeit in Rheinhessen fast 
gar kein Gebrauch gemacht worden. Was schließlich 
-den letzten Bezirk ·Montabaur angeht, so gibt es dort 
gemeinschaftliche Verwaltungseinrichtungen der hier in 
Rede. stehenden Art überhaupt nicht, so daß wir es 
also mit 4 verschiedenen Rechtszuständen zu tun 
haben. 

Der neue Gesetzentwurf hat die bisherige Regelung 
unter Wahrung und Sicherung des organischen Gewach
senen in der neuen Fassung des Hauptausschusses in 
der Form übernommen, daß die Amtsverfassung für 
Koblenz und Trier getrennt von der Gemeindeordnung 
in einer besonderen Amtsordnung für die Bezirke Ko
blenz und Trier, die den 2. Teil des Selbstverwaltungs
gesetzes bildet, geregelt wird. Die gemeinschaftlichen 
Bürgermeistereien für die übrigen Landesteile wur
den hingegen als 3. Teil der Gemeindeordnung selbst 
gesetzlich geregelt. Diese Trennung, meine Damen und 
Hetten, war materiell wie formell unbedingt nötig, 
weil die rheinischen Ämter als zwischen Kreis und 
Gemeinden geschaltete Kommunalverbände grundsätz
lich und strukturell etwas ganz anderes sind wie die 
gemeinschaftlichen Bürgermeistereien als lose Ver
waltungsgemeinschaften in den übrigen Bezirken. Und 

;zum zweiten deshalb, · weil wir entscheidendes Gewicht 

darauf legten, eindeutig klarzustellen, daß weder eine 
rheinische Regelung dem pfälzischen Gebiet noch eine 
pfälzische Regelung dem rheinischen Gebiet irgendwie 
auch nur andeutungsweise aufgezwungen werden soll. 
Ich möchte davon absehen; die Einzelheiten der Rege
lung der Amtsordnung einerseits und der Vorschriften 
über die gemeinschaftlichen Verwaltungseinrichtungen 
andererseits hier näher darzulegen, sondern nur darauf 
hinweisen, daß· neue Formulierungen, die im Haupt
ausschuß gemeinsam mit dem Ministerium erarbeitet 
wurden, den Damen und Herren des Hauses vorliegen. 
Ich lege nur Wert darauf, von hier aus in aller Öffent
lichkeit nochmals zu betonen und zu unterstreichen, 
daß eine besondere Einrichtung der Pfalz, nämlich die 
Gemelndeeinnehmereien mit ihren staatlichen Beam
ten durch die Neufassung, die genau dem früheren 
Wortlaut entspricht, unverändert erhalten bleibt. 
(Bravo!) Ich nehme an, daß damit manche Bede_nken 
aus der Pfalz die gegen den Entwurf der Gemeinde
ordnung erhoben worden sind, zerstreut sind, möchte . 
aber klar betonen, daß es niemals die Absieh~ des 
Ministeriums war, an.dieser Einrichtung der Gemell\de
Elnnehmerei zu rütteln. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß zwei 
Probleme aus der Kreisordnung. 

8. Die Kreisordnung kennt die bekannten ~rgane der 
Kreisverwaltung, den Kreistag und den ~isausschuß 
unter dem Vorsitz des stimmberechtigten Land
rates · wie sie von früher her in allen Landes
teile~ bekannt sind. Die bewährte Doppelstellung des 
Landrates als staatlicher Beamter und Exponent der 
Landesregienmg einerseits und als Leiter des Kreis
Kommunalverbandes andererseits wird durch den Ent
wurf aufrechterhalten. Sie mußte im übrigen aufrecht 
erhalten bleiben, nicht nur, weil sie sich überall be
währt hat, sondern weil bereits die Verfassung durch 
Artikel 50, Absatz 2, diese Regelung festlegt, jedenfalls 
inhaltlich festlegt, indem sie sagt, daß der Landrat vor 
der endgültigen Ernennung der Zustimmung des Kreis
tages bedarf, d. h., daß er Staatsbeamter ist, und daß 
die staatliche Ernennung durch den Kreistag bestätigt 
werden muß. 

Die Vertretung des Landrates ist eine Frage, die in 
den einzelnen Landesteilen verschieden geregelt war. 
Im Süden, also in der Pfalz und in Rheinhe~en, halte 
man aus der Tatsache, daß der Landrat staatlicher Be
amter ist, die Konsequenz gezogen, die Vertretung des 
-Landrates ausschließlich staatlich zu regeln und der 
Aufsichtsbehörde zu überlassen, die sie stets staat
lichen Beamten übertragen hat. In den rheinischen 
Landesteilen liegen die Dinge anders. Dort hat man 
aus der Tatsache der Doppeleigenschaft des staatlichen 
Beamten und Leiters des Kreis-Kommunalverbandes 
die Konsequenz gezogen, daß, wenn man schon den 
Landrat selbst nur Staatsbeamten sein läßt, wenigstens 
im Falle der Vertretung des Landrates die kommunale 
Seite des Landratspostens zur Auswirkung kommen 
soll. Man hat deshalb die Einrichtung der Kreisdepu
tierten geschaffen, die praktisch dieselben Persönlich
keiten waren, die auch Vertreter des Landrates im 
Vorsitz des Kreistages sind. Diese Regelung hat sich 
in den rheinischen Landesteilen sehr eingeführt und 
verwurzelt, so daß es dem Regierungsentwurf nicht 
möglich war, darüber hinwegzusehen, denn man hätte 
das als Rückschritt in der Selbstverwaltung angesehen. 
Andererseits hatten wir nicht das BedürlniS, diese Re
gelung der Pfalz und den übrigen Bezirken aufzuzwin
gen und haben deshalb eine Formulierung gewählt, 
die zwar einheitlich ist aber beiden Möglichkeiten 
Rechnung trägt, nämlich die Formulierung, daß grund
sätzlich die Aufsichtsbehörden die Vertretung des 
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Landrates regeln, daß sie aber, wenn der Kreistag be
antragt, daß die Kreisdeputierten den Landrat ver-

. treten . sollen, gehalten sind, diese Herren zu Vertretern 
des Landrates zu bestellen. Damit hat der Norden er
halten, was war und der SUden auch, und obendrein 
ist . die Möglichkeit gegeben, daß der Süden, wenn er . 
will, die rheinische Regelung übernehmen kann. 

9. Das letzte Problem, das ich behandeln will, ist die 
Kreisfreiheit der Städte. Der Regierungsentwurf hat 
vorgesehen, und zwar in Anlehnung an das, was prak
tisch im· Lande Rheinland-Pfalz die Regel ist, daß alle 
Städte, die bei Inkrafttreten dieser Kreisordnung mehr 
als 20 000 Einwohner haben, kreisfrei sind, also nicht 
mehr dem Verbande eines Landkreises angehören. Das 
hat zur Folge, wenn es verwirklicht wird, daß 4 Städte, 
die bisher kreisangehörig waren, aus dem Verband des 
Kreises ausscheiden. Es sind dies die Städte Bad Kreuz
nach, Idar-Oberstein, Neuwied und Landau. Wir sind 
uns darüber klar, daß eine solche Entscheidung über 
Auskreisung einer Stadt nicht leichthin gefällt werden 
da..-f. Zweck des Gesetzentwurfes in dieser Vorschrift 
war eigentlich zunächst der, die Diskussion über diese 
Frage bezüglich der 4 Städte einmal in Gang zu setzen 
und diese Gemeinden und Städte einerseits und die 
Landkreise andererseits zu veranlassen, nunmehr die 
von ihnen geltend zu machenden ·Gesichtspunkte einer
seits der Regierung und andererseits dem Landtag vor
zubringen. Der Landtag wird nun an Hand dieses 
Materials demnächst zu entscheiden haben, ob diese 
Auskreisung ohne Nachteil für den einen oder ande
ren Teil durchgeführt werden kann oder nicht. Klar
heit scheint zu bestehen über den Fall Landau, wo 
sowohl der Kreis als auch die Stadt darüber einig sind, 
daß das Ausscheiden aus dem Kreis erfolgen soll. In 
den anderen 3 Fällen müssen die Verhältnisse noch ge
prüft werden, ehe man endgültig eine Entscheidung 
trifft. ~us diesem Grunde hat der Hauptausschuß eine 
Umformulierung der Vorschrift vorgenommen, die da
hin geht, daß unmittelbar durch die Kreisordnung 
Auskreisungen überhaupt nicht erfolgen sollen, son
dern daß die hier gedachten Auskreisungen einem be
sonderen Gesetz vorbehalten bleiben. Was man end
gültig macht, ist letzten Endes lediglich eine gesetzestech
nlsche Frage. Es wird darauf ankommen, ob wir bis 
zur Verabschiedung der Kreisordnung genügend Klar
heit geschaffen haben, oder ob man die Sache bis zu 
einem eigenen Gesetz .zurückstellen muß. 

Das wäre, was ich glaubte, Ihnen als Grundlage für · 
eine weitere Diskussion in der Offentlichkeit vortragen 
zu sollen. Ich möchte abschließend dem Wunsche Aus
druck geben, daß als Ergebnis der Verhandlungen des 
Ausschusses wie des Plenums und auch der Diskus
sion in der Öffentlichkeit un,sere bewährte deutsche 
Selbstverwaltung in Rheinland-Ffalz im Geiste seines 
genialen Schöpfers, unseres großen Landsmannes, des 
Freiherrn vom Stein, eine wahrhaft demokratische 
Auferstehung erlebe. 

Präsident Die!: 
Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat schlägt 

dem Hohen Hause vor, die Generaldebatte über das 
vorgelegte Gesetz mit der zweiten Lesung zu verbin
den und nach Begründung des Gesetzes durcll den 
Herrn Innenminister und den Herrn Staatssekretät das 
Gesetz dem zuständigen Ausschuß, dem Hauptausschuß, 
zu überweisen. Widerspruch hiergegen erhebt. sich 
nicht, es ist so beschlossen. · 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 3 der Tagesordnung: 
2. und 3. Beratung des Gesetzes zur Versorguq der 
Opfer des Krieges (Land'esversorsunrsresetz) (Drum
sadle 11/280 und 11/3%5). 

• 

Der Ältestenrat schlägt vor, am heutigen Tage nur 
die 2. Lesung, die 3. Lesung morgen vorzunehmen als 
ersten Punkt der Tagesordnung, und zwar ·mit Rück
sicht darauf, daß noch gewisse Änderungen in der For-· 
mulierung erfolgen sollen. 

A b g. W o 1 t e r s : 
Ich bitte die 3. Lesung nicht an erster Stelle morgen 

auf ~ Tagesordnung zu setzen, weil nicllt mehr heute 
abend, sondern erst morgen früh die Ausschußberatung 
durchgeführt werden kann. Vielleicht morgen im Laufe 
des ~ages oder auch vielleicht Freitag. 

Präsident Diel: 
Also morgen nachmittag nach der Mittagspause. 
Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Bespre

chung zur 2. Lesung. Die Generaldebatte ist erledigt. 
wir kommen zur Einzelbesprechung. Ich rufe auf § 1. 
2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 und 12. 

A b g. Wo 1 t er s : 
Ich schlage vor, daß § 12 insofern erweitert wird. 

daß es heißt: ,,Die Kürzungsbestimmungen finden auf 
Blinde und Doppelamputierte keine Anwendung". 

Präsident Diel: 
Sie haben den Vorschlag des Kollegen Wolters ge

hört. Erhebt sich Widerspruch? 

Abg. Breitbach: 
Ich verweise auf den Änderungsantrag meinet 

Fraktion. 

(Präsident Diel: 
Darf ich vorschlagen, diesen Erweiterungsantrag viel

leicht morgen diskutieren .zu lassen? 

Abg. Wolters: 
Ich bin bereit, die Änderung zurückzuziehen. 

Präsident Diel: 
Wir wollen die Änderungsanträge miteinander ver

binden. 
Wir bleiben also bei der Formulierung der Druck

sache II/325, die dem Hohen Hause und dem Sozial
politischen Ausschuß vorlag. 

Ich darf nun fortfahren und rufe auf § . 12, 13, 14, 15, 
16 und 17, Einleitung und Überschrift. 

Ich schlage dem Hohen Hause vor, abzustimmen über 
das Gesetz im ganzen in zweiter Lesung. Ich bitte die
jenigen, welche dem Gesetz in 2, Lesung ihre Zustim
mung geben wollen, die Hand zu erheben. (Geschieht.> 
Einstimmig angenommen, soweit ich übersehen kann. 
- Die dritte Lesung findet also morgen nach der Mit
tagspause als erster Punkt statt. 

Es kommt nunmehr Punkt t der Taresordnaq. Es 
war im Ältestenrat vorgesehen, Punkt · 4 in 1., 2. und 
3. Lesung ohne Debatte zu erledigen. Eine große Frak
tion des Hauses hat den Wunsch, daß dieser Punkt 
verschoben wird auf morgen vormittag, und daß zu 
dem Gesetz gesprochen werden kann. Falls die übrigen 
Fraktionen damit einverstanden sind, würden wir die
sen Punkt der Tagesordnung zurückschieben auf mor
gen früh mit dem Anheirngeben für die einzelnen 
Fraktionen, dazu zu sprechen. Widerspruch erhebt sich 
nicht, das Haus ist damit einverstanden. 

Wir kommen zu· Punkt 5 der Tagesordnung: 1. Bera
tung des Gesetzes Ober den 18. Mai 1948 als gesetm
Udler Feiertag (Drueksadle . I1/31Z). Mit dem gleichen 
Punkt verbunden ist die weitere DrucksJche II/345, 
die wir miteinander behandeln können, Entwurf eines 

' ..... ___ ,,. ___ ,_, __________ _ 
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Oesetzes über ·die Feiertage. Wir veral::lschieden zunächst 
den Gesetzentwurf Nr. II/342. Ich erö(fne di~ erste ~e
:sprechung und schließe sie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. 

Wir kommen zur zweiten Lesung. Ich rufe auf den 
,e1nzfgcn Artikel: ,,Der 18. Mal 1948 ist in Rhe!nland
P !alz gesetzlicher Feiertag". Darf ich bitten Herr 
Kollege Jacobs. 

A b g. J' a C O b S : 

Melne FrakUon bedauert außerordentlich, daß die 
"Mehrheit des Hohen Hauses den damaligen Antrag, 
den 18. März ais einen einmaligen Feiertag zu erklären, 
nicht zugestlm.mt hat. Wenn wir trotzdem heute die 
Zustlmmung dafür geben, daß der 18. Mai diesmal als 
Feiertag erklärt werden soll, dann darf das nicht als 
eine Anderung unserer bisherigen Einstellung betrach
tet werden, sondern lediglich als der Versuch, diesem 
bedeutungsvollen Jahr 1848 . und· seinem Gedenken 
wenigstens einen bestimmten Tag zu widmen. Wir sind 
nach wie vor der AuC!assung, daß der 18. März als der 
Beginn , einer revolutionären Entwicklung historls:.-h 
gesehen !ür uns bedeutsamer ist, wie wir glauben, daß 
es sinnvoller 1st anläßlich einer Geburt, statt des TQd~s 
zu feiern. 

Präsident Dlel; 
Das Haus hat von der Erklärung des Vertreters der 

SPD. Kenntnis genommen. Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung zur ?.wei
ten Lesung. 

Wir kommen nun zur Abstil"!)mung In der 2. Lesung: 
Ich bitte diejenigen, welche dem Gesetz zustimmen 

wollen, die rechte Hand zu erheben. (Geschieht.) Das 
lst dle überwältigende Mehrheit, soweU ich übersehen 
kann, clnstlmmlg. 

Wir kommen zur 3. Lesung des Gesetz~s. Ich P.röffne 
-d1e Bcsprechuni und schließe sie, da. Wortmeldungen 
nicht vorliegen. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Gesetz im 
ganzen. kh l>itte diejenigen, die in der Schlußabstim
"Inung dem Gesetz zustimmen wollen, sich von den 
Plätz.en zu erheben. (Geschieht.) Ich danke, das Gesetz 
fat einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zu dem zwelten Gesetzentwurf, 
Drucl,sachc 11/345. Entwurf eines Gcs.:!tzcs ilbcr die 
Felertare. 

kh eröITne dic, erste Lesung des Gesetzes und er
öffne die Besprechung. Das Wort hat der Abgeordnete 
Hartmann von der CDU. 

A b E;. II a r t m a n n : 
Meine Damen und Herr,~n! kh vermis~e im Entwurf 

folgendes: Bis dahin war es üblich, daß i.lnerhalb der 
einzelnen Bezirke der Regierungspräsident über die 
hler im § 1 vorgesehenen allgemeinen staatlichen Feier
tage noch bis zu 3 Feiertage im Jahre zulassen konnte, 
soweit sie in den Ilezirkcn üblich waren. Bcispiet-;weis.-! 
bcl uns war der Heilige-Drei-Königs-Tag (6 .• Tanuar) 
immer gesetzlicher Feiertag. Idl möchte bitten, daß eine 
derartige Vorschrift auch hier wieder vorgesehen wird. 

Präsident Diel: 
Herr Abgeordneter Hartmann! Würden Sie einen 

formulierten Antrag vorlegen? Soll die dritte Lesung 
verschoben werden auf morgen? (Abg. Hartmann: Ja
wohl!) Dann schlage ich dem Hause vor, daß nur die 1. 
und 2. Lesung heute erledigt wird, und daß die dritte 
Lcr.ung im Anschluß an das Gesetz über die Flaggen-· 
gesetzgebung morgen erfolgen soll. 

Ir.::h erürtnc die Besprechung in 1. Lesung und schließe 
.sie, da nunmehr Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. 

Wir kommen zur 2. Lesung des Gesetzes. Ich eröffne 
die Einzelbesprechung und rufe au! § 1, 2, 3 und 4, Ein
leitung und Ubcrschri!t. Diejenigen Damen und Herren, 
die dem Gesetz in 2. Lesung zustimmen wollen, bitte 
i<'h die Hand zu erheben. (Gesr.hieht.) Das ist die übcr
wäl tigende Mehrheit, der Gesetzentwurf ist angenom
men. Die 3. Lesung er!olgt dann also mor:;en. 

Wir kommen nunmehr zum nächsten Gegenstand, 
Punkt 6 cler Tagesordnu11g, Antrag der Fraktion der 
KPD. betr. Beschlagnahm~akfion von l\lotorr:.idcrn 
(Drucksache 11/278). Der .Ältestenrat schlägt dem Hohen 
Haus vor, diesen Antrag dem Verkehrs- und Finanz
ausschuß zu überweisen. Widerspruch erhebt sich nicht', 
es ist so beschloss.en. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 7 d'!r Taicsordnung: 
Antrag der Fraktion der CDU. betr. Landesi:csundhelt~
rat. Berichterstattung: Sozialpolitischer Ausschuß. 
Drucksache Il/ 190.} 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Hablghorst (CDU.). 

A b g. D r. H a b i g h o r s t : 
Meine Damen und Herren! Der Sozialpolitische Aus

schuß hat sich in seiner Sitzung vom 8. Januar 1948 
mit dem Antrag der CDU. betref!end Berufung eine'l 

· Landesgesundheitsrates (Drucksache II/130) beschäftigt. 
Herr Minister Jungias hatte in einer Landtagssitzung 
et·klärt, daß au! Grund eines Präsidialerlasscs vom 
20. September 1946 für das Land ein Landesgesund
heitsrat berufen wurde. Herr Ministerialdirektor Dr. 
Ingendaay überreichte in der Sitzung des Sozialpoliti
schen Ausschusses eine namentliche Liste der berufe
nen Mitglieder. Herr Dr. Ingendaay betonte, daß d!,g 
Rechtsgrundlage für die Berufung ein Präs!dialerlaß 
aus dem Jahre 19'46 sei. Dieser Landesgesundheitsrat 
besteht aus nicht ganz drei Dutzend Mitgliedern, in 
der Hauptsa che aus leitenden Professoren der medizl-: 
ni!,chen Fakultät der Universität Mai-nz, den Ministe
rialreferenten der e.inzelnen Regierungen und Vertre
tern der Standesorganisationen. Es handele sich dem
nadl um ein rein medizinisches Fachkollegium, da.3 
bisher noch nicht zusammengetreten sei. Nach einer 
langen Ausspradle, ob es zweckmäßig sei, einen neuen 
Ausschuß unter Hinzuziehung von Fachleuten t.U be
rufen, ging die allgemeine Ansicht dahin, von der NE!u
bildung eines besonderen Ausschusses abz.usehen. Die 
heute so dringende Frage der Gesundung und Gesund
ei:-haltung unseres Volkes sollte im Sozialpolitischen 
Ausschuß unter Hinzuziehung von Fachleuten aus dem 
bereits bcru!encn Landesgesundheitsrat bestellt wer
den. Es vrorde allgemein die Wichtigkeit dieser Aus
schußtätigkeit im Hinblick auf die schlechte Ernäh
rungs- und Versorgungslage unserer Bevölkerung be
tont. Besondere Aufmerksamkeit soll den landcsci~enen 
Anstalten geschenkt werden, die durch die Mitglieder 
d~ Sozialpolitischen Ausschusses besichtigt werden sol
len. Der Sozialpolitische Ausschuß kam zu folgendem 
Beschluß: 

„Der Sozialpolitische Ausschuß beschließt, von der 
Bildung eines Landesgesundheitsrates Abstand zu neh
men. Die demselben zugedachten Aufgaben werden 
von dem Sozialpolitischen Ausschuß unt~r Hinzuziehttn'..; 
der notwendigen Sachverständigen aus dem !Jcreit:s be
stehenden wissenschaftlichen Gesundheitsrat übernom
men und gelöst. 

Präside .nt Diel: 
Sie haben den Bericht des Bcrichterst.atte1·s gehört. 

Wir kommen nun zur Abstimmung Uber den eigent
lichen Antrag. kh bitte diejenigen, die dem Antrag 
zustimmen wollen, die Hand . zu erheben. (Geschieht.) 
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Das ist die überwältigende Mehrheit, der Antrag i~t 
ang~nommen. 

Wir kommen nunmehr zum nächsten Gegenstand, 
Punkt 8a der Tagesordnung: Antrag der Fraktion der 
SPD. betr. Landespollzelverwaltungsgesetz (Drucksache 
11/183). Berichterstattung: Hauptausschuß. Erfolgt Be
richt,:1 stattung? (Zuruf: Nein). 

Dc:nn darf ich über den Antrag selbst abstimmen las
sen. Der Inhalt des Antrages ist bekannt. Ich bitte die
jenigen, welche dem Antrag zustimmen wollen, die 
Hand zu erheben. Das ist die überwältigende Mehr
heit. Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen nunmehr zum Punkt 9 del' Tagesord
nung: Antrag der Fraktion der SPD. betr. Vergütung 
bei Ablieferung von Hiiuien (Druclcsadte 11/156). Be
richterstattung: Wirtschafts- und Verkehrsausschuß. 
Erfolgt Berichterstattung? (Zuruf: Nein!) 

Ich bitte diejenigen, welche dem Antrag selbst ihre 
Zu!>tinunung geben wollen, die Hand zu erheben. (Ge
schieht.) Das ist die Mehrheit, der An~rag ist ange
nommen. 

Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnunr: Antrar 
der l•'raktlon der CDU. betr. VersoJ"gung der berufs
tätigen !'rauen und werdenden Müttern (Drucksache 
III l ll ). Berichterstattung: Wirtschafts- und Vel'kehrs
auss(·huß. Abgeordneter Kuhn (SPD.) als Berichter
statter. 

Abg. Kuhn: 
Der Wirtschafts- und Verkehrsausschuß hat sich am 

15. Dezember vorigen Jahres mit der Vorlage der CDU. 
beschäfügl und kam zu folgender Entschließung: 

,.Dem Wirtschaftsministerium wird vorgei::chlagen: 1. 
Der Geschäftsschluß an Samstagnachmittagen ist durch 
Landesverfügung aufzuheben. 2. Die berufstätigen 
Frauen, die mindestens 36 Stunden wöchentlich arbei
ten, erhalten betriebsscitig einen Ausweis, der sie dazu 
berechtigt, sich bei ihrem Einzelhändler in eine Liste 
der Berufstätigen einzutragen. Die Eintragung ver
pflichtet den Einzelhändler zur Bereitstellung der zu
geteilten Waren und zur Regelung der Abholungszeit. 
3. Die Kartenstellen erhalten Anweisung, werdende 
Mütter an besonderen Abfertigungsstellen zu bedienen." 

Meine Damen und Herren! In wieweit die zuständi
gen Minister davon Gebraueh gemacht haben, durch 
Verfügungen entsprechend dieser Weisung zu ·1rcrfah
ren, ist mir nicht bekannt. 

Präsident Diel: 
Meine Damen und Herren! Sie haben den Antrag 

des Wirtschafts- und Verkehrsausschusses gehört. Ich · 
bitte diejenigen, welche diesem Antrag zustimmen wol
!en, die Hand zu erheben. Das ist die Mehrheit, der 
Antrag 1st angenommen. 

Wir k-0mmen nun zu Punkt 11 der Tagesordnung: 
Antrag der Fraktion der DP. betr. Requlsit:lonen 
(Drucksache 11/63). Berichter,;tattung: Hauptausschuß. 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Ritterspacher (CDU.). 
als Berichterstatter. 

Ab g. Dr. Ritters p a eher: 

Meine Dam('n und Herren! Wenn der Antrag der De
mokrafü:chcn Fraktion, Drucksache II/63, ganz allge
mein von Requisitionen spricht, so könnte die Mei
nung aufkommen, daß darunter nur die Leistungen 
zu verst<"h~n seien, die von deutschen Stel!Pn im Auf
tragc oder für Zwecke der Militärbehörden angefor
dert W'o'rden. Nach der Begründung de~ Antrages ist 
aber davon auszugehen, daß er auch solche Rf.>Quisl
tionen umfaßt, die von deutschen Stellen für deutsche 
Zwecke durchgeführt werden. Diese Meinung wurde 

aueh vom Hauptausschuß geteilt. Deshalb hat er in 
zwei Sitzungen ganz allgemein zu allen Fragen der 
Requisitionen Stellung genomm('n. Das Problem, das 
den Hauptausschuß beschäftigte, hat eine rechtliche 
und eine praktische Seite. Der Hauptausschuß hat sich 
bemüht, in beiden Richtungen zu brauchbaren Vor
schlägen zu kommen. Soweit sic>h die Requisitionen für 
die Besatzungsmacht nach bestimmten Rechtsregeln_ 
richten, handelt es sich um Vorschriften, die entweder 
von den Militärbehörden erlassen wurden oder dem 
VölkeITecht angehören. Im Hauptausschuß wurde her
vorgehoben, es sei kein Zufall, sondern unterstreiche· 
die Wichtigkeit der behandelten Materie, wenn in dem 
Abkommen betreffend die Gesetze und Gebräuche des 
Landkrieges vom 29. Juli 1899, bekannt unter dem 
Namen: ,.Haager Landkriegs-Konvention" ein beson
derer Abschnitt der militärischen Gewalt auf besetz
tem Gebiet gewidmet ist. Die vertragschließenden 
Teile, im ganzen 27 an der Zahl, waren von dem 
Wunsche beseelt, durcli. die erlassenen völkerN>cht
lichen Bestimmungen den Gesetzen der Menschlichkeit 
und den sich immer steigernden Forderungen der Zivi
lisation zu dienen, wie es in der Konvention heißt, den 
Krieg und die Besetzung eines Landes zu humanisie
ren und auf eine feste, allgemein gültige Rechti;grund
lage zu st.ellen. Es ist deshalb in der Konvention davon 
die Rede, daß diese Bestimmung den Kriegführenden 
als allgemeine Richtschnur für ihr Verhalten in den 
Beziehungen untereinander und mit der Bevölkerung 
dienen sollen. Es wird ferner davon gesprochen, daß 
bis :i:um Erlaß einei; vollständigeren Kriegsgesetzbuches 
die Bevölkerung und Kriegführenden unter dem Schutz 
und den herrschenden Grundsätzen des Völkerrechts 
bleiben, wie sie sich aus den unter gesitteten Staaten 
geltenden Gebräuchen und den Gesetzen der Mensch
lichkeit und aus den Forderungen des öffentlichen 
Gewissens herausgebildet haben. In dem Abschnitt, 
der sich auf die militärische Gewalt auf besetztem Ge
biet bezieht, ist bestimmt, daß die Landesgesetze be
rücksichtigt werden sollen, sofern keine unüberwind
lichen Hindernisse entgegenstehen. Die Ehre und die 
Rechte der Familie, das Leben der Bürger sowie das 
Privateigentum sollen geachtet werden. Das Privat
eigentum darf nicht eingezogen werden. Naturallei
stungen und Dienstleistungen können von Gemeinden 
oder Einwohnern nur für die Bedürfnisse des Besa t
zungsheeres, demnach nicht für Privatzwecke der Be
satzungsangehörigen gefordert werden. Sie müssen im 
Verhältnis zu d~ Hilfsquellen des Landes stehen. Der 
Staat., von dem die Besetzung ausgeht, betrachtet sich 
nur als Verwalter und Nutznießer der öffentlichen 
Gebäude, Liegenschaften, Wälder und landwirtschaft
lichen Anlagen, die dem besetzten Staat gehören und 
in dem besetzten Gebiet liegen. Die Besatzung ist ver
pfllchlef., den Grundstock dieser Güter zu schütz~n und 
sie nach den Regeln des Nießbrauchs zu verwa!t„n. 

Zwei Einwendungen können hier entgegengehalten 
werden: einmal, daß es Deutschland war, das unter der 
:F'll.hrung Hitlers sich von den bis dahin gültigen Ge
bräuchen sowie den Geboten des Rechtes und der Sitt
lichkeit losgesagt und den Krieg mit steigender Ver
rohung und Gewissenlosigkeit geführt hat. Weiter wird 
geltend gemacht, daß Deutschland seine Souveränität 
durch den gänzlichen Zusammenbruch völlig <:!ingebüßt 
und daß der Kontrollrat als jetziger Inhaber der Sou
verinität neue Rechl<;regeln für die Beziehungen zwi
schen der besetzenden Macht und der Bevölkerung auf
gestellt habe. Wenn man ab<'r ckr Meinung ist, daß 
die Haager Konvention durch diese Entwicklung im 
gnnzen oder in einzelnen Bestimmungen stillschweigend 
aufgehoben sei und daher nicht mehr gelte, so ist doch 
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nachdrückllch darauf hinzu weisen, daß die in der Kon
vention niedergelegten Grundsätze der Menschlich
keit und der allgemeinen menschlichen Zivilisation 
nach wie vor in Kraft sind, weil sie unabdingbare Re
eein des Völkerrechts bilden und daher durch keine 
Macht der Welt außer Kra!t gesetzt werden können. 
Schon dle Münchener Ministerkonferenz hat nach ei
nem Referat von Pro!. Carlo Schmid gefordert, daß das 
.Besatzungsrecht neu kodifiziert und Recht und P!llch
tcn der Besatzung und der Bevölkeruna: in einem Be
-satzungsstatut niedergelegt werden sollten. Seitdem 
haben alle Parteien diese Forderung aufgegriffen und 
-zum eiienen Programm erhoben. 

Herr Kollege Dr. Zimmer hat in seinen heutigen 
Darlegungen über die außenpolitische Lage die !'rage 
aufgeworfen, ob ein Besatzungsstatut überhaupt noch 
angebracht sei. Diese Frage sei durch die in der Z\\·i
schenzcll eingetretene außenpolitische Entwicklung und 
insbesondere durch die ln der Entwicklung begriffene 
westeuropäische Union überholt und es sei deshalb 
besser, von clnem Friedensstatut als von einem Be-
11atz.u11gsstalul zu reden. (Sehr richtig!) Ich bin der 
Meinuni, meine Damen und Herren, daß bis zur Ver
wirklichuog dieses Ideals noch viel, noch sehr viel 
Wasser den Rhein hinunterfließen wird und daß bis 
dahin der heulige Zustand der Rechtsunsicherheit und 
<!er Rechtslabilität durch ein festes Rechtsgebäude in 
Form eines Besatzungsstatuts abgelöst werden muß, 
das e{nhe!tllch für alle Zonen Geltung haben soll. (Sehr 
richt4l!) 

Der Hauptausschuß hat sich eingehend m!t cier Frage 
bcschä!Ugl, wie den berechtigten Klagen über Requi
sitionen für die Besatzungsmacht abgeholfen werden 
könne. Es wurde mit Dank anerkannt, daß wilde Re
QUisitioncn nachgeordneter Dienststellen nach den von 
der Ecsat.z.ungsmaclü erlassenen Bestimmungen und 
nach dem Willen der vorgesetzten D~enstste!Ien unter
bunden werden müssen, und daß In vielen Fällen Ab
bU!e Jileschaf!en wurde. Ei. wurde ferner der beacht
Uche VorschlaJi: gemacht, man solle die häufig benötig
ten Möbel und andere Einrichtungsgegenstände in ei
nem Um!ang anfortigen, daß auch plötzlich auftretende 
Requlsllloncn in kürzeste~ Frist erledigt werden kön
nen. Die lautgewordenen Klagen bezogen sich aber 
auch darau!, daß einzelne Gemeinden mit besonders 
großer Einquartierung unter den gestellten Anforde
rungen schwer zu leiden haben. Das bezieht sich nicht 
nur auf die Zahl der beschlagnahmten Wohnungen, 
sondern auch auf den Umfang der angeforderten Ein
richtungen. So wird berichtet, daß in einem Ort des 
Hunsrück:. mit 3500 Einwohnern 98 Wohnungen von 
2 bis 6 Zimmern und dazu noch 24 Einzelzimmer, alle 
mit Einrichtungen, beschlagnahmt worden seien. Dabei 
hat dieser Orl unter den Kriegseinwirkungen außer
ordentlich schwer gelitten. 110 Wohnungen sind zer
stört. Die 3500 Einwohner müssen sich mit 748 Woh
nungC11 zufrieden geben. Die Elnquartierungslasten 
werden In solchen Fällen umso drückender empfunden, 
als nlcht selkn beim Wechsel der Einquartierung neue 
Truppen aufziehen und die Familien der bisherigen 
Besalzung vol'läufig zurückbleiben. Es wird mit Recht 
i:efordcrt, daß diese Einquartierungslasten, wie über
haupt die Kriegslasten auf breitere Schultern gelegt, 
und daß zu diesem Zweck ein Zentralbcsat.zungsamt 
filr das ganze Land geschaffen wird, das einzelnen, be
sonders unterstülzungsbedürftigen Gemeinden unter 
die Arme greift. 

Meine Damen und Herren! Der Hauptausschuß hat 
nach dieser Prüfung der völkerrechtlichen Seite der 
Requisitionen auch die Leistungen überprüft, die für 
Zwecke deutscher Stellen gefordert werden und auf die 

innerdeutsche Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Der 
Ausschuß kam nach eingehenden Darlegungen des 
Herrn Finanzministers und des Herrn Wirtschafts
ministers zu dem Ergebnis, daß trotz vielfach erhobe
ner Bedenken d!e Grundlage solcher Leistungen immer 
noch das Reichsleistungsgesetz bildet, welches mit Zu
stimmung der Besat.zungsbchürden in Kraft ist. Da es 
aber in scincm Aufbau und In seinen materlell,m Be
stimmungen durch die neuzeitliche Entwicklung, die 
nach dem völligen Zusammenbruch entstanden ist, 
schon längst überholt ist, hat der Hauptausschuß den 
dringenden Wunsch ausgedrückt. daß es mBglichst bald 
durch ein modernes Sachleistungsgesetz erselzt wird. 
Der Herr Justiz-Minister hat mitgeteilt, daß ein ent
sprechender Gesetzentwur! in den Grundzügen schon 
fertiggestellt sei, und daß dieser Entwurf dem Land
tag in Bälde zugeleitet werde. Lebhafte und häutige 
Klagen werden darüber vorgebracht, daß die Beschlag
nahme von Kraftwagen nicht immer in Einklang stehe 
mlt den rechtsstaatlichen Grundsätzen. Der Herr Ver
kehrsminister hat dankenswerterweise schon vor län
gerer Zeit die nachgeordneten Behörden angewiesen, 
daß künftig ganz allgemein Kraftwagen nicht mehr 
wie bisher, zur Verfügung, sondern nur noch zur Be
orderung beschlagnahmt werden dürfen. Den Eigen
tümern bleibt das Eigentum erhalten, nur der Besitz 
geht in Form eines Miet- oder Leihverhältnisses au! 
den neuen Besitzer über. Trotz dieser bestimmten An
weisung gehen deutsche Stellen noch vielfach willkilr
lich und unter Verletzung bestehender Rechtsgrund
sätze vor. Nicht seiten werden Beschwerden gegen dle 
Praxis der Straßenverkehrsstellen erhoben. Wie kommt 
es zum Beispiel, daß ausgerechnet der Leiter einer 
Straßenverkehrsstelle der Pfalz einer der ersten war, 
der sein kriegsbeschädigtes Haus wieder aufbauen 
konnte (Hört, hört!), und daß ausgerechnet die Firmen, 
die ihn mit Baustoffen belie!erten oder sonst beim 
Wiederaufbau beteiligt waren, mit Kraftwagen belie
fert worden sind! Wie kommt es, daß alte Mitglieder 
ode!' Nutznießer der Partei heute noch ihnm Kraft
wagen benützen dürfen, obwohl sie ihn nicht dringend 
für geschäftliche oder andere Zwecke benötigen, wäh
rend Geschäftsleute, die nicht bei der Partei waren, 
trotz vielfacher Vorstellungen bei der Zuteilung von 
Kraftwagen völlig leer ausgehen, obwohl sie auf die 
Benutzung eines Wagens unbedingt a~ewtesen sind. 
Der zuständige Minister müßte es als eine dankbare 
Aufgabe betrachten, hier nach dem Rechten zu sehen 
und den Augiasstall m!t eisernem Besen auszukehren. 

Meine Damen und Herren! Die Forderungen des 
Hauptausschusses wurden in einer einstimmig ange
nommenen Entschließung niedergelegt. Es heißt darin: 
,,Die Landesregierung wird ersucht, mit der Militfü·
regierung Verhandlungen darüber aufzunehmen, daß 
1. die Einschränkung der Requisitionen mit Rückstchl 
auf die Notlage unseres Landes auf das unbedingt er
fcrderliche Maß vorgenommen wird; 2. die Landes
regierung wird weiter ersucht, unverzUglich für eine 
zweckmäßige Organisation der Rcquisitionsdienststel~ 
len unseres Landes und einen gleichmlißigen Vüllzug 
der Requisitionen zu sorgen, insbesondere wird hier 
der Erlaß entsprechender Richtlinien angeregt; 3. den 
Entwurf eines neuen Sachleistungsgesetzes dem Land
tag vorzulegen, durch den das bisherige Reichslei
stungsgesetz zu ersetzen ist." 

Ich empfehle dem Hohen Hause die einstimmige An
nahme dieser Entschließung. 

Präsident Diel: 
Sie haben alle den Bericht gehört. Ich bitte diejeni

gen, welche den Vorschlag des Hauptausschu<;ses an-



Stenographische Protokolle des Landtages von Rheinland-Pfalz, I. Wahlpertooe 

nehmen wollen, die rechte Hand zu erheben. (Ge
schieht.) Das ist die Mehrheit, der Antrag ist ange
nommen. 

Wir kommen nun zu Punkt 13 der. Tagesordnung: 
1. Bu-atung eines Antrages d'er CDU betr. Gi!lsetz über 
dle Rechtsfähigkeit der Parteien (Drucksache ß/%83). 

Der Ältestenrat schlägt vor, diesen Antrag dem 
Rechtsausschuß zu überweisen. Widersprudl. erhebt 
sidl. nicht, es ist so beschlossen. 
. Wir kommen zu Punkt 15 der Tagesordnung: Antrag 

dt'r Fraktion der SPD betr. Aufhebung der Verfügung 
übel" die Organisation der gewerblidlen Wlrlscbaft 
(Drucksache 11/285). 

Meine Damen und Herren! Zu diesem Punkt der 
Tagesordnung liegt ein Schreiben des Herrn Verkchrs-
mini5ters vor, in welchem er mitteilt: · 

,,Zu Punkt 15 der heutigen Tagesordnung des Land
tages überreiche ich Ihnen anliegend Durchschrift einer 
Landesverfügung, die ich Sie bitte, dem Hohen Hause 
mitteilen zu wollen. 

Landesverfügung betr. Aufhebung der Landesver
fügung über die Organisation der gewerblichen Wirt
schaft vom 3. 10. 47. Die Landesverfügung über die 
Organisation der gewerblichen Wirtschaft vom 3. 10. 47 
wird hiermit aufgehoben. Eine geseWiche Regelung 
der Organisation der gewerblichen Wirtschaft wird 
vorbereitet. 

Unterschrift gez.: Neumeyer 
Staatsminister." 

Damit, meine Damen und Herren, ist das, was in 
eiern Antrag die Fraktion der SPD verlangt hat, tat
sächlich geschehen. (Zwischenruf Abg. Bögler: Als Er
gebnis des Antrages, nehmen wir an!) 

Präsident Diel: 
Ich stelle fest, daß das nun erledigt ist. 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, zu

rückzukommen auf Punkt 4 der Tagesordnung. Die 
Fraktion dieses Hauses, die Vertagung gewünscht hat, 
hat ihren Antrag zurückgezogen; es steht darwn nichts 
im Wege, diesen Punkt der Tagesordnung heute zu 
erledigen. Anschließend sdl.lage ich dem Hause vor, 
sich zu vertagen. Ich eröffne also über Punkt 4 der 
Tagesordnung über das Gesetz betreffend Ausffthrnn11r 
des Artikels '14 der Verfassung die Besprechung. Ich 
eröffne die 1. Bespreclmng und schließe sie, da Wort
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur zweiten 
Lesung des ~setzes. Ich eröffne die Einzelbespre
chung und rufe auf §§ 1, 2, (Zwischenruf) Herr Mini
ster Haberer! 

St a a t s m i n ist e r a. D. D r. Ha b er er : 
Meine Damen und Herren! Es hat sich ln Artikel 2 

ein Fehler eingeschlichen, der seinen Grund in der 
Unkenntnis der heraldischen Gesetze hat. Der Schild 
wird nämlich nicht betrachtet vom Be-schauer her, son
dern vom Schildhalter her. Infolgedessen sind die bei
den Worte „links" und „rechts" in der dritten Zeile 
des Artikels 2 auszuwechseln, also bei links muß das 
,,rechts" heißen, wo es rechts heißt, muß es ,,links" 
heißen. (Zwisdl.enruf: Gilt das auch für das Plenum?) 
(Heiterkeit.) 

1. Vizepräsident Röhle: 
Ich rufe weiter auf: §§ 3, 4, 5. Abgeordneter Her

mans (CDU.) hat das Wort. 

Abg. Hermans: 
In § 5 Abs. 2 scheint noch eine kleine Ergänzung 

notwendig zu sein. Ich v.;ürde vorschlagen, Abs. 2 fol-

gende Fassung zu geben: ,,Das kleine Landessiegel 
führen alle Landesbehörden und die sonstigen von der 
Landesregierung hierzu ermächtigten Stellen. 

1'. Vizepräsident Röhle: 
Sie haben den Antrag gehört. Widerspruch erhebt 

sich nicht. Dann stelle ich die Annahme mit der von 
Koll€'gen Hermans vorgeschlagenen Form fest. Ich 
rufe weiter auf §§ 6, 7 und 8, Einleitung und über
schrift. Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
das Gesetz im ganzen in zweiter Lesung. Ich bitte die
jenigen, welche das Gesetz in der vorgeschlagenen 
Form annehmen wollen, die Hand zu erheben. (Ge
schieht.) Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 
Wir kommen zur dritten Lesung. Ich eröffne die Be
sprechung und rufe auJ §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 8, Ein
leitung und überschritt. Der Abgeordnete · Wohlleben 
(DP.} hat das Wort. 

Abg. Wollehen: 
Ich bitte doch, bevor über § 8 abgestimmt wird, auch 

das Datum des Inkrafttretens noch .einzusetzen. 

1. Vi zepräs ld en t Rö h le: 
Sie haben recht. Welches Datum? 

Staatsminister Steffan: 
Dieses Landesgesetz tritt mit dem Tage der Ver

kündung in Kraft. 

l. Vizepräsident Röhle: 
Wir kommen nunmehr zur Schlußabstimmun~ über 

das gesamte Ge;etz in dritter Lesung. Ich bitte die
jenigen Damen und Herren, die dem Gesetz ihre Zu
stimmung geben wollen, sich von den Plätzen zu er
heben. (Geschieht.) Gegenprobe, Stimmenthaltung? Ich 
darf feststellen, meine Damen und Herren, daß auch 
dieses Gesetz in dritter Lesung einstimmig angenom
men ist. Id:l schlage vor, daß wir uns vertagen. Mit 
RUcksicht auf die Notwen~eit einer Reihe dringen
der l'ragen, die in den Ausschüssen zu beraten sind, 
möchte kh dem Haus vorschlagen, morgen vonnittag 
sltzungsfret zu lassen und morgen um 15 Uhr zu be
ginnen. Abgeordneter Wolters (CDU.) hat das Wort. 

A b g. W o lt e r s : 
Als Vorsitzender des sozialpolitischen Ausschusses 

hatte ich vor vier Wochen vereinbart, daß in der 
heutigen Landt.agssitzung ein Beridl.t über die Landes
versorgungsanstalt Speyer und über die Heil- und 
Pflegeanstalt .Klingenmilnster abgegeben würde. Der 
Bericht wird noch kurze Zeit in Anspruch nehmen, 
und ich bitte, ihn vielleicht auf die morgige Tagesord
nung zu set7.en, soweit das möglich ist. 

1. Vizepräsident Röhle: 
Meine Damen und Herren! Sie haben den Vorschlag 

des Herrn Abgeordneten Wolters gehört. Der Beridl.t 
wird also nadl Punkt 39 der gedruckten Tagesordnung 
erstattet. Ich hoffe, das Haus ist hiermit einvershnden. 

Ich möchte nunmehr dem Hause bekanntgeben, 
werdle Ausschüsse morgen tagen. 

Um 9.30 Uhr im Hotel Dierkcr der Kulturpolitische 
Ausschuß, um 9.30 Uhr der sozialpolitische Ausschuß 
im Rathaus in Bad Ems, um 9.30 Uhr der Ernährungs
aur.schuß im Hotel „Prinz Karl", und um 10 Uhr der 
Petitionsausschuß ebenfalls im Hotel „Prinz Karl". Die 
Tagesordnung für morgen steht fest. Ich schließe die 
Sitzung 

Sdl.luß der Sitzung 18 Uhr. 


